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 für unsere Küche zu suchen. Einmal gefunden, pflegen wir langjährige Partnerschaften 

mit unseren Lieferanten. Dadurch unterstützen wir unsere Bauern und Bäuerinnen und 

      schonen durch kurze Transportwege die Umwelt. 

 Als Spezialist für Kinderernährung überlassen wir nichts dem Zufall. Deshalb kochen 

wir schon seit langem mit Lebensmitteln in Bio-Qualität und frischen Zutaten aus  

 Österreich. Unser Einkaufsteam ist im ganzen Land unterwegs, um die besten Zutaten  

   > Obst, Gemüse, Milch und Fleisch – 
        so oft wie möglich Bio … <  

Ditta, Evita oder Anuschka – die Namen unserer 

Erdäpfelsorten klingen zwar nicht wirklich öster- 

 reichisch, sie wachsen aber alle auf dem Biohof 

Niedermayer im Weinviertel. Das Bio-Gemüse für 

unsere Gemüsebällchen kommt aus dem Marchfeld; 

das Bio-Rindfleisch für unsere Spaghetti Bolognese 

stammt von Tiroler Rindern. Wir kochen in unserer 

   Küche ausschließlich mit österreichischer Bio- 

   Milch. Die Bio-Äpfel für unseren Apfelschmarren 

  kommen von steirischen Bio-Bauern. Die Eier, die  

 wir in unserer Küche verkochen, sind ausschließlich 

  aus Bio-oder Freilandhaltung. Gut zu wissen: Als 

 Unternehmen mit Bio-Zertifizierung garantieren  

 wir, dass Bio drinnen ist, wo Bio drauf steht.  

 

     > … und zu 100% aus Österreich <  
Nicht nur Obst, Gemüse und Milchprodukte sind bei 

 uns regional. Auch was das Fleisch für unsere Speisen 
betrifft, sind wir wahre Patrioten. Unser Rind-, Kalb-, 
Schweine- und Hühnerfleisch ist zu 100 % heimisch.  
Dabei achten wir ganz bewusst darauf, möglichst das 

 ganze Tier zu verwerten. Beispielsweise verwenden 
  wir für unsere Fleischbällchen nur saftiges Hühner- 
  keulenfleisch. Das schmeckt nicht nur gut, sondern 
 ist auch nachhaltig. Denn Lebensmittel sind wertvoll 
 und darum gehen wir sorgsam  
    mit ihnen um. 

 

  „Neugierig geworden?  

Mehr Infos gibt’s  
hier unter ...“

www.gourmet-kids.at

Gute Zutaten – gutes Essen
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Mit der gegenwärtigen globalen Gesund-
heitskrise gehen drastische wirtschaftliche 
und soziale Folgen einher. Obwohl die 
 Arbeitslosenzahlen zuletzt gesunken sind, 
hat sich die Situation am Arbeitsmarkt in 
Österreich dramatisch verschärft und die 
bereits hohe Anzahl der Langzeitarbeits-
losen ist weiter gestiegen. Menschen in den 
unterschiedlichsten Lebenslagen oder 
 Altersgruppen, mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen oder nicht mehr nachgefrag-
ten Qualifikationen leiden unter Beschäfti-
gungslosigkeit, finanziellen Einbußen, 
 Unsicherheiten und fehlenden Perspektiven. 
Dies hat auch Auswirkungen auf eine 
 Gesellschaft als Ganzes. Alle politischen 

Ebenen sind angesichts des beschleunigten 
Strukturwandels gefordert, Lösungen aktiv 
mitzugestalten und dem Auseinander-
driften der sozialen Schere gegenzusteuern, 
insbesondere Städte und Gemeinden 
 benötigen ausreichende Investitions-
spielräume. 
Bislang konnten die vom Bund gesetzten 
Maßnahmen eine Abwärtsspirale abfedern, 
die Entwicklung langfristiger Konzepte, die 
Schließung von Bedarfslücken und der 
 Einsatz vielfältiger arbeitsmarktpolitischer 
 Instrumente, die lokale Bedingungen 
 berücksichtigen, sind momentan jedoch 
 gefragter denn je. Unsere Forderungen an 
den Bund bleiben daher aufrecht. 

Rekord- 
Arbeitslosigkeit

Was können Städte und Gemeinden gegen  
die drohende Abwärtsspirale tun?
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Thomas Weninger
Generalsekretär Österreichischer Städtebund

Michael Ludwig
Präsident Österreichischer Städtebund

Editorial
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Fonatsch GmbH · A-3390 Melk ·  Industriestraße 6 · T +43 / 2752 /52723-0 · E station@byfonatsch.com · I  stationbyfonatsch.com

as Design ist unverwechselbar und hebt sich deutlich 
von herkömmlichen Buswartehäuschen ab. Die station BY
FONATSCH besticht nicht nur durch Optik sondern auch

mit vielfältigen Funktionalitäten. CO²-neutrale Beleuchtung mit LED
Technik, intelligente Lichtsteuerung für bedarfsgerechte Beleuch-
tung, große Glas-Photovoltaikmodule und Batteriespeicher für En -
er gieautarkie bietet dieses multifunktionale Wartehaus. Hochwer-
tige Materialien wie eine verzinkte und beschichtete Stahlkonstruk-
tion, eine Verkleidung in Holzoptik sowie eine Sitzbank in Buche geölt
sind neben Sicherheitsglas die optisch ansprechenden und hoch-
wertigen Materialien die zum Bau verwendet werden.

Neben diesen Grundeigenschaften sind vor allem die Funk   tio -
nalitäten für den Nutzer das A und O. Die mittels Solarzellen er-
zeugte Elektrizität wird entweder gespeichert oder gleich genutzt.
Eine Anbindung zum Stromnetz ist nicht erforderlich, der Bedarf
kann eigenständig gedeckt werden. Photovoltaik hilft den CO² Aus-
stoß zu senken und spart Kosten da auch keine Verkabelung not-

wendig ist und keine laufenden Stromkosten anfallen. Der beleuch-
tete Infopoint versorgt Bürger und Fahrgäste mit allen essentiellen
Informationen. Egal ob Fahrplan, Neuigkeiten aus der Gemeinde
oder eine Plakatfläche für Werbezwecke – ganz individuell sind die
Nutzungsmöglichkeiten der witterungsbeständig verkleideten und
gut beleuchteten Schaukästen. Der modernen Kommunikation von
heute werden wir mit USB-Ladestationen und WLAN gerecht. Dies
macht aus dem Buswartehaus eine Wartezone der Zukunft. Erwei-
tert wird das Angebot um eine E-Bike Ladestation die nicht nur die
Infrastruktur in der Gemeinde verbessert sondern auch praktisch
ist für den Nutzer. 

Moderne  LED-Technik mit optimierter Linsenoptik erhöht die Si-
cherheit und das Wohlbefinden und ist nicht nur optisch ein Hingu-
cker. Eine intelligente Lichtsteuerung sorgt auch für eine lange 
Beleuchtungsdauer. Die Möglichkeit eines Notfallknopfs rundet den
Sicherheitsaspekt ab. Last but not least gibt es die station BY 
FONATSCH auch mit einem begrünten Dach.

D
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Girls, Alleinerzieherinnen & Gewaltschutz
Die Städte Graz und Linz haben ihre Frauenpreise digital verliehen.

Das Referat Frauen & Gleichstellung der 
Stadt Graz hat die Verleihung des Grazer 
Frauenpreises heuer aus dem Theater im 
Bahnhof live gestreamt. Gekürt wurde dies­
mal das Projekt „Tanaka – girls day“, einge­
reicht von Precious Nnebedum. Petra Ruz­
sics-Hoitsch, Leiterin des Projekts „Allein­
erziehende“ der Katholischen Aktion der 
Diözese Graz-Seckau, konnte sich ebenfalls 
über eine Würdigung freuen: Für ihr großes 
Engagement, aber auch stellvertretend für 
viele Alleinerziehende (90 % Frauen), die 
gerade in der Corona-Zeit mit großen Her­
ausforderungen konfrontiert sind, weil 
finanzielle Reserven aufgebraucht oder Be­
treuungsnetzwerke weggefallen sind, hat 
Petra Ruzsics-Hoitsch von Frauenstadträtin 
Judith Schwentner den Frauenpreis für das 
Lebenswerk entgegengenommen. 

Der mit 3.600 Euro dotierte Frauenpreis 
der Stadt Linz erging an das Projekt 
„PERSPEKTIVE:ARBEIT“ vom Gewalt­
schutzzentrum OÖ. „PERSPEKTIVE:  
ARBEIT“ ist das erste Projekt in Österreich, 
welches für gewaltbetroffene Frauen und 
Mädchen Unterstützung beim (Wieder-)
Einstieg in den Arbeitsmarkt oder in 
schwierigen Arbeitssituationen anbietet. 
Ziel ist es, Frauen persönlich und wirt­
schaftlich zu stärken, sodass sie eine geeig­
nete Beschäftigung erlangen, einen Ausbil­
dungsplatz finden oder den bestehenden 
Arbeitsplatz, welcher durch die Gewalt­
situation gefährdet ist, zu behalten. 

www.graz.at/frauenpreis  
www.linz.at/frauen/4927.php

Grazer Frauenpreis 2021. V. l. n. r.: Lydia Lieskonig, Margarete Maierhofer-Lischka,  
Doris Kirschner, STRin Judith Schwentner, Pia Hierzegger, Precious Nnebedum,  
Petra Ruzsics-Hoitsch

Florian Bachmayr-
Heyda

Christian Scheider

Gerhard Köfer

Maria-Luise 
Mathiaschitz

V. l. n. r.: Jutta Reisinger (Frauenbeauftragte der Stadt Linz,  Anna Hochreiter  
(Projekt PERSPEKTIVE:ARBEIT),  Bürgermeister Klaus Luger,  Eva Schuh (Geschäfts
führerin Gewaltschutzzentrum OÖ), Frauenstadträtin Eva Schobesberger, Elisabeth 
Leitner-Rauchdobler (eine der Jurorinnen), Maria Gruber (Projekt PERSPEKTIVE:ARBEIT)

Neubesetzungen
Neue Bürgermeister in Kärntens 

Städten, neuer Stadtamtsdirektor  
in Bregenz

Trauer um Walter Prior

In Kärnten gab es nach den Gemeinderats­
wahlen einige Stichwahlen und folglich gibt 
es neue Stadtchefs: Christian Scheider 
(Team Kärnten) löste Maria-Luise Mathia­
schitz (SPÖ) ab und ist neuer Bürgermeister 
der Stadt Klagenfurt. Maria-Luise Mathia­
schitz zog sich aus der Politik und den 
Gremien des Österreichischen Städte­
bundes zurück.
Leopold Astner (ÖVP) folgt in Hermagor 
auf Siegfried Ronacher (SPÖ). 
In Spittal an der Drau ist mit Gerhard Köfer 
(Team Kärnten) wieder ein alter, neuer 
Bürgermeister am Ruder.
In Bregenz folgte Florian Bachmayr-Heyda 
als Stadtamtsdirektor Klaus Feurstein nach.
Der neue Stadtamtsdirektor war zuvor 
Landesvolksanwalt gewesen.

Der ehemalige Bürgermeister von Siegen­
dorf verstarb im April, er war lange Jahre 
Landtagspräsident und Mitglied im Europä­
ischen Ausschuss der 
Regionen. Walter 
Prior suchte stets 
den Konsens zwi­
schen den Parteien, 
den Volksgruppen, 
innerhalb der euro­
päischen Regionen.
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Gestalte deine Straße
Neues Tool der TU Wien

Ein guter Tag hat 100 Punkte
20 Badner Familien testen das Klimaschutzabkommen. 

Geht sich hier ein baulich getrennter Radweg aus? Wie würde die 
Straße als Allee aussehen? Der Forschungsbereich für Verkehrs­
planung und Verkehrstechnik (TU Wien) hat ein neues Tool für 
alle, die schnell und unkompliziert einen Straßenquerschnitt – im 
Bestand oder im Idealzustand – zeichnen wollen, entwickelt. 
Einzelne Elemente (Fahrbahnen, Gehsteige, Bäume, Bushalte­
stellen etc.) werden von der Auswahlleiste am unteren Bildschirm­
rand in die Mitte des Bildschirms gezogen. Mit der Maus lässt sich 
die Breite ändern und lassen sich detailliertere Einstellungen 
(Fahrtrichtung, Abbiegespuren etc.) vornehmen, auch die Häuser 

bzw. Randflächen kön­
nen so angepasst werden. 
Mehr Infos findet man 
unter https://blog.fvv. 
tuwien.ac.at/2021/03/
streettuner/, hier der 
Link zum Ausprobieren: 
https://streettuner.fvv.
tuwien.ac.at/.

Bei der Pariser Klimakonferenz 2015 wurde das Ziel gesetzt, bis 
2050 nahezu ohne Treibhausgasemissionen zu leben. 20 Familien 
aus Baden machen nun den Praxistest und versuchen, ihr Leben 
klimaneutral zu gestalten: In einem ersten Schritt wird der Aus­
stoß von klimawirksamen Gasen analysiert. 100 Punkte sind um­
gerechnet das tägliche Budget von 6,8 kg CO₂-Äquivalenten – 
jene Menge, die pro Mensch und Tag ausgestoßen werden darf, 
um unser Klima im Gleichgewicht zu halten. Wer mehr braucht, 
lebt auf Kosten von Menschen in anderen Regionen oder künfti­
ger Generationen. Im Durchschnitt brauchen wir immer noch  
450 Punkte. Anhand der Basisanalyse werden dann Bereiche wie 
Mobilität, Ernährung, Konsum, Strom etc. betrachtet und via App 
erfasst. Mit Unterstützung der Klimamodellregion Baden und des 
Energiereferats werden im aktuellen Testmonat Angebote ge­
schnürt, um den CO2-Ausstoß zu verringern. In einer Abschluss­
phase reflektieren die TeilnehmerInnen ihre Erfahrungen und 
formulieren Empfehlun­
gen an politische Ent­
scheidungsträgerInnen: 
Welche Rahmenbedin­
gungen sind abseits von 
individuellen Handlungs­
spielräumen nötig, um die 
Klimaziele zu erreichen? 
Die Ergebnisse sollen 
Ende Juni vorliegen.
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TwinSAFE 
Systemintegriert und mit 
Logic in allen Komponenten

PC-based Control 
Eine Steuerungsplattform für 
alle Maschinenfunktionen

Integriert Automation und 
Safety auf einer Plattform: 
TwinSAFE

www.beckhoff.com/twinsafe
Als Spezialist für PC-basierte Steuerungstechnik bietet Beckhoff 
mit TwinSAFE die Möglichkeit der kompletten Systemintegration 
einer offenen und hochflexiblen Safety-Lösung. Über die Integration 
in die zentrale Automatisierungsplattform entstehen homogene 
Maschinenkonzepte mit direkter Safety-Anbindung an PLC, Motion 
Control, Messtechnik, IoT und Vision. Maschinen- und Anlagen-
entwickler können mit Beckhoff auf ein umfassendes Portfolio 
zurückgreifen, das alle Safety-Komponenten in Hard- und Software 
abdeckt. Endkunden erhalten Maschinen mit einer ganzheitlichen, 
hochskalierbaren Steuerungslösung und profitieren zugleich von 
reduzierten Kosten für die Safety-Integration.
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Internationaler Frauentag 
8. März 2021

1:	� Innsbruck: 
Widerständig, solidarisch,  
unbeugsam
Die Frauen*vernetzung, ein breites, femi­
nistisches Bündnis, das sich mit Unterstüt­
zung der Stadt Innsbruck engagiert, hat 
trotz der herrschenden Pandemie unüber­
sehbare Akzente mit Folder und Plakaten in 
der Stadt gesetzt. Der öffentliche Ort vor 
dem beflaggten Rathaus diente als kreative 
Werkstatt für Transparente und Tafeln für 
die Frauendemo, an der rund 1.000 Men­
schen teilnahmen. Ein starkes Signal von 
und für die Frauen in unserer Stadt!

2:	� St. Pölten:  
Wenn Heldinnen  
die Luft ausgeht
Leider braucht es den Internationalen 
Frauentag auch weiterhin, um weltumspan­
nend Frauenrechte einzufordern, auf die 
aktuelle Situation der Frauen hinzuweisen 
und auf ihre Anliegen aufmerksam zu 
machen. St. Pölten legte mit einer gemein­
samen Presseaussendung mit der Frauen­
plattform den Fokus auf „365 Tage mit 
Corona“. Und das NÖ Armutsnetzwerk lud 
zum Online-Pressegespräch über „Wenn 
Heldinnen die Luft ausgeht – Frauen in der 
Corona Krise“. Mit Filmen von und über 
Frauen zelebrierte Cinema Paradiso 
gemeinsam mit dem Büro für Diversität der 
Stadt St. Pölten den Internationalen 
Frauentag am 8. März.

3:	� Graz:  
Uns reicht’s – Solidarität jetzt!
In Graz hat sich für den Internationalen 
Frauen*tag 2021 ein sehr breites und viel­
fältiges Bündnis aus allen gesellschaftlichen 
Bereichen zusammengetan. 93 Veranstal­
tungen und Aktionen rund um den 8. März 
waren das Ergebnis, davon 19 am Weltfrau­
entag selbst: virtuelle Diskussionen, Work­
shops, Präsentationen und als Höhepunkt 

die Demo, auf der mit Abstand und Maske 
ein lustvolles und gar nicht leises Zeichen 
für eine solidarische Gesellschaft gesetzt 
wurde. 

4:	� Bruck an der Mur:  
Weniger ich. Mehr wir.
Das überparteiliche Frauennetzwerk 
gestaltete in Bruck an der Mur ein Video 
www.youtube.com/watch?v=7MeOdN6qn 
LA&t=16s und macht in einem Artikel in 
der Obersteirischen Rundschau auf die Vor­
teile und die Vielfalt des Netzwerkens im 
Bezirk Bruck-Mürzzuschlag aufmerksam.

5:	� Klagenfurt:  
Aufmarsch der Quotenfrauen
Am 8. März 2021 eroberten die Quoten­
frauen den öffentlichen Raum vor dem 
Rathaus Klagenfurt. Organisiert von VADA 
(Verein zur Anregung des dramatischen 
Appetits) gab es ein abwechslungsreiches 
Programm mit Reden, Theater, Kunst und 
Musik und die Möglichkeit, die Mauern des 
Patriarchats niederzureißen. Unterstützend 
mit dabei: Bürgermeisterin Maria-Luise 
Mathiaschitz und die Leiterin des städti­
schen Büros für Frauen, Chancengleichheit 
und Generationen Astrid Malle.

6:	� Wels:  
Johanna Dohnal und  
Feminismus heute
In einer Kooperation Stadt Wels/Frauen­
büro mit dem Medien Kultur Haus wurde 
heuer ein Talk unter dem Titel „Johanna 
Dohnal und Feminismus heute“ live 
gestreamt. Unter der Moderation von 
Dominika Meindl diskutierten Gabi Ober­
linninger, Geschäftsführerin des Frauen­
haus Wels, Alexandra Weiss, Politikwissen­
schafterin und Autorin und Claudia Glössl, 
Frauenbeauftragte der Stadt Wels. Dazu 
lasen sie aus den Büchern „Johanna 

Dohnal, ein politisches Lesebuch“ und 
„Johanna Dohnal und die Frauenpolitik der 
Zweiten Republik“. Zum Nachschauen 
unter: www.medienkulturhaus.at/

7:	� Schwaz:  
öffentlicher Ideenaustausch
Bürgermeister Hans Lintner, Julia Muglach 
(GR für Familie, Jugend und Frauen) und 
Elisabeth Stolz (Frauenbeauftragte der 
Stadt Schwaz) präsentierten Wünsche an 
und von Schwazer Frauen und Forderun­
gen für Frauen, die auch über die Home­
page und die sozialen Medien der Stadt 
Schwaz veröffentlicht wurden.

8:	� Wien:  
Frauen. Gestalten. Zukunft.
Vizebürgermeisterin und Frauenstadträtin 
Kathrin Gaál und die Frauensprecherinnen 
aller Parteien hissten auch heuer die Frau­
entags-Fahne am Rathaus. Unter frauen­
tag.wien.gv.at gab es ein spannendes und 
vielfältiges Programm. Frauenservice-
Leiterin Marion Gebhart führte virtuell 
durch die Pionierinnengalerie im Arkaden­
hof des Wiener Rathauses, wo die neuen 
Tafeln von Mizzi Langer und Hedy Lamarr 
enthüllt wurden. Dazu gab es eine Lesung 
der Autorin Julya Rabinowich, Filmhigh­
lights von „Tricky Women“ und eine Frau­
entags-Straßenbahn, die den ganzen März 
auf der Linie 1 mit einem speziellen Pro­
gramm unterwegs war. frauen.wien.gv.at 

 9:	� Linz:  
Brückenaktion
Am Geländer der Nibelungenbrücke wur­
den Wäscheleinen mit diversen Give-aways 
und Flyern für PassantInnen gespannt. Von 
10 bis 12 Uhr fand eine Kundgebung vom 
„Bündnis 8. März“ am Linzer Hauptplatz 
statt, das Frauenbüro ist Mitglied dieses 
Bündnisses.
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Beschäftigung & Soziales

Regionale Langzeit­
arbeitslosigkeit

Wie kann ein Gegensteuern zur Abwärtsspirale gelingen?

Simon Theurl, Dennis Tamesberger, Arbeiterkammer

Derzeit ist Österreich mit der höchs­
ten Langzeitarbeitslosigkeit der 
Zweiten Republik konfrontiert. 

Gleichzeitig befinden wir uns inmitten einer 
großen digitalen und ökologischen Trans­
formation der Wirtschaftsweise. Die kom­
munale Ebene ist der Schlüssel: der Schlüs­
sel gegen die Langzeitarbeitslosigkeit, zur 
Deckung der großen sozialen und ökologi­
schen Bedarfe und Steigerung der politi­
schen Partizipation. Eine öffentliche Job­
garantie, finanziert von der Bundesregie­
rung, organisiert durch die Gemeinden, 
könnte diese Zieldimensionen vereinen. 

Steigende Langzeit­
arbeitslosigkeit
Vom Krisenjahrzehnt zur COVID-Pande­
mie: Auf den ersten Blick scheint die Prob­
lemlage sehr aussichtslos. Die zwischen der 
globalen Banken- und Finanzmarktkrise 
2007/08 über die Eurozonenkrise 2010 bis 
etwa 2015 angespannte wirtschaftliche Lage 
ging mit einem drastischen Anstieg der 
Langzeitarbeitslosigkeit einher. Innerhalb 
der nächsten drei Jahre vervielfachte sich 
die Langzeitbeschäftigungslosigkeit in 
Österreich und erreichte im Jahr 2017 einen 
traurigen Hochstand von rund 125.000 Per­
sonen (Abbildung 1). Mit der wirtschaft­
lichen Besserung ab 2015 ging auch die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen etwas zurück. Men­
schen im Alter ab 50 Jahren konnten davon 
jedoch nicht ausreichend profitieren1.
Mit den im März 2020 gesetzten Maß­
nahmen zur Eindämmung der COVID-
19-Pandemie2, kam es zum stärksten 
Anstieg der Arbeitslosigkeit in der Zweiten 
Republik. Innerhalb weniger Tage verloren 
rund 200.000 Menschen ihre Arbeit und bis 
Ende März wurde für rund 1,3 Mio. Men­

schen Kurzarbeit angemeldet3. Die neuer­
lich angespannte Situation am Arbeitsmarkt 
schlug auch unmittelbar auf die Langzeit­
arbeitslosigkeit, die seit der Corona-Krise 
Monat für Monat ansteigt, auf.
Die österreichische Bundesregierung verab­
säumte es, rechtzeitig Gegenmaßnahmen zu 
implementieren. Im Februar 2021 waren 
140.587 Personen als langzeitbeschäfti­
gungslos beim AMS registriert. Im Ver­
gleich zum Vorjahr ist dies ein Anstieg um 
43.192 Personen bzw. 44,3 Prozent. Die 
Menschen, die mit dem ersten Lockdown im 
März 2020 ihre Arbeit verloren haben, 
scheinen dabei noch gar nicht auf. Was die 

Zahlen jedoch zum Ausdruck bringen, ist, 
dass sich die Situation am Arbeitsmarkt 
verschärft hat und dass es angesichts der 
enormen Knappheit an Arbeitsplätzen für 
viele sehr schwierig ist, wieder in Beschäfti­
gung zu kommen. 
Auf regionaler Ebene zeigt sich, dass sich 
Langzeitarbeitslosigkeit unterschiedlich 
entwickelt hat. Das liegt an den unter­
schiedlichen Wirtschafts- und Bevölke­
rungsstrukturen, an Unterschieden in der 
Infrastruktur sowie an entsprechenden 
arbeitsmarktpolitischen Interventionen. So 
sank der Anteil an Langzeitarbeitslosen in 
den Regionen, in denen mit einer Jobgaran­ ©
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Die Studie „Die Arbeitslosen von Marienthal“ beleuchtete in den 1930er-Jahren die Folgen 
von Langzeitarbeitslosigkeit. Am Bild die Marienthaler Arbeiter Franz Krátký, Josef Dienstl, 
Johann Tománek und Josef Thau an der Feilbach-Brücke, 1931. 
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tie für ältere Langzeitarbeitslose, experi-
mentiert wurde (Aktion 20.000). Im Jahr 
2017 und 2019 sank der Anteil der über 
50-jährigen Langzeitarbeitslosen um 10 %, 
während sie in anderen Regionen anstieg4.

Hohe Betroffenheit –  
neue Zielgruppen
Aktuell ist fast ein Drittel (32,2 Prozent) der 
Arbeitslosen schon über ein Jahr auf 
 Arbeitssuche und somit im Status Langzeit-
beschäftigungslosigkeit. Auch wenn das 
 Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit mit zu-
nehmendem Alter steigt, sind mittlerweile 
auch junge Menschen dauerhaft vom 
 Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Dies ist ein 
neues Phänomen, das wir aus der Vergan-
genheit nicht kennen. Im Februar waren 
rund 6.300 junge Menschen unter 25 Jahre 
mehr als ein Jahr lang ohne Job.
Ein hohes Risiko der Langzeitbeschäfti-
gungslosigkeit haben auch Menschen mit 
gesundheitlichen Vermittlungseinschrän-
kungen (rund 37 % der Langzeitbeschäfti-
gungslosen). In Bezug auf das Bildungs-
niveau von Langzeitbeschäftigungslosen 
 bestätigt sich der bekannte Zusammenhang 
zwischen Ausbildung und individuellem 
 Arbeitslosigkeitsrisiko. In etwa jede/-r 
zweite Langzeitbeschäftigungslose hat 
 maximal eine Pflichtschulausbildung. Es 
sollte jedoch nicht die zweite Hälfte über-
sehen werden, wo Menschen trotz Aus-
bildung bzw. Berufserfahrung langzeit-
beschäftigungslos sind. Rund 18 Prozent 
der  Langzeitbeschäftigungslosen bzw. rund 
26.000 Menschen haben sogar eine höhere 
oder akademische Bildung. Über 45.000 
Langzeitarbeitslose sind Fachkräfte im 
Sinne  einer Lehrausbildung oder eines Ab-
schlusses einer mittleren berufsbildenden 
Schule (Abbildung 3). Es ist ökonomisch 
äußerst unvernünftig, dieses Potenzial nicht 
zu  nutzen und eine Entwertung durch die 
lange Arbeitslosigkeitsdauer zu riskieren.

Gefahr von müden 
 Gemeinschaften
Arbeitslosigkeit ist schlecht für die Betroffe-
nen, schlecht für die Gesellschaft und 
schlecht für die wirtschaftliche Entwicklung 
von Regionen. Besonders weitreichend und 
negativ sind die Folgen von Langzeitarbeits-
losigkeit, wie die Pionierstudie5 „Die Arbeits-
losen von Marienthal“ in den 1930er-Jahren 

Abbildung 1: Wirtschaftskrisen hinterlassen Narben:  
Langzeitbeschäftigungslosigkeit im Zeitverlauf

Abbildung 2: Veränderung  
der Langzeitbeschäftigungslosigkeit (2019 zu 2020 in Prozent)
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Abbildung 3: Sozialstruktur  
der Langzeitarbeitslosigkeit Österreich, Februar 2021
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eindrucksvoll nachwies. Es wurde gezeigt, 
dass Langzeitarbeitslosigkeit nicht nur zu 
Armut, sozialer Ausgrenzung und in weite-
rer Folge auch zu gesundheitlichen Beein-
trächtigungen führen kann, sondern es wur-
den auch die Auswirkungen auf das kommu-
nale Zusammenleben sichtbar. Das gesamte 
soziale Leben erlahmte in Marienthal und 
die StudienautorInnen6 beobachteten eine 
„müde Gemeinschaft“. Auch wenn derzeit 
der Sozialstaat wesentlich umfassender und 
besser ausgebaut ist als damals, besteht an-
gesichts der hohen Zahl an Langzeitarbeits-
losen die Gefahr, dass in manchen Gemein-
den das  soziale, kulturelle und politische 
 Leben zum Erliegen kommt. Eine Entwick-
lung, die  unbedingt verhindert werden muss.

Arbeit für die Gemeinden  
in den Gemeinden –  
die Idee einer Jobgarantie
Arbeitslosigkeit lässt sich am einfachsten 
und direktesten durch Arbeit bekämpfen. 
Das ist die Idee einer Job- oder Beschäfti-
gungsgarantie7. Der Staat agiert dabei als 
Arbeitgeber letzter Instanz und verwirklicht 
die Forderung nach dem „Recht auf Arbeit“. 
Er garantiert jedem Menschen einen 
 Arbeitsplatz zum kollektivvertraglichen 
Mindestlohn und kann dabei auf den digita-
len Wandel reagieren und die dringend 
 notwendige ökologische Transformation 
der Wirtschaftsweise gestalten.
Eine zentrale Rolle spielen dabei die Ge-
meinden. Während der Bund finanziert, 
sind die Gemeinden und Städte sowie das 
AMS für die Organisation bzw. Umsetzung 
der Jobgarantie zuständig. Sie sind verant-
wortlich, dafür den Bedarf an Tätigkeiten zu 
erheben und die notwendigen Arbeitsplätze 
zu schaffen. Das kann durch eine direkte 
Anstellung in der Gemeinde oder in staats-
eigenen Unternehmen geschehen oder 
durch die Finanzierung entsprechender 
Trägerorganisationen, der sogenannten 
 sozialökonomischen Betriebe, die für eben 
diese Aufgabe spezialisiert sind.

Positive Evidenz in Österreich
Österreich kann auf positive Erfahrungen 
mit jobgarantieähnlichen Programmen zu-
rückblicken. In den 1980ern wurde eine 
Reihe an erfolgreichen Beschäftigungsmaß-
nahmen für Langzeitarbeitslose geschaffen. 
Im Zentrum stand die Aktion 8.000, deren 

Kosten sich bereits 10 Monate nach Ende 
der Förderung amortisierten.8 Ende Juni 
2017 wurde die sogenannte Aktion 20.000 
für die Zielgruppe der über 50-jährigen 
Langzeitarbeitslosen eingeführt. Für ent-
sprechende Arbeitsplätze bei Gebiets-
körperschaften (Bund, Land, Gemeinden) 
oder bei gemeinnützigen Einrichtungen 
bzw. Unternehmen übernahm das AMS bis 
zu 100 Prozent der kollektivvertraglichen 
Entlohnung für maximal zwei Jahre. In den 
ersten vier Monaten konnten so um die 
1.500 Arbeitsplätze geschaffen werden und 
in den Pilotregionen sank die Langzeit-
arbeitslosigkeit von Älteren um 10 Prozent, 
während sie in den anderen Regionen um 
rund 2 Prozent stieg.9 Trotz der positiven 
Zwischenevaluationen wurde die Aktion 
20.000 von der damaligen schwarz-blauen 
Bundesregierung frühzeitig beendet und die 
Förderungen liefen 2019 aus.
2020 hat das Institut für Höhere Studien10 
eine Evaluation der fiskalischen Kosten der 
Aktion 20.000 veröffentlicht. Insgesamt 
 haben 3.825 Personen eine geförderte 
 Beschäftigung aufgenommen, von denen sich 
41 % im 6-monatigen Nachbetrachtungszeit-
raum in regulärer Beschäftigung befanden. 
Aufgrund der höheren Beschäftigungsinteg-
ration werden sich die Mehr kosten der 
A ktion 20.000 bereits nach 3 ¾ Jahren  
(45 Monate) selbst refinanziert  haben.

Fazit
Arbeitslosigkeit lässt sich am effektivsten 
mit Arbeit bekämpfen. Dabei kommt den 
Gemeinden, nämlich dort, wo die (arbeits-
losen) Menschen leben, eine zentrale Rolle 
zu. Sie können den Bedarf an sinnvollen 
Jobs erheben und zur Verfügung stellen. 
Gemeinden haben Potenzial für Personal-
steigerungen. Besonders große Bedarfe be-
stehen bereits jetzt im Bildungsbereich 
(Kinderbetreuung, Ganztagsschulen) und 
Sozialbereich (Pflegeheime)11.
Indem die Ortsansässigen in die Auswahl 
der neu geschaffenen Jobs involviert wer-
den, lässt sich sicherstellen, dass es sich um 
sinnvolle Jobs handelt, für die der Markt 
kein Angebot bietet. Gemeinden inklusive 
ihrer Arbeitslosen sind dabei keine Neben-
schauspielerInnen, die den unsichtbaren 
Händen des Marktes ausgeliefert sind – sie 
selbst können gestalten und schon jetzt 
 vorausschauend den Bedarf an Tätigkeiten 

aufzeigen. Die nötigen finanziellen Mittel 
müssen dann von der Bundesregierung zur 
Verfügung gestellt werden, können aber 
auch aus entsprechenden europäischen 
Fördertöpfen beantragt werden. Eine Job-
garantie bietet nicht nur Arbeits losen die 
Möglichkeit, selbst für ihr Einkommen zu 
sorgen und wieder vollständig ins soziale 
Leben inkludiert zu sein, sondern die Job-
garantie würde auch Regionen mit ökono-
mischen und sozialen Herausforderungen 
zielgerichtet unterstützen. Dabei kann eine 
Jobgarantie ein entscheidender Beitrag zur 
Gestaltung der sozial-ökologischen Trans-
formation und des digitalen Wandels sein, 
indem sozial und ökologisch sinnvolle 
 Produkte bzw. Dienstleistungen gefördert 
werden.  

 1  AMS, Spezialthema zum Arbeitsmarkt, Jahr 2019. 
 Online: https://www.ams.at/content/dam/download/ 
arbeitsmarktdaten/%C3%B6sterreich/berichte- 
auswertungen/001_uebersicht_jahr2019.pdf

 2  Pollak, Markus, Kowarz, Nikolaus und Partheymüller, 
Julia (2020a), Chronologie zur Corona-Krise in Öster-
reich – Teil 1: Vorgeschichte, der Weg in den Lockdown, 
die akute Phase und wirtschaftliche Folgen, Austrian 
 Corona Panel Project, 03. Juni.2020; https://viecer. 
univie.ac.at/corona-blog/corona-blog-beitraege/blog51/ 

 3  Theurl Simon, Tamesberger Dennis (2020): Jobgarantie 
für COVID-Arbeitslose – Arbeit&Wirtschaft Blog 
(awblog.at)

 4  Picek Oliver (2020): Eine Jobgarantie für Österreichs 
Langzeitbeschäftigungslose. Momentum Quarterly 2020, 
Vol. 9/2, p. 103-126. Online:  https://www.momentum-
quarterly.org/ojs2/index.php/momentum/article/ 
download/3388/2690

 5  Jahoda Marie, Lazarsfeld Paul F., Zeisel Hans [1975 
(1933)]: Die Arbeitslosen von Marienthal. Ein sozio-
graphischer Versuch über die Wirkungen langan-
dauernder Arbeitslosigkeit. Frankfurt am Main

 6  Jahoda, Marie, Lazarsfeld Paul F., Zeisel, Hans [1975 
(1933)] Die Arbeitslosen von Marienthal. Ein sozio-
graphischer Versuch über die Wirkungen langan-
dauernder Arbeitslosigkeit. Frankfurt am Main

 7  Pavlina R. Tcherneva (2020): The case for a Job 
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Der FAUN BLUEPOWER Wasserstoffantrieb ist 
im Wesentlichen ein Elektroantrieb mit dem Vorteil, 
dass mit Wasserstoff die zusätzliche benötigte Ener-
gie mittels Brennstoffzellen „ON BOARD“ erzeugt 
werden kann, Reichweitendiskussion ist da kein The-
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Für die Stromproduktion stehen wahlweise bis zu drei 
Brennstoffzellen, sowie bis zu vier Wasserstofftanks 
zur Verfügung. Der FAUN BLUEPOWER hat im-
mer nur genau das „On Board“ was er braucht, aber 
schleppt nie zu viel Ballast mit und vereint ein Maxi-
mum an Ökologie und Ökonomie.

Die FAUN FULL ELEKTRO LKWs fahren aus-
schließlich mit Strom aus großzügig dimensionierten 
Batteriepaketen. Die verschiedenen Batteriegrößen 
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FAHREN MIT STROM
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weiten stellen kein Problem dar. Die Aufbaufunktionen 
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stimmt, sodass langes und vor allem EMISSIONS-
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Mehr Infos:
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Arbeit für alle  
in Gramatneusiedl
MAGMA – Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal

Siegfried Hirsch, AMS Niederösterreich

Die Folgen der Coronakrise haben 
den Arbeitsmarkt nach wie vor fest 
im Griff. „Ende Februar waren 

österreichweit 508.923 Personen arbeitslos 
oder in Schulungen. Das sind um  
109.564 Arbeitslose (+27,4 %) mehr als 
noch vor einem Jahr. Besonders dramatisch 
entwickelt sich die Langzeitarbeitslosigkeit. 
Hier beträgt der Anstieg 82,5 %“, analysiert 
Sven Hergovich, der Landesgeschäftsführer 
des Arbeitsmarktservice Niederösterreich, 
die Situation von Langzeitarbeitslosen.   

Arbeit schaffen
Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, 
startete das AMS Niederösterreich in der 

niederösterreichischen Gemeinde Gramat­
neusiedl ein bislang einzigartiges 
Experiment: Das weltweit erste evidenz­
basierte Modell einer Arbeitsplatzgarantie. 
Die Grundidee von MAGMA ist, dass es 
sinnvoller ist, Arbeit zu finanzieren als 
Langzeitarbeitslosigkeit. 
Die Kosten für ein Jahr Arbeitslosigkeit 
belaufen sich in Österreich pro 
Jobsuchendem/-suchender auf etwa  
30.000 Euro (Datenstand 2018). Im Projekt 
MAGMA wird dieses Geld für die Schaffung 
neuer Jobs genutzt: Das AMS Niederöster­
reich rechnet mit Kosten in der Höhe von 
rund 29.850 Euro pro ProjektteilnehmerIn 
pro Jahr.

Begleitet wird das bis 2024 angelegte Pro­
jekt von Forscherteams der Universitäten 
Wien und Oxford. Sie evaluieren die laufen­
den Daten und prüfen die Wirkung dieses 
Modells sowohl auf soziologischer als auch 
ökonomischer Basis.

Projekt ist nicht gleich Projekt
Das Modellprojekt MAGMA unterscheidet 
sich in drei wesentlichen Punkten von ande­
ren arbeitsmarktpolitischen Programmen:

1.	Das Programm richtet sich nicht nur an 
einen Teil der Langzeitarbeitslosen, 
sondern es bekommt ohne Ausnahme 
jede/-r Langzeitarbeitslose in der 
Gemeinde ein Wiedereinstiegsangebot.

2.	Es kommt ein breiter Mix an arbeits­
marktpolitischen Unterstützungs­
angeboten zum Einsatz.

3.	Die zusätzlichen Arbeitsplätze werden 
nicht nur im gemeinnützigen Bereich, 
sondern auch in marktwirtschaftlichen 
Unternehmen geschaffen und finan­
ziert.

Mit diesen Rahmenbedingungen ausgestat­
tet, erfolgte im Herbst 2020 der Projekt­
start. 42 GramatneusiedlerInnen sind aktu­
ell dabei – insgesamt erwartet das AMS NÖ 
über den gesamten Projektzeitraum rund 
150 TeilnehmerInnen. Für einen reibungs­
losen Projekteinstieg werden in einem ers­
ten Schritt die persönlichen Potenziale und 
Kompetenzen erhoben. Hürden, die dem 
beruflichen Wiedereinstieg bisher im Weg 
gestanden sind, werden bearbeitet und – 
wenn die Möglichkeit besteht – aus dem 
Weg geräumt. Im Ergebnis entsteht so ein 
maßgeschneiderter, persönlicher Perspekti­
venplan, mit dem die TeilnehmerInnen gut 
vorbereitet in das Projekt starten können. 

Soziologieprofessor Jörg Flecker, AMS-NÖ-Chef Sven Hergovich und  
Lukas Lehner vom Department of Social Policy and Intervention  
der Universität Oxford bei der öffentlichen Präsentation von MAGMA ©
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Vielfältige Aktivitäten 
Nach diesem Einstiegskurs werden die Teil-
nehmerInnen über die Dauer von bis zu drei 
Jahren bei MAGMA aufgenommen. Alle, die 
nicht in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt 
werden können, erhalten einen geförderten 
Arbeitsplatz. Sie sind sozialversichert und 
zahlen damit aktiv in das Versicherungs-
system ein.

 Ý Sie knüpfen Netzwerke, erarbeiten Pro-
jekte auf kommunaler oder regionaler 
Ebene und schaffen so Beschäftigungs-
möglichkeiten. Zum Beispiel: Entwick-
lung eines historischen Radwander-
weges Marienthal, Aufbau einer All-
tagsbegleitung für alleinstehende 
 MitbürgerInnen oder Veranstaltung 
 eines Osterbazars in Gramatneusiedl.

 Ý Sie steigen in den ersten Arbeitsmarkt 
ein – sei es im gemeinnützigen Bereich 
oder bei privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen – und werden dabei durch 
AMS-Förderungen intensiv unterstützt.

 Ý Sie nutzen begleitend die Angebote der 
Gesundheits- und Ressourcenwerk-
statt, um das persönliche Portfolio zu 
entwickeln und zu verbessern. Sie 
 werden laufend von SozialarbeiterIn-
nen und TrainerInnen unterstützt, bei 
Bedarf auch von ArbeitsmedizinerIn-
nen und -psychologInnen.

Die Begleitforschung
Mit der Begleitforschung wurden das 
 Institute for New Economic Thinking der 
Universität Oxford und das Institut für 
 Soziologie der Universität Wien beauftragt. 
In Summe werden drei unabhängige Unter-
suchungen angestellt, deren Ergebnisse 
2024 vorliegen werden. Geprüft werden:

Uni Wien: Individuelle Veränderun-
gen der MAGMA-TeilnehmerInnen
Bei der Begleitforschung durch das Soziolo-
gie-Institut der Universität Wien kommen 
standardisierte Fragebögen sowie qualita-
tive Interviews zum Einsatz. 

Uni Oxford: Randomised Control 
Trial – Vergleich von 2 MAGMA- 
TeilnehmerInnen-Gruppen
Ein Randomised Control Trial ist ein mitt-
lerweile etablierter Ansatz zur Armuts-
bekämpfung, für den Abhijit Banerjee,  Esther 
Duflo und Michael Kremer 2019 mit dem 

Wirtschaftsnobelpreis ausgezeichnet wurden.
Die Evaluierung basiert dabei auf einem 
Vergleich zwischen einer Versuchs- und ei-
ner Kontrollgruppe. Dies wird ermöglicht, 
indem der Einstieg der TeilnehmerInnen in 
das Projekt MAGMA in zwei Wellen (Okto-
ber 2020 und Februar 2021) stattfand. 

Vergleich der Arbeitsmarktsituation 
von Gramatneusiedl mit ähnlichen 
Gemeinden in NÖ
Mithilfe einer Synthetic Control Group, 
 einer von ForscherInnen der Harvard Uni-
versity, dem Massachusetts Institute of 
Technology (MIT) und der Weltbank ent-
wickelten Methode, wird ein Vergleich auf 
Gemeindeebene durchgeführt. Mithilfe 
 statistischer Methoden wird eine künstliche 
Kontrollgemeinde (= Synthetic Control) 
 generiert, die der wirtschaftlichen und 
 demografischen Entwicklung und dem 
 Profil von Gramatneusiedl entspricht. Nach 
Durchführung des Programms wird die 
 Arbeitsmarktsituation zwischen beiden 
 Gemeinden verglichen. 

Marienthal als Projektstandort 
Eine Analyse der Arbeitslosigkeit aller Ge-
meinden in Niederösterreich zeigte, dass 
die regionale Arbeitsmarktstruktur von 
Gramatneusiedl „prototypisch“ für NÖ ist. 
Der Projektstandort befindet sich auf dem 
ehemaligen Gelände der „Vereinigten 
 Österreichischen Textil-Industrie Mautner 
Aktiengesellschaft“ in Marienthal.
Mit der Studie „Die Arbeitslosen von Mari-
enthal“ setzten Hans Zeisel, Marie Jahoda 
und Paul Lazersfeld einen Meilenstein in 
der empirischen Sozialforschung. Das 
 ForscherInnen-Team untersuchte 1933 die 
Folgen der Arbeitslosigkeit für 1.300 Arbei-
terInnen und Angestellte, die die Ortschaft 
Marienthal mit der Schließung der örtlichen 
Textilfabrik mit voller Wucht getroffen hat. 
Für den AMS-Niederösterreich-Chef ist das 
Modellprojekt gewissermaßen eine Umkeh-
rung der damaligen Studie: „Während da-
mals der Beweis für die negativen Folgen 
der Arbeitslosigkeit für einzelne Personen 
und die Gesellschaft erbracht wurde, wollen 
wir mit MAGMA die Frage beantworten, wie 
Beschäftigung auf die Menschen und die 
Gemeinschaft wirkt und ob Langzeitarbeits-
losigkeit evidenzbasiert bekämpft werden 
kann“, so Hergovich. 

Der Maria-Johoda-Platz in Gramatneusiedl in 
Niederösterreich mit dem Gemeindeamt und dem Todesco-Denkmal
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LANGZEIT-
ARBEITS-
LOSIGKEIT 
Ende Februar waren österreichweit 
88.367 Personen bereits ein Jahr 
oder länger auf Jobsuche. Das sind 
um 82,5 % mehr als im Vorjahres-
vergleich.

Im Jahresdurchschnitt 2020 waren 
in Österreich 61.946 Personen 
 zumindest ein Jahr beim AMS 
 arbeitslos gemeldet und damit um 
14.098 bzw. 29,4 % mehr als im 
 Jahresdurchschnitt 2019. 

Die wichtigste Maßnahme zur 
 Bekämpfung der Folgen der 
 Corona-Pandemie am Arbeitsmarkt 
in  Österreich ist die Corona- 
Joboffensive, mit der die Bundes­
regierung die größte arbeitsmarkt-
politische Offensive in der Geschichte 
der Zweiten Republik geschaffen hat. 
Mit diesen zusätz lichen Mitteln hat 
allein das AMS NÖ ein Qualifizie-
rungspaket für Job suchende und 
 Unternehmen geschnürt, das mit  
72 Millionen Euro dotiert ist.  
17.000 Aus- und Weiterbildungs-
plätze werden 2021 in ganz 
 Niederösterreich zur Verfügung 
 stehen, davon 6.000 für Beschäftigte 
in niederösterreichischen Unter-
nehmen. Um den Schulungserfolg, 
 nämlich eine rasche Arbeits-
aufnahme nach Kursende, 
 sicher zustellen,  werden wir  
13.000 Plätze in externen Beratungs- 
und Betreuungs einrichtungen 
 zukaufen. Hier  bekommen 
 Jobsuchende  Beratung vor und 
 Begleitung  während der Ausbildung 
sowie  Unterstützung beim 
 Berufs einstieg. 
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Städte gegen Armut
Kommunales Engagement im Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit

Dorothea Greiling und Melanie Schinnerl, Institut für Management Accounting, Johannes Kepler Universität Linz

Kommunen übernehmen vielfältige 
Aufgaben im Kampf gegen die 
 Armut. Eine besonders vulnerable 

Gruppe ist jene der Jugendlichen und 
 jungen Erwachsenen, die schon in der 
 Finanzkrise 2008 besonders stark betroffen 
waren. Vor diesem Hintergrund werden die 
Ergebnisse eines Forschungsprojekts zu 
kommunalen Strategien und Maßnahmen 
zur Reduktion von Armut in sechs europäi-
schen Staaten bezogen auf die Gruppe der 
 Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
 präsentiert.

Ausgangslage
In Zeiten einer wirtschaftlichen Rezession, 
wie wir sie derzeit in einer besonders 
 dramatischen Weise bedingt durch die 
 Corona-Pandemie erfahren, gestaltet sich 

 für  benachteiligte Jugendliche die Trans-
formationsphase von der Schule in den 
 Beruf besonders schwierig. Schon vor der 
Pandemie galt EU-weit ein besonderes 
 Augenmerk der Gruppe der NEETs (Not in 
Education,  Employment or Training), d. h. 
jener  Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen, die sich nach der Pflichtschulzeit weder 
in einer Ausbildung befinden noch einer 
Erwerbs arbeit nachgehen (Bacher/Tames-
berger 2020). Ebenfalls ein bereits länger 
bestehender Trend in vielen EU-Staaten ist, 
dass die Jugendarbeitslosigkeit mindestens 
um das Zweifache höher ist als in der Gruppe 
der über 25-Jährigen. Nach der  Finanzkrise 
2008 erreichte die Jugend arbeitslosigkeit 
mit 24,4 % 2013 einen Höchststand in der 
EU. Mit zahlreichen Maßnahmen, allen 
 voran die 2013 eingeführte Jugendgarantie, 
war es vor der Corona-Pandemie gelungen, 
bis Ende 2019 die Jugendarbeitslosigkeit auf 
14,9 % zu senken (Europäische Kommission 
2020, S. 3). Im November 2020 war die 
Jugendarbeits losigkeit bereits wieder auf 
18,4 % angestiegen, im Vergleich zur 
 Arbeitslosenquote der über 25-Jährigen, die 
EU-weit 8,3 % betrug (Eurostat 2021). Auch 
in Österreich sind die Jugendlichen und 

 jungen Erwachsenen besonders stark durch 
die Corona-Pandemie betroffen.
Die schlechteren Arbeitsmarktchancen von 
Jugendlichen aus einkommensarmen 
 Haushalten beginnen schon in der Schul-
zeit. Das Homeschooling verstärkt die 
Bildungs chancenungerechtigkeit weiter. 
Laut Agenda Austria (2020) haben Schüle-
rInnen aus „bildungsfernen“ Familien einen 
um 40 % höheren Bildungsverlust als der 
Durchschnitt. Dies wird in den kommenden 
 Jahren die Situation für benachteiligte 
 Jugendliche weiter verschlechtern. Kinder 
und Jugendliche aus einkommensarmen 
Haushalten haben schon heute ein wesent-
lich höheres Risiko, einkommensarme 
 Erwachsene der Zukunft zu sein.

Rolle der Kommunen
Leistungen des Wohlfahrtsstaates werden 
heute in einem Multi-Level-Governance-
Kontext erbracht. Dabei lässt sich ein Auf-
gabenzuwachs der Kommunen verzeichnen, 
ohne dass sich dies in einer analogen 
 Kompetenzübertragung oder Ressourcen-
umverteilung niederschlägt.
Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik haben 
die Kommunen in den sechs Fokusstaaten 

STUDIE 
Die erwähnten Ergebnisse basieren 
auf einem vom Jubiläumsfonds  
der Nationalbank geförderten 
 Forschungsprojekt „Was tun Städte 
 gegen Armut?“ [Projektnummer 
1764], das kommunale Ansatzpunkte 
zur Förderung der Arbeits markt-
inklusion junger Menschen in sechs 
europäischen Staaten (Belgien, 
 Dänemark, Deutschland, Groß-
britannien, den Niederlanden und 
Österreich) untersuchte. Ergänzend 
zu einer umfangreichen Dokumen-
tenanalyse wurden in den vergange-
nen zwei Jahren in 22 Großstädten 
(>100.000 EinwohnerInnen)  
182 Interviews, darunter  
84 AnsprechpartnerInnen der 
 Kommunen (KommunalpolitikerIn-
nen,  Kommunalverwaltungen und 
 kommunale Unternehmen) geführt.

Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit in Österreich, 15–24 Jahre  
(Bacher/ Tamesberger 2021: o. A.)
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keine Kompetenzen, denn die Ausgestal­
tung der nationalen Arbeitsmarktpolitik ist 
in den meisten EU-Mitgliedstaaten eine 
zentralstaatliche Aufgabe. Kommunale Ak­
teure (Behörden, öffentliche Unternehmen 
oder Unternehmen der Sozialwirtschaft 
etc.) sind als lokale Akteure in die Politik­
umsetzung eingebunden. In der im Juli 
2020 verabschiedeten EU-Strategie zur 
„Förderung der Jugendbeschäftigung: eine 
Brücke ins Arbeitsleben für die nächste 
Generation“ kommen die Kommunen nur 
kursorisch unter dem Aspekt der 
„Mobilisierung der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften als Katalysatoren für 
die Lehrlingsausbildung im lokalen Unter­
nehmensumfeld“ (Europäische Kommis­
sion 2020, S. 9) vor.

Kommunale Strategien
Die nachhaltige Integration ins Erwerbs­
leben wurde in den Interviews mit Kommu­
nalvertreterInnen immer wieder in den 
Kontext des Social-Investment-Ansatzes 
gestellt. Eine präventive Politik, so der 
Tenor, darf nicht erst bei den Jugendlichen 
ansetzen, sondern erfordert bereits breit 
angelegte Maßnahmen zur Reduktion der 
Kinderarmut. Erste Weichenstellungen zur 
Inklusion werden bereits durch Maßnah­
men im frühkindlichen Bereich gestellt. 
Eine leistbare Kinderbetreuung im vorschu­
lischen und schulischen Bereich, ergänzt 
um außerschulische Mentoring- und Be­
treuungsangebote, die Schulsozialarbeit 
und niederschwellige sozialarbeiterische 
Angebote für Jugendliche, sind weitere not­
wendige Elemente. Spezifische Qualifizie­
rungsangebote zur Arbeitsmarktintegration 
gibt es in den Fokuskommunen vorrangig 
für die Zielgruppe im Alter von 15–25 Jah­
ren. Hier besteht ein breiter Mix aus spezi­
fischen Angeboten für in Armut lebende 
junge Menschen (mit Sozialhilfebezug), 
Angebote, die sich speziell an Jugendliche 
mit Migrationshintergrund, die Gruppe der 
NEETs oder junge Mütter richten, und sol­
chen, die ganz allgemein junge Menschen 
zur Erstintegration in den Arbeitsmarkt 
befähigen wollen.
Ein wiederkehrendes Thema in den Inter­
views war die längere Suchphase von jungen 
Menschen bis zum ersten Eintritt in eine so­
zialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Die Informationsflut über die Möglich­

keiten lassen SchülerInnen oft orientie­
rungslos zurück und gleichzeitig führt die 
„Kultur des Ausprobierens“ zu längeren 
Findungsphasen nach der Pflichtschulzeit. 
Beratungsangebote für die Berufsorientie­
rung erreichen zu wenig Kinder aus 
bildungsfernen Schichten, so die Aussagen 
deutscher InterviewpartnerInnen. Die 
Bedeutung von EU-Modellprojekten zur 
Erstintegration von jungen Menschen in 
den Arbeitsmarkt zeigte sich besonders in 
belgischen, britischen und niederländi­
schen Städten. In Dänemark stehen die 
NEETs im Fokus, wobei dänische und EU-
BürgerInnen priorisiert werden. Die unter­
suchten österreichischen Kommunen kön­
nen im Vergleich zu den meisten anderen 
Städten eine längere Tradition und ein 
breiteres Angebot im Kampf gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit aufweisen, das 
bereits früh ansetzt. Negativ dagegen wirkt 
die bestehende Bildungschancenungleich­
heit, die auch in Belgien ein wiederkehren­
des Thema war.

Politische Forderungen 
Die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
bedarf einer besonderen Priorisierung. Die 
EU-Strategie zur Förderung der Jugend­
beschäftigung geht grundsätzlich in die rich­
tige Richtung. Angesichts der längeren Such­
phasen junger Menschen ist die Anhebung 
der Altersgrenze auf unter 30-Jährige zu be­
grüßen. Ob die Fördermittel ausreichen, 
lässt sich heute noch nicht seriös abschätzen.
Die wirksamste Politik für eine nachhaltige 
Reduktion ist eine universalistisch ange­
legte Prävention, die frühzeitig ansetzt. Die 
Förderung der Arbeitsmarktintegration 
bildungsferner Haushalte ist eine Langfrist­
aufgabe. Ein Setzen auf ein Best-Practice-

Lernen durch Modellprojekte für junge 
Menschen reicht nicht aus. Die Kongruenz 
zwischen den Förderzeiträumen und dem 
Zeithorizont der sozialpolitischen Heraus­
forderung gilt es zu erhöhen.
Kommunen kennen die lokalen Besonder­
heiten und Herausforderungen am besten. 
Im Zusammenspiel mit regionalen und 
nationalen AkteurInnen sowie in der 
Umsetzung von EU-Strategien sollte 
Kommunen ein größeres Gewicht in der 
Entwicklung von Maßnahmen zur Förde­
rung der Erstintegration junger Menschen 
in den Arbeitsmarkt gegeben werden. Ins­
besondere in den drei föderalen Staaten 
(Belgien, Deutschland, Österreich) sowie in 
Großbritannien fühlten sich zahlreiche 
Kommunen machtlos. Ihr Potenzial, wirk­
same Programme und Strategien im Kampf 
gegen Armut im Allgemeinen und zur 
Reduktion der Jugendarbeitslosigkeit im 
Besonderen, gilt es systematischer zu nut­
zen. Zu den Hausaufgaben der Kommunen 
zählt es, dass diese expliziter die Arbeits­
marktintegration benachteiligter junger 
Menschen als strategische Priorität im 
Kampf gegen Armut verankern.�
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Ob im Privaten, in der Arbeit und bei 
der Ausbildung – Digitalisierung 
durchdringt alle Lebensbereiche 

und entwickelt sich laufend weiter. Im ver-
gangenen Jahr haben digitale Anwendun-
gen zusätzlichen Aufwind bekommen und 
sind kaum mehr wegzudenken. Doch wie 
geht es Frauen mit der Digitalisierung? Ge-
stalten Frauen Digitalisierung mit, sodass 
sie auch den Bedürfnissen von Frauen ent-
spricht? Eine derart allumfassende gesell-
schaftliche Entwicklung wie Digitalisierung 
kann Verbesserungen mit sich bringen, sie 
birgt aber auch die Gefahr, bestehende 
 Ungleichheiten zu verstärken.

Nicht nur Chancen
Von der dienenden Sprachassistentin, die 
Geschlechterstereotypen entspricht, über 
Bewerbungssoftware, die Frauen schlechter 
bewertet, bis hin zur Spracherkennung, die 
nur Männer versteht. Diese und viele  weitere 
benachteiligende Muster kann Digitalisie-
rung annehmen, wenn sie vornehmlich von 
Männern gestaltet wird, wie unter anderem 
Caroline Criado Perez in ihrem Buch 
 „Unsichtbare Frauen“ eindrucksvoll be-
schreibt. Selbst wenn der Anspruch besteht, 
Innovationen zu schaffen, die allen Men-
schen gleich nützlich sein sollen, können 
durch die Unterrepräsentation von Frauen in 
der Entwicklung blinde Flecken entstehen. 
Auch in der Nutzung kann eine digitale Kluft, 
bedingt durch zum Beispiel Ein kommen, 
 Alter u. a., wirkmächtig sein. Im Kontext des 
Themas Frauen und Digitalisierung wird da-
her der Bedarf an einer erhöhten Beteiligung 
und Gestaltung durch Frauen betont. Das 
„Wiener Frauenbarometer 2020“ zum 
Thema „Frauen – Digitalisierung – Gestal-
tungspotenziale“ von L&R  Sozialforschung 
im Auftrag des Frauenservice Wien schließt 
eine Wissenslücke zum digitalen Gestal-
tungspotenzial von Wienerinnen und zeigt 

auf, welche Schritte im Sinne einer 
 gleichstellungsorientierten Digitalisierungs-
hauptstadt gesetzt werden können.
Digitalisierung kann feministische Gleich-
stellungspolitik befördern, sofern Gestal-
tungsmöglichkeiten für Frauen bestehen. 
Wird Digitalisierung jedoch nicht aus einer 
Frauenperspektive gestaltet, kann sie auch 
Dynamiken entwickeln, die für Gleichstel-
lung nachteilig sind, und damit zu einer 
Verschlechterung der Situation von Frauen 
in verschiedenen Bereichen führen.

Für Gleichstellung
Das Frauenservice Wien forciert daher den 
Arbeitsschwerpunkt Frauen und Digitalisie-
rung und geht hierbei von einem umfassen-
den Bild von Digitalisierung von Ausstat-
tung und Kompetenzen über unterschied-
liche Lebensbereiche bis hin zu strukturel-
len Rahmenbedingungen aus. Wiens 
Strategie für Digitalisierung, die „Digitale 
Agenda 2025“, nimmt bereits ausdrücklich 

Bezug auf Frauen, und einer der zwölf digi-
talen Grundsätze ist Gendergerechtigkeit. 
Ziel ist eine gleichstellungsorientierte Digi-
talisierungshauptstadt, in der in allen um-
fassenden sowie zielgruppenspezifischen 
Strategien und Maßnahmen die Bedürfnisse 
von Frauen berücksichtigt werden und die 
Chancen der Digitalisierung somit auch ge-
recht verteilt sind. So trägt Digitalisierung 
als Schwerpunkt des Frauenservice Wien 
 einerseits Frauen-spezifisch zur Digitalisie-
rungsstrategie bei und befördert anderer-
seits gleichstellungsrelevante Themen.
Mit unterschiedlichen Maßnahmen und 
 Angeboten wird der Digitalisierung als 
 Herausforderung für Geschlechtergleich-
stellung begegnet. Frauen, die Digitalisie-
rung als Chance für Weiterbildung und 
 Beruf wahrnehmen möchten, können im 
Rahmen der Programme des waff, Wiener 
ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, 
 Beratung und finanzielle Unterstützung 
 erhalten.

Frauen und Digitalisierung
Eine Herausforderung für die Geschlechtergleichstellung?

Karima Aziz, Frauenservice Wien, Grundlagenarbeit

Flyer zur Workshop-Reihe „Frauen fragen Frauen“
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Digitale Angebote
Um Frauen niederschwelligen Zugang zu 
verschiedenen Themen der Digitalisierung 
zu ermöglichen, hat das Frauenservice Wien 
bereits in der Vergangenheit einzelne Maß-
nahmen gesetzt und vor allem im Jahr 2020 
vieles auf digitale Angebote umgestellt:

 Ý Auf der Website frauen.wien.gv.at, dem 
Facebook-Profil (www.facebook.com/
FraueninWien/) und dem Youtube- 
Kanal des Frauenservice Wien (www.
youtube.com/channel/UC8QBYVvs-
3ydllXNPD3cbu-g) sind zahlreiche 
 Inhalte von kurzen Erklärvideos über 
Expertinnen-Diskussionen und 
Studien präsentationen bis hin zu 
Online- Lesungen, zu finden.

 Ý Die Workshop-Reihe „Frauen fragen 
Frauen“ in Kooperation mit dem waff, 
Wiener ArbeitnehmerInnen Förde-
rungsfonds, bietet niederschwellig 
 Informationen zu den Themen Frauen, 
Arbeit und Digitalisierung.

 Ý Der Wiener Töchtertag legt einerseits 
einen Schwerpunkt auf Berufe im 
 Bereich der Digitalisierung und baut 
andererseits seine digitalen Angebote 
aus: www.toechtertag.at 

 Ý Der Stadt Wien Podcast berichtete in 
mehreren Folgen über den Themen-
Schwerpunkt „Frauen und Digitalisie-

rung“. Die einzelnen Folgen reichen 
von Homeoffice über Geschlechter-
rollen in Videospielen bis hin zu Hass 
und Sicherheit im Netz: www.wien.gv.
at/medien/podcast/

 Ý Hass und Sicherheit im Netz sind 
 spezifische Herausforderungen für 
Gleichstellung im Digitalisierungskon-
text. Geschlechterdiskriminierung und 
 Sexismus haben sich ins Internet 
 ver lagert, wo Frauen ungefilterten 
 Angriffen ausgesetzt sind. Hier bieten 
die Broschüren des Frauenservice 
„Mädchen im Netz – Tipps für den Um-
gang mit sozialen Medien“ und „Frau 
im Netz – Sicher online unterwegs“ mit 
begleitenden Workshops hilfreiche 
Tipps und Unterstützung.

 Ý Gerade auch in der Arbeit des Gewalt-
schutzes ist das Thema angekommen. 
Für Betroffene von Cybermobbing, 
 Cyberstalking oder Hass im Netz 
schafft die Stadt Wien eine neue Kom-
petenzstelle. Seit September unterstüt-
zen IT-SicherheitsspezialistInnen der 
Stadt Wien den 24-Stunden Frauen-
notruf und die Wiener Frauenhäuser 
im Kampf gegen Cybergewalt.

Diese aktiven Schritte zur Förderung der 
 digitalen Kompetenzen der Wienerinnen 
und in Richtung Gleichstellung der Digi-

talisierung werden weiter forciert und 
 aus gebaut. So soll Digitalisierung als 
gleichstellungs politischer Schwerpunkt 
 etabliert werden. 

LITERATURTIPP

Criado-Perez, Caroline (2020): 
 „Unsichtbare Frauen: Wie eine von 
Daten beherrschte Welt die Hälfte 
der Bevölkerung ignoriert“,  
btb Verlag 

Digitale Gestaltungspotenziale der Wienerinnen
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Wir werden neue 
Maßnahmen brauchen!

Arbeitsminister Martin Kocher im Interview über die Ankurbelung  
der Wirtschaft, die Rolle von Städten und Gemeinden nach  

der Pandemie und den Strukturwandel als Chance
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Sie haben schon in vielen  Städten (Inns-
bruck, Amsterdam, Norwich,  München, 
 Göteborg, Brisbane und schlussendlich 
Wien) gelebt. Wo hat es  Ihnen am besten 
gefallen und warum?
BM Martin Kocher: Eigentlich waren das 
 alles sehr schöne Städte mit jeweils sehr 
 unterschiedlichen Möglichkeiten und 
 Vorteilen. Ich bin aber auch froh, wieder in 
Österreich zu sein. Die Lebensqualität hier 
ist schwer zu überbieten. 

Sie sind Teil des Teams „Aufbau“ innerhalb 
der Bundes regierung. Welche Maßnahmen 
zur Ankurbelung der Wirtschaft werden 
diskutiert?  Welche Schwerpunkte werden 
Sie setzen?
BM Kocher: Wir haben von Beginn an mit 
zahlreichen Maßnahmen auf die Corona-
krise reagiert. Die Kurzarbeit ist unser wich-
tigstes Kriseninstrument, mit dem wir bis-
her über 1,2 Millionen Jobs gesichert haben 
und das auch weiterhin tun. Zusätzlich wird 
es in den nächsten Wochen und Monaten 
entscheidend sein, dass wir umfassend in 
Qualifizierung investieren. Mit der Job-
offensive stellen wir ein nie dagewesenes 
Aus- und Weiterbildungsprogramm in die-
sem und im nächsten Jahr bereit. Wenn die 
akute Krise und der Lockdown vorbei sind, 
werden wir weitere, neue Maßnahmen 
brauchen, um den Arbeitsmarkt zu beleben 
und die Wirtschaft anzukurbeln. Wir hof-
fen, dass wir mithilfe der Impfungen die 
Pandemie bald überwinden und im Sommer 
oder frühen Herbst entsprechende Schwer-
punkte diskutieren und umsetzen können.

Städte und Gemeinden sind unter den 
größten öffentlichen Investorinnen und 
sind ins besondere für die regionale Wirt-
schaft wichtige und  verlässliche Partnerin-
nen. Welche Rolle spielen die Kommunen in 
den Über legungen zum Wiederaufbau?
BM Kocher: Die Kommunen werden zen-
tral sein für die Zeit nach der akuten Phase 
der Pandemie, weil nach der Krise auf loka-
ler und regionaler Ebene eine Vielzahl von 
 Investitionen notwendig sein werden. Aber 
jetzt liegt der Fokus, wie gesagt, auf der 
Überwindung der Pandemie.

Was kann die kommunale Ebene selbst tun?
BM Kocher: Auf kommunaler Ebene kön-
nen schon jetzt Überlegungen angestellt 

werden, wie und in welchen Bereichen die 
notwendigen Investitionen nach der Krise 
vorangetrieben werden können: Wo liegt 
der größte Nachholbedarf? Welche Sekto-
ren sollten vorrangig in Angriff genommen 
werden? Da liegt die meiste Expertise in den 
Ländern und Gemeinden selbst. Der Struk-
turwandel von Wirtschaft und Gesellschaft 
gibt schon gewisse Prioritäten vor.

Wie planen Sie, Städte und Gemeinden in 
arbeitsmarkt politische Maßnahmen mit-
einzubeziehen? Wird es wieder ein Beschäf-
tigungsprojekt in Zusammen arbeit mit der 
kommunalen Ebene für besonders vulne-
rable Gruppen geben? 
BM Kocher: Die strategische Partner-
schaft mit den Städten und Gemeinden 
trägt  wesentlich zur erfolgreichen Umset-
zung von arbeitsmarktpolitischen Program-
men bei. Bei der laufenden Weiterentwick-
lung der AMS-Beschäftigungsförderungen 
wird die Zusammenarbeit mit dem kommu-
nalen Bereich daher auch weiterhin wichtig 
sein. Es gibt bereits jetzt gemeinnützige Be-
schäftigungsprogramme, die man punktuell 
auch erweitern kann. Wir legen derzeit 
 einen starken Fokus auf besondere Bedürf-
nisse und Notwendigkeiten in spezifischen 
Zielgruppen und haben diese auch während 
der gesamten Krise gezielt unterstützt.

Sie sind Verhaltensökonom, wie verändert 
Homeoffice die Arbeitswelt? 
BM Kocher: Homeoffice hat in Österreich 
durch die Pandemie an Bedeutung gewon-
nen, Arbeitsprozesse sind im Wandel. Klar 
ist, Homeoffice wird uns auch nach der 
 Pandemie im Arbeitsleben weiter begleiten. 
Studien belegen, dass ein großer Teil jener, 
die im Laufe des vergangenen Jahrs im 
Homeoffice gearbeitet haben damit zufrie-
den waren und es auch weiterhin nutzen 
wollen. Ich gehe davon aus, dass dort, wo es 
möglich ist, ein bis zwei Tage Homeoffice 
pro Woche die Norm sein werden.

Wie verändert sich das  ökonomische 
 Gefüge der Städte durch Corona? 
Welche Jobs kommen nicht wieder?
BM Kocher: Corona beeinflusst den 
 längerfristigen Strukturwandel in der 
 Arbeitswelt wahrscheinlich nur unwesent-
lich. Vielmehr werden verschiedene Tätig-
keiten wegfallen und einige Berufe obsolet 

werden, weil sie vom Roboter bzw. Compu-
ter übernommen werden können. Dafür 
kommen neue Jobs dazu. Der Struktur-
wandel ist auch eine große Chance für 
Städte und  Gemeinden. 

Danke für das Gespräch!  
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MARTIN KOCHER
ist seit Jänner 2021 Bundesminister 
für Arbeit.

Der Salzburger Ökonom ist parteilos 
und war Professor für Verhaltens-
ökonomik mit Anwendungen in der 
Wirtschaftspolitik Österreichs am 
 Institut für Volkswirtschaftslehre 
sowie am Vienna Center for 
 Experimental Economics (VCEE) der 
 Universität Wien und von 2016 bis 
2021 wissenschaftlicher Direktor des 
Instituts für Höhere Studien (IHS).
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Graz ist eine wachsende Stadt. Die 
steirische Landeshauptstadt ver­
zeichnete in den vergangenen Jah­

ren ein starkes Bevölkerungswachstum, mit 
1. Jänner 2021 lag die Zahl der Einwohne­
rInnen knapp unter 300.000. Die Attrakti­
vität von Graz als Lebens-, Arbeits-, Wirt­
schafts-, Forschungs- und Bildungsraum 
nahm in den letzten Jahren stetig zu. Diese 
für die Stadt grundsätzlich positive Ent­
wicklung bringt zugleich große Heraus­
forderungen auf dem Arbeitsmarkt mit sich. 
Zusätzlich verlangen Themen wie Digitali­
sierung, Globalisierung, Verschiebungen in 
der Alterspyramide, Strukturwandel und 
Fachkräftebedarf oder die Flexibilisierung 
der Arbeitswelt eine verantwortungsvolle 
und nachhaltige Beschäftigungspolitik, die 
das Ziel verfolgt, allen Menschen gleiche 
Chancen auf Teilhabe am wirtschaftlichen 
und sozialen Leben zu ermöglichen.
Durch die COVID-19-Pandemie haben sich 
bestehende Probleme deutlich verschärft, 
die ursprünglich von einer sinkenden 
Arbeitslosigkeit und wachsenden Beschäfti­
gung geprägte Lage am Arbeitsmarkt verän­
derte sich innerhalb kürzester Zeit. Selbst 
wenn sich die gesamten Auswirkungen erst 
zu einem späteren Zeitpunkt zeigen werden, 
weisen die aktuellen Zahlen für Graz bereits 
eine gravierende Veränderung aus: Im Feb­
ruar 2021 waren 21.338 Personen arbeitslos 
gemeldet, um 3.881 mehr als im Vorjahr. Das 
bedeutet einen Anstieg um 22,2 Prozent.1

Graz verfügt seit Jahren im Rahmen der 
freiwilligen Leistungen der Stadt über ein 
breites und vielfältiges Angebot an lokalen 
Aktivitäten, die sich an den Bedürfnissen 
von jungen Menschen, Frauen, älteren 
Arbeitssuchenden, Menschen mit Behinde­

rungen, Menschen mit Flucht- und Migrati­
onshintergrund, Langzeitarbeitslosen und 
weiteren am Arbeitsmarkt benachteiligten 
Gruppen orientieren. Das Angebot reicht 
dabei von geförderten Arbeitsplätzen, Lehr­
stellen, niederschwelligen Beschäftigungs­
möglichkeiten, Qualifizierungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen, Beratung, 

Coaching und sozialpädagogischer Beglei­
tung bis hin zu Übersetzungsleistungen und 
der Unterstützung bei der Antragstellung.

Referat Arbeit & Beschäftigung
Darüber hinaus wurde im Jahr 2014 im 
Sozialamt der Stadt Graz ein eigenes Referat 
Arbeit und Beschäftigung mit der Haupt­

Arbeit und  
Beschäftigung in Graz

Herausforderungen, Chancen und Maßnahmen

Bettina Absenger, Lisa Weiler, Referat Arbeit und Beschäftigung, Sozialamt, Stadt Graz
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zuständigkeit für Initiativen zur Arbeits-
marktintegration für vulnerable Personen 
geschaffen. Seitdem trägt das Referat mit 
 seinen Programmen und Initiativen dazu 
bei, die Integrationschancen für am Arbeits-
markt benachteiligte und ausgrenzungs-
gefährdete Menschen in Graz zu erhöhen 
und deren Jobeinstieg zu erleichtern. Die 
Förderung und das Monitoring von Projek-
ten (eine Auswahl finden Sie in der Factbox) 
und die Umsetzung von Initiativen, wie die 
Qualifizierungsförderung „Grazer Fonds für 
Aufstieg und Entwicklung“ für armuts-
gefährdete Beschäftigte oder die Kofinan-
zierung im ESF-Projekt NIEBE für zusätz-
liche niederschwellige Beschäftigungsplätze 
in Graz, sind ein Teil der Aufgaben des 
 Referates. Als strategische Stelle über-
nimmt das Referat zudem die Vernetzung 
für in diesem Bereich  tätige Organisationen 
und Institutionen in Graz und fungiert als 
Vertretung der Stadt Graz in verschiedenen 
Gremien sowie  nationalen und europäi-
schen Netzwerken. Die Abstimmung mit 
KooperationspartnerInnen, wissenschaftli-
che Recherchen und die Beauftragung von 
Studien sind wesentliche Aufgaben, um die 
professionelle  Planung notwendiger 
beschäftigungs politischer Maßnahmen zu 
ermöglichen. 

Dialog Beschäftigung
Dafür und für die Entwicklung einer ge-
meinsamen kommunalen Arbeitsmarkts-
politik in Graz wurde 2017 der „Dialog 
 Beschäftigung“ gegründet. Der Arbeitskreis 
setzt sich aus VertreterInnen von AMS, 
 Sozialpartnern, Industriellenvereinigung, 
Sozialministeriumservice, sozialen Einrich-

tungen, arbeit plus Steiermark und dem 
 Sozialamt der Stadt Graz zusammen, um 
aktuelle Problemstellungen und zukünftige 
Ziele und Instrumente zu identifizieren. 
Die ursprünglich als Projekt gestartete Gra-
zer Lehrlings- und Ausbildungsoffensive 
wie auch der bereits erwähnte Grazer Fonds 
für Aufstieg und Entwicklung haben sich 
mittlerweile zu etablierten Programmen in 
der Stadt entwickelt. Die Lehrlingsoffensive 
„GRAZ BILDET AUS“ wird seit 2014 in 
 enger Kooperation mit AMS und bfi Steier-
mark umgesetzt und vom Referat koordi-
niert. In den Jahren seit ihrer Gründung 
wurden kontinuierlich zusätzliche Aus-
bildungsplätze im Haus Graz geschaffen – 
die Anzahl an Lehrlingen in den Betrieben 
und Ämtern der Stadt hat sich seit dem 
 Beginn der Offensive 2014 mehr als ver-
doppelt – um insbesondere Jugendlichen, 
die bisher geringe Chancen am Arbeits-
markt hatten, eine qualitätsvolle Lehraus-
bildung zu  ermöglichen. 
Die COVID-Krise hat die Situation für 
 Menschen, die bei der Integration in den 
Arbeitsmarkt auf Unterstützung ange-
wiesen sind, denen es an notwendigen Res-
sourcen fehlt, die sich in ihrer beruflichen 
Identitätsentwicklung befinden oder unter 
Mehrfachbelastungen leiden, nochmals 
massiv verschärft. Angesichts der aktuellen 
Entwicklungen ist die Ausarbeitung ad-
äquater Lösungen, um eine zukunftsfähige 
und faire Arbeitswelt mitzugestalten, 
 wichtiger denn je. 

ARBEITSMARKT 
GRAZ
Zahlen Ende Februar 2021  
(im Vergleich zum Vorjahr)

Arbeitslos oder in Schulung: 
21.338 Personen (+22,2 %)

Frauen: +25,5 %

Männer: +20,1 %

Unter 25 Jahre: +11,1 %

25–50 Jahre: +22,7 %

Über 50 Jahre: +25,3 %

Personen ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft: +26,1 %

Langzeitbeschäftigungslose: 
+53 %

In Kurzarbeit:  
26.595 Personen/2.723 Betriebe

AUSWAHL AN 
INNOVATIVEN 
PROJEKTEN  
IN GRAZ 
BICYCLE – Entwicklungsprojekt 
Fahrrad: https://bicycle.at/ 

ERfA – Erfahrung für ALLE:  
www.erfa-graz.at/ 

heidenspass: www.heidenspass.cc/ 

Integrationsmodell und Interkultu-
relles Forum und IKU: www.isop.at/
projekt/integrationsmodell-und- 
interkulturelles-forum-und-iku/

RehaDruck: www.rehadruck.at/

tag.werk: https://tagwerk.at/  

WerkStart inkl. Start2Work:  
www.caritas-steiermark.at/hilfe- 
angebote/menschen-in-not/arbeit/
beschaeftigungsprojekte/gemein 
nuetziges-beschaeftigungsprojekt-
werkstart/ 

Jugendpark:  https://jaw.or.at/ 
ueber-uns/standorte/
einrichtung/s/ jugendpark/ 
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1  www.ams.at/regionen/steiermark/news/2021/03/ 
arbeitsmarktlage-graz-februar-2021
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Upcycling & Co
Kreislaufwirtschaft und soziale Unternehmen in Zeiten der Pandemie

Gerd Kronheim, Markus Mogg, arbeit plus Steiermark
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Fahrräder in Schuss zu halten und zu 
reparieren ist bei Bicycle in Graz Teil der 

nachhaltigen Projektphilosophie.
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Ressourcenschonendes Wirtschaften, 
das auf Wieder- und Weiterverwert­
barkeit setzt und damit regionale 

Kreisläufe und Wertschöpfung schafft – das 
erschien vor einigen Jahren noch als uto­
pisch. Im Angesicht von Rohstoffknappheit 
und Klimawandel zeigt das Konzept der 
Kreislaufwirtschaft Möglichkeiten auf, um 
durch nachhaltige Nutzung von Ressourcen 
und lokales Handeln auf diese globalen 
Fragen zu reagieren.
Bei der Kreislaufwirtschaft geht es nicht nur 
um umweltschonende Entsorgung oder 
besonders effizientes Recycling. Materialien 
sollen vielmehr langlebig, wiederverwend­
bar und letztendlich in anderer Form weiter 
verwertbar sein. So wird nicht nur Müll 
vermieden, sondern auch neuer Wert ge­
schaffen. Eine beliebte Form davon ist das 
trendige Upcycling, das alten Materialien 
durch kreative Verarbeitung neues Leben 
einhaucht.
In Österreich nehmen viele soziale Unter­
nehmen eine Vorreiterrolle in diesem Feld 
ein und verbinden seit den 1980ern den 
ökologischen mit dem sozialen und dem 
ökonomischen Gedanken. Es begann mit 
Entrümpelungen, Reparatur- und Weiter­
verkauf alter Fahrräder und Möbel hin zu 
trendiger Weiterverarbeitung. In Graz sind 
die Carla-Märkte beliebt bei Secondhand-
Fans, Betriebe wie heidenspass und  
tag.werk fertigen modisches Neues aus 
altem Material und die Werkstätten von 
Bicycle sind Vorreiter im Bereich Re-Use 
und sanfter urbaner Mobilität. Als sozial­
ökonomische Betriebe und gemeinnützige 
Beschäftigungsprojekte bieten sie Men­
schen, die einen erschwerten Zugang zum 
Erwerbsleben haben, über eine zeitlich be­
fristete Anstellung als Transitarbeitskräfte 
den Erwerb von Qualifikationen und Unter­
stützung an. Manchmal als „Beschäfti­
gungstherapie“ verkannt, zeigte sich gerade 
im Pandemie-Jahr, wie viel Innovation und 
Impact in diesen Angeboten steckt.

Pandemie, Lockdown und 
Ausfall globaler Lieferketten
Der Ausbruch der Pandemie sorgte für viele 
offene Fragen und viel Verunsicherung. Jene 
Menschen, denen ein Transitarbeitsplatz als 
Chance zum Wiedereinstieg in die Arbeits­
welt geboten wurde, sahen diesen im März 
2020 in die weite Ferne gerückt, aber die 

sozialen Unternehmen konnten ihre Ange­
bote rasch adaptieren und aufrechterhalten.
Durch Engpässe bei internationalen Liefe­
rungen fehlte es im Frühjahr 2020 an 
Schutzmasken. Da waren regionale Produk­
tion und Kreativität gefragt, wofür die Näh­
werkstätten der Beschäftigungsprojekte 
bestens vorbereitet waren. Alte Stoffe und 
Kleidung wurden gesammelt, gereinigt und 
als Masken zu stilsicheren Alternativen zu 
Einwegmasken verarbeitet. Im „Home­
office“ konnten sich auch MitarbeiterInnen 
aus Risikogruppen am Maskennähen betei­
ligen. Bei der Übergabe der Stoffe und ferti­
gen Produkte musste man in diesem Fall 
zwar Vorsicht walten lassen, aber die Be­
troffenen fanden nicht nur Beschäftigung, 
sondern durch ihre Arbeit auch Bestärkung. 
„Die MitarbeiterInnen berichteten mir, dass 
das Arbeiten unter diesen Umständen an­
fänglich herausfordernd war, aber es brachte 
bei ihnen auch viele Kompetenzen hervor, 
wie Flexibilität in der Arbeit und Kreativität 
beim Nähen. Sie stellten sich rasch auf neue 

Aufgabenfelder ein und fanden Lösungen, 
sich die Arbeit im Homeoffice gut einteilen 
zu können. Das motivierte die Mitarbeite­
rInnen sehr, das war auch in anderen Pro­
jekten zu merken“, berichtet Simone Kocsar, 
Sozialpädagogin beim Grazer Projekt Natur.
Werk.Stadt. Aus dieser Werkstatt stammt 
auch der „Maskomat“, ein umgebauter alter 
mechanischer Spielzeugautomat, der auf 
einem Grazer Bauernmarkt den Einkaufen­
den wiederverwertbare NMS-Masken gegen 
Spende anbot.

Anerkennung für Menschen 
am Rande des Arbeitsmarkts
Wie wichtig für den Lauf des alltäglichen 
Wirtschafts- und Arbeitslebens Menschen 
in Gesundheits- und Grundversorgung sind, 
wurde im Lauf der Pandemie bewusst. Diese 
Anerkennung wurde auch Transitmitarbei­
terInnen zuteil, die in solchen Sparten 
arbeiteten, etwa in einem Sparmarkt, der 
als Beschäftigungsprojekt von der Caritas 
Steiermark betrieben wird. 

„Bin so froh, jetzt in einem 
Beschäftigungsprojekt eine Stelle  

zu haben und sinnvolle Arbeit  
zu machen! In meinem Bekannten­

kreis bin ich derzeit der Einzige,  
der nicht zu Hause sitzt.“ 

Transitarbeitskraft S.

Das Know-how der Carla-Secondhandläden kam bei der Essensverteilung  
an Grazer Bedürftige im Lockdown zum Einsatz.
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Die beliebten Carla Secondhandhops der 
Caritas mussten zwar im Lockdown schlie-
ßen, aber das dahinterstehende Know-how 
und die Infrastruktur wurden erfolgreich 
für die Lebensmittelausgabe für armuts-
gefährdete Personen adaptiert. Die Carla 
übernahm die rasche, unbürokratische 
 Abholung von Lebensmitteln aus Super-
märkten, Bäckereien und Landwirtschaften 
und die Verteilung an Menschen, die gerade 
in dieser Zeit auf günstige Lebensmittel an-
gewiesen waren. Wurden anfänglich  
50 Haushalte pro Woche in Graz so ver-
sorgt, wuchs diese Zahl bald auf 100 an, und 
das Projekt weitete sein Angebot auch in die 
steirischen Regionen aus.
Das Projekt bicycle betreut in Graz an meh-
reren Standorten Fahrradwerkstätten, in 
denen der Schwerpunkt auf der Vermittlung 
von Jobfertigkeiten und Reparatur liegt. Als 
essenzielle Grundversorgung konnten sie 
im Lockdown mit einem ausgeklügelten 
Präventionskonzept und Schichtarbeit ge-

öffnet bleiben und weiterhin ihre Services 
anbieten. Der Bedarf an Fahrrädern und 
Reparaturservices war vorhanden, etwa 
durch Kooperationen mit Radbotendiens-
ten, die in der Pandemie viele Wege über-
nahmen. 

Regional und nachhaltig 
Gerade in der Pandemie zeigte sich, wie an-
fänglich unterschätzte Projekte einen Bei-
trag zur besseren Versorgung der Bevölke-
rung leisten können. Die vielen Nähwerk-
stätten, die Fahrradshops und die Carla- 
Läden und viele Angebote anderer sozialer 
Unternehmen wie Jugend am Werk, 
 heidenspass, BFI u. v. m. gehen noch einen 
Schritt in Richtung Nachhaltigkeit weiter. 
Durch ihren Fokus auf arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen führen Beschäftigungs-
betriebe Qualifikation und Engagement mit 
nachhaltigen Zugängen und ressourcen-
schonenden Wirtschaftsweisen in Formen 
regionaler Wertschöpfung zusammen. 

LANGZEIT-
ARBEITSLOSIGKEIT
Besonders von Armut betroffen bzw.
armutsgefährdet sind in Österreich 
Langzeitarbeitslose, also jene, die 
länger als ein Jahr ohne durchgän-
gige Erwerbsarbeit sind. Faktoren 
wie gesundheitliche Probleme, Alter, 
Qualifikation, finanzielle oder famili-
äre Herausforderungen erschweren 
es vielen, eine Stelle am Arbeits-
markt zu bekommen. Die Möglich-
keit einer temporären Anstellung in 
sozialen Unternehmen ist ein wichti-
ges Mittel, um ins Erwerbsleben 
 zurückzukehren. 

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
nahm bereits vor der Pandemie zu, 
allein zwischen 2010 und 2020 ver-
dreifachte sich die Zahl der Betroffe-
nen. Diese Entwicklung verstärkte 
sich ab März 2020 dramatisch. Im 
Jänner 2021 waren 535.470 Men-
schen ohne Arbeit, davon zählten 
140.000 Menschen als Langzeit-
arbeitslose. Verglichen mit dem 
 Jänner 2020, vor dem Ausbruch der 
Pandemie, stieg die Zahl der 
 Arbeitslosen gesamt um 27,3 %, bei 
Langzeit arbeitslosen sogar um 43 %.

https://arbeitplus.at/statistiken/
entwicklung-arbeitslosigkeit- 
aktuelles-monat/ 

„Ich hätte mir nicht gedacht,  
dass ich jetzt zu Corona-Zeiten und 

nach bereits drei Jahren vergeblicher 
Jobsuche überhaupt jemals wieder 
arbeiten werde! Auch wenn es nur 
zeitlich befristet ist, ich bin happy! 

DANKE dem AMS!“

Transitarbeitskraft M.

Der Maskomat der Natur.Werk.Stadt an seinem Standort am Bauernmarkt in  
Graz Eggenberg

Auch beim Nähen von NMS-Masken wird 
nachhaltig gearbeitet.
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Ihre LEBENSQUALITÄT  
ist unsere Aufgabe.
Kultur, Immobilien, Logistik und Medien:  
Die Wien Holding schafft Lebensqualität für unsere 
Stadt. 365 Tage im Jahr zu jeder Zeit an jedem Ort. 
Für alle Wienerinnen und Wiener. 

www.wienholding.at
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Arbeit und Beschäftigung 
Erste Sitzung des neuen Arbeitskreises

Obwohl Arbeitsmarktpolitik eine 
klare Kompetenz des Bundes ist 
und auf dieser Ebene viele Maß-

nahmen gesetzt wurden, steht Österreich 
vor großen Herausforderungen, die durch 
die Pandemie verstärkt wurden. Städte sind 
vermehrt von sozialen Brennpunktfragen, 
wie z. B. der Integration von Jugendlichen, 
betroffen. Der Städtebund initiierte daher 
den neuen Arbeitskreis Arbeit und Beschäf-

tigung, um Verantwortlichen in den Ge-
meinden eine Plattform für Austausch und 
Vernetzung zu bieten, Informationen über 
Initiativen einzelner Städte zu erhalten und 
gemeinsame Positionen zu erarbeiten. Im 
Sommer 2020 wurde ein Rundschreiben an 
die BürgermeisterInnen versandt und die 
Städte wurden ersucht, VertreterInnen für 
diesen Arbeitskreis zu nominieren.  
13 Städte – Graz, Innsbruck, Judenburg, 
Kapfenberg, Krems/Donau, Linz, Mistel-
bach, St. Pölten, Trofaiach, Villach, 
 Waidhofen/Ybbs, Weitra und Wien – 
 kamen dieser Aufforderung bereits nach. 
Die Mitglieder kommen sowohl aus der Ver-
waltungs- als auch der politischen Ebene.

Konstituierung  
des Arbeitskreises
Das erste Arbeitstreffen fand am 24. Feb-
ruar 2021 online statt. Die Vorsitzende des 
Arbeitskreises, Bettina Absenger, die in 
Graz das Referat Arbeit und Beschäftigung 
leitet, führte durch das konstituierende 
Meeting. Roland Sauer, Leiter der Sektion 
III Arbeitsmarkt des Arbeitsministeriums, 

begrüßte die Initiative des Städtebundes 
und berichtete über die aktuelle Lage am 
Arbeitsmarkt und Maßnahmen des Bundes. 
Die Arbeitslosigkeit erreichte 2020 einen 
historischen Höchststand, im Unterschied 
zu vorhergehenden Krisen hat es viele ge-
troffen, die davor in stabiler Beschäftigung 
waren. In den westlichen Bundesländern 
 offenbarte sich die starke Abhängigkeit vom 
Tourismus, im Osten ist der Anteil an Lang-
zeitarbeitslosen besonders hoch. Obwohl 
die Jugendarbeitslosigkeit im EU-Vergleich 
traditionell gering ist, war der Anstieg durch 
Corona bei dieser Gruppe zum Teil 
 beträchtlich. Eine bereits vor der Krise 
 bekannte Problematik ist der hohe Anteil 
(fast 50 %) der arbeitslosen Personen mit 
max. Pflichtschulabschluss. Im Arbeits-
ministerium wird damit gerechnet, dass 
sich die Lage am Arbeitsmarkt mit Mitte des 
Jahres verbessert, gleichzeitig werden aber 
auch eine Verfestigung der Arbeitslosigkeit 
und ein Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit 
erwartet. Obwohl momentan aufgrund der 
Hilfsmaßnahmen kaum Insolvenzen statt-
finden, geht das WIFO davon aus, dass 
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NOMINIERUNG 
FÜR DEN 
 ARBEITSKREIS
Angesichts der aktuellen Heraus-
forderungen sind alle AkteurInnen 
der österreichischen Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik gefordert, 
neue Lösungen zu entwickeln sowie 
die Arbeitswelt der Zukunft mitzu-
gestalten.

Christina  Aigner
ist im Österreichischen Städtebund 
u.a. für Soziales, Beschäftigung, 
Frauen und Gleichstellung  zuständig.

Wenn Ihre Stadt Interesse an der 
Thematik hat, nominieren auch Sie 
eine Vertretung für den Arbeitskreis 
Arbeit und Beschäftigung. Bitte diese 
per E-Mail an christina.aigner@ 
staedtebund.gv.at, Fragen gerne 
 unter 0676/811 88 99 95.
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diese mit Jahresmitte wieder steigen. 
 Tat sache ist, dass maximal 30 % der Unter-
nehmen genügend Reserven haben, um drei 
Monate oder länger zu überleben.

Austausch der Städte
Die Städte waren vorab gebeten worden, 
Fragen zu beantworten: wie sich die 
 Arbeitslosigkeit in den einzelnen Kommu-
nen entwickelt hat und welche Gruppen 
 besonders betroffen sind, welche Beschäf-
tigungsprojekte es bereits gibt und welche 
weiteren Aktivitäten noch auf lokaler Ebene 
nötig wären. 
Als Schwerpunktzielgruppen wurden 
 Jugendliche, Ältere, Frauen, Personen mit 
max. Pflichtschulabschluss, Langzeit-
arbeitslose und Personen mit Migrations-
hintergrund genannt. Die Good-Practice-
Beispiele der Städte reichen von Beschäfti-
gungsoffensiven für Langzeitarbeitslose 
(Villach), zusätzlichen Lehrstellen (Graz,  
St. Pölten, Villach, Wien), der Aufstockung 
der Überbetrieblichen Lehrausbildung und 

Ausbildungsverbünden (Wien) über die 
 Erweiterung der Joboffensive 50+ und die 
Erhöhung des Ausbildungsgeldes in der 
Pflege (Wien) bis hin zu Personalaufnah-
men, der Schaffung von Praktikumsplätzen 
(St. Pölten), der Ausweitung von Beschäfti-
gungsprojekten (Graz, Judenburg) und 
Qualifizierungsangeboten (Graz, Wien). Im 
kommunalen Bereich liegen sehr viele 
 Beschäftigungsmöglichkeiten – es wurde 
angeregt, vermehrt Lehrplätze anzubieten. 
Im Pflege- und Gesundheitssektor gilt es, 
sprachliche Potenziale von Menschen mit 
Migrationshintergrund zu nutzen und sich 
mit der Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen auseinanderzusetzen.

Ausblick
Der Arbeitskreis trifft sich zweimal pro Jahr. 
Es wurden folgende Themenpriorisierungen 
für die nächsten Treffen vorgenommen: 
(Lehr-)Ausbildung und Qualifizierung, 
 Ausbildungsverbünde, sowie Beschäftigungs - 
offensiven. 

Beschäftigung & Soziales
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Unseren KollegInnen bei den Gemeindebediensteten, in Kunst, Medien, Sport und freien Berufen geht es jeden Tag ums Ganze.
Wir von younion _ Die Daseinsgewerkschaft vertreten diese in über 200 Berufsgruppen mit 150.000 Gewerkschaftsmitgliedern 
- und sind damit eine geballte Kraft, die von jedem einzelnen Mitglied mitgetragen wird. Gerade dann, wenn es bei der Vertre-
tung unserer Interessen in einem härter gewordenen politischen Umfeld ums Ganze geht. www.younion.at
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BETTINA 
 ABSENGER
leitet seit 2014 das Referat Arbeit 
und Beschäftigung in der Stadt Graz.

Sie vertritt den Österreichischen 
Städtebund im Europäischen Sozia-
len Dialog der lokalen und regiona-
len Gebietskörperschaften des Rates 
der Gemeinden und Regionen Euro-
pas (CEMR). Vor ihrer Tätigkeit in 
Graz war sie Referentin für Soziales 
und Gesundheit im Verband der 
 öffentlichen Wirtschaft und Gemein-
wirtschaft Österreichs (VÖWG).
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Gemeinden sind ein wichtiger wirt­
schaftlicher Faktor als Arbeitge­
berinnen und sie wirken insgesamt 

stabilisierend in der Wirtschaftskrise. Die 
Gemeinden beschäftigen aktuell 79.000 Ge­
meindebedienstete, hinzu kommen noch 
Arbeitsplätze in gemeindeeigenen Gesell­
schaften und Gemeindeverbänden sowie 
Arbeitsplätze, welche durch kommunale 
Investitionen ausgelöst werden. 
Die Gemeinden können in Bezug auf den 
Arbeitsmarkt mehrfach zur Bewältigung der 
Krise beitragen. Erstens sind sie stabile 
Arbeitgeberinnen. Die Beschäftigtenanzahl 
bleibt daher in der Regel auch dann stabil, 
wenn die Gemeinden Einnahmeneinbrüche 
verzeichnen müssen. Schließlich müssen 
die Gemeinden wichtige Bereiche der 
Daseinsvorsorge garantieren. 
Zweitens bieten sie Anknüpfungspunkte für 
österreichweite Beschäftigungsprogramme. 
Drittens sichern die Gemeinden mit ihren 
kommunalen Investitionen auch Arbeits­
plätze für die regionale Wirtschaft.

Knapp 79.000 Beschäftigte
Die öffentliche Verwaltung gilt mit knapp 
79.000 Beschäftigten als eine der wenigen 
Branchen, die von der Arbeitsmarktkrise 

nicht betroffen ist. Hier noch nicht berück­
sichtigt ist das Personal in ausgelagerten 
Gemeindeeinheiten und in Gemeinde­
verbänden, welches jedoch statistisch nicht 
gesondert erfasst wird. 
Betrachtet man den Zeitraum seit 2009 
(Abbildung 1), zeigt sich nach der Finanz­
krise 2009/2010 ein geringfügiger Rück­
gang beim Personalstand der Gemeinden. 
Dies dürfte zum Teil auf verstärkte Auslage­
rungen rückzuführen sein. Insgesamt zeigt 
sich, dass der Personalstand trotz des 
damaligen Einnahmeneinbruchs der 
Gemeinden stabil blieb. 
Doch auch im Zeitraum bis 2016 erhöhte 
sich der Personalstand nicht. Dies ist in­
sofern bemerkenswert, als zusätzliche 
Aufgaben auf die Gemeinden zukamen, 
beispielsweise beim Ausbau der Kinder­
betreuung. Insgesamt scheinen hier daher 
Einsparbemühungen der Gemeinden 
Früchte zu tragen. 
Ab 2017 kam es erstmals zu einem nennens­
werten Anstieg des Personalstands. Dies 
geht teils einher mit den verbesserten wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen für die 
Gemeinden, teils aber auch mit den Aus­
bauprogrammen für Kinderbetreuung und 
Ganztagsschulen. 

Dynamische Bereiche: 
Kinderbetreuung und 
Ganztagsschulen
Interessant ist auch die Entwicklung der 
Personalausgaben nach Aufgabenbereichen 
(Abbildung 2). Drei Viertel der Personalaus­
gaben entfallen auf die Bereiche allgemeine 
Verwaltung, Kinderbetreuungs- und Bil­
dungsbereich sowie Dienstleistungen. Letz­
terer umfasst in hohem Maße die Daseins­
vorsorge mit den Bereichen Wasser, Ab­
wasser, Abfall, aber auch Kultur und Sport. 
Besonders der Kinderbetreuungs- und 
Bildungsbereich weist dabei eine hohe 
Dynamik auf. Dies ist verbunden mit den 
bestehenden Ausbauprogrammen in den 
Bereichen frühkindliche Erziehung und 
Ganztagsschulen. 

Weiterer Ausbaubedarf
Die Ausbauprogramme für Kinderbetreu­
ung und Ganztagsschulen sind trotz Coro­
nakrise nach wie vor gültig. Weiterhin ist es 
ein gesamtstaatliches Ziel, die Angebote in 
diesen Bereichen zu erweitern. Dies bedingt 
auch einen zusätzlichen Bedarf an Personal 
in diesen Zukunftsbereichen. 
Als zweiter sehr dynamischer Bereich ist der 
Pflegebereich zu nennen. Dieser schlägt sich 
zwar nicht in der hier vorliegenden Statistik 
der Gemeindebediensteten nieder, aller­
dings betreiben in mehreren Bundeslän­
dern verstärkt auch Gemeinden eigene Pfle­
geeinrichtungen. Auch hier ist künftig mit 
einem steigenden Bedarf zu rechnen. 

Beschäftigungsprogramme
Aktuell in Diskussion ist, inwiefern die Ge­
meinden einen Anknüpfungspunkt für eine 
Beschäftigungsoffensive für Langzeit­
arbeitslose liefern können. Ein aktueller 
Vorschlag sieht etwa vor, dass 40.000 Men­
schen in öffentlichen Einrichtungen, 
gemeinnützigen Vereinen und sozialen 

Stabilität trotz Krise
Städte und Gemeinden als Beschäftigungsmotoren in der Krise

Karoline Mitterer, KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung

Abbildung 1: Indexentwicklung der Beschäftigten in Gemeinden ©
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Unternehmen einen neuen Job finden sol­
len. Gemeinden sollen hier eine zentrale 
Rolle einnehmen. 
Bereits 2017 hatte es ein solches Programm 
gegeben. Es wurde jedoch kurz nach Konsti­
tuierung einer neuen Regierung wieder 
gestoppt. Eine Evaluierung des damaligen 
Programms stellt sich zwar als schwierig 
heraus, dennoch zeigten sich bereits erste 
positive Ergebnisse.1 Ein Neuauflegen – in 
angepasster Form – würde einen Beitrag zur 
Entlastung der Langzeitarbeitslosen leisten. 
Auch das Thema der Lehrlingsausbildung 
könnte stärker auf der Gemeindeebene ver­
ankert werden, etwa durch eigene Förder­
programme für Gemeinden zur Einstellung 
von Lehrlingen. 

Bedeutung kommunaler 
Investitionen 
Kommunale Investitionen haben kurzfristig 
und langfristig hohe positive Wirkungen auf 
die Wertschöpfung. Besonders positive 
Wirkungen zeigen sich hier in Bezug auf die 
inländische Beschäftigung.2 Aktuell werden 
30 Prozent der öffentlichen Investitionen3 
von den Gemeinden gestemmt, 2019 waren 
dies immerhin 3,6 Mrd. Euro. Zählt man 
auch Investitionen in die Ver- und Entsor­
gung, welche nicht zum öffentlichen Sektor 
gezählt werden, lag das Investitionsvolumen 
der Gemeinden vor der Krise sogar deutlich 
über 4 Mrd. Euro. 
Auch der volkswirtschaftliche Nutzen von 
kommunalen Investitionen kann sich sehen 
lassen. Ein konkretes Beispiel ist der 
Ausbau der Kinderbetreuung, dessen volks­
wirtschaftliche und fiskalische Effekte sich 

die AK Österreich4 näher angesehen hat. In­
vestitionen in die Kinderbetreuung können 
nicht nur die akuten Defizite bezüglich 
Angebot und Qualität beheben, sondern 
auch beachtliche Beschäftigungs- und 
Budgeteffekte generieren. So können mit 
einer jährlichen Anstoßfinanzierung des 
Bundes und der Länder in der Höhe von 
200 Mio. Euro über vier Jahre insgesamt 
35.000 zusätzliche Plätze für Kleinkinder 
und bessere Öffnungszeiten bei 70.000 Kin­
derbetreuungsplätzen geschaffen werden. 
Dadurch entstehen rund 14.000 Beschäfti­
gungsverhältnisse im Kinderbetreuungs­
bereich sowie 2.300 Arbeitsplätze durch die 
zusätzliche Nachfrage in anderen Branchen. 
Zusätzlich können zwischen 14.000 und 
28.000 Eltern einer Erwerbstätigkeit nach­
gehen. Nach fünf Jahren würden damit be­
reits Überschüsse für die öffentliche Hand 
zwischen +14 Mio. und +168 Mio. Euro 
jährlich entstehen (in Abhängigkeit der 
wirtschaftlichen Entwicklung). 

Rolle der Gemeinden  
in der Krise
Aktuell gibt es zwei Unterstützungspakete 
vom Bund an die Gemeinden, welche an 
zwei wichtigen Punkten ansetzen: bei der 
Liquidität und bei den Investitionen. Ohne 
dem im Jänner 2021 beschlossenen zweiten 
Gemeindepaket wäre es auch 2021 zu 
empfindlichen Mindereinnahmen für die 
Gemeinden gekommen. 
Da jedoch zwei Drittel des zweiten 
Gemeindepakets von den Gemeinden 
zurückgezahlt werden müssen, wird das 
bestehende Problem in die Zukunft 

verschoben. Ohne Reformmaßnahmen zur 
Entlastung der Gemeindeebene sind mittel­
fristig harte Konsolidierungsmaßnahmen 
inkl. Leistungskürzungen zu erwarten. 
Gemäß KDZ-Prognosen5 würde dies bis 
2024 im Worst-Case-Szenario eine Reduk­
tion der Personalausgaben von bis zu  
10 Prozent bedeuten. Das entspricht 7.000 
bis 8.000 Dienstposten, die eingespart 
werden müssten, um die finanziellen 
Spielräume des Jahres 2019 wieder er­
reichen zu können.
Damit die Gemeinden ihre Rolle als Stabili­
sator in der Arbeitsmarktkrise wahrnehmen 
können, brauchen sie auch die entsprechen­
den finanziellen Spielräume. Um dies zu 
ermöglichen, gilt es nun, gemeinsam (Bund, 
Länder und Gemeinden) daran zu arbeiten.
�

1 �Hausegger/Krüse: Evaluation der Aktion 20.000, 2019. 

2 �Sinabell et al.: Ökonomische Expertise für umwelt- und 
wirtschaftspolitische Entscheidungen zur Bewältigung der 
COVID-19-Krise, 2020, S. 14.

3 �Öffentlicher Sektor gemäß ESVG 2010 (Europäisches 
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen). Diese 
Definition liegt etwa der Berechnung der öffentlichen 
Verschuldung bzw. des „Maastricht-Defizites“ zugrunde. 

4 �Buxbaum/Pirklbauer: Innovativer Sozialstaat, 2013,  
S. 7 ff. 

5 �https://www.kdz.eu/de/aktuelles/blog/gemeindefinanz 
prognose-20212022-kritische-entwicklung;  
https://www.kdz.eu/de/aktuelles/blog/analyse-und-
empfehlungen-des-kdz-zur-bewaeltigung-der-krise-der-
gemeindefinanzen

Abbildung 2: Personalausgaben der Gemeinden nach Aufgabenbereichen in Mio. Euro, 2009 und 2019
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In einer Erhebung der Daten von allen 
2.095 Städten und Gemeinden Öster­
reichs sowie den 23 Wiener Gemeinde­

bezirken hat das Institut SORA – Institute 
for Social Research für den Österreichi­
schen Städtebund den Anteil der Frauen an 
der Spitze der Kommunalverwaltungen 
(Bürgermeisterin, Stellvertreterin) sowie 
den Anteil der Gemeinderätinnen ermittelt. 
Die Zahlen wurden im Rahmen einer 
großen laufenden Datenerhebung, dem 
sogenannten „Gleichstellungsindex“, er­
hoben und bewertet. 

Der Gleichstellungsindex 2021, dessen 
Datenerhebung derzeit noch läuft, bildet die 
Dimensionen Gesundheit, Pflege, Gewalt­
schutz, Mobilität, Erwerbstätigkeit, 
Bildung, Demografie, Kinderbetreuung und 
Repräsentation in Bezug auf die kommu­
nale Ebene ab. Der erste Teil, Repräsenta­
tion, wurde anlässlich des Internationalen 
Frauentages 2021 vorgestellt. Erstmals 
wurde auch flächendeckend der Anteil von 
Frauen in den Gemeinderäten erhoben und 
auf Bundesländer-Ebene miteinander 
verglichen.

Die Ergebnisse sind durchaus spannend: An 
der Spitze der Stadt- und Gemeindepolitik 
stehen noch immer fast nur Männer. Es gibt 
91 Prozent Bürgermeister und nur 9 Prozent 
Bürgermeisterinnen, nämlich insgesamt 
197 österreichweit.
Die Stellvertretung ist immerhin zu 19 Pro­
zent eine Vizebürgermeisterin und zu  
81 Prozent ein Vizebürgermeister, zu  
72 Prozent ist die Doppelspitze männlich.
Heruntergebrochen auf die Bundesländer 
zeigt sich, dass die männliche Doppelspitze 
am häufigsten in Tirol ist (85 Prozent) und 

48
26
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21

2422 20

24

Kommunaler 
Gleichstellungsindex

Je größer die Stadt, desto mehr Frauen in der Politik
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am seltensten in Wien, wobei in Wien die 
Bezirksvertretungen herangezogen wurden, 
um eine Vergleichbarkeit herzustellen.

In Gemeinderäten sind  
drei Viertel der Mandate 
männlich besetzt
Die Zusammensetzung der einzelnen Ge­
meinde- und Bezirksvertretungen (Wien) 
zeigt ein ähnliches Bild: Hier liegt insge­
samt der Frauenanteil bei durchschnittlich 
24 Prozent gegenüber 76 Prozent Männern 
im Gemeinderat. In insgesamt 40 österrei­
chischen Gemeinden ist keine einzige Frau 
vertreten.
Interessant ist der Vergleich nach Größen­
klassen, denn je größer die Gemeinde, 
desto höher ist auch der Frauenanteil: 
Während in Wien der Anteil der Frauen in 
den Bezirksvertretungen bei 48 Prozent 
liegt, liegt der Frauenanteil in Gemeinden 
mit über 200.000 EinwohnerInnen bei  
45 Prozent und bei Gemeinden zwischen 
500 und 1.000 EinwohnerInnen bei nur  
20 Prozent.

Wien, Niederösterreich  
und Steiermark bei 
Gemeinderätinnen vorne
Zieht man den jeweiligen Gemeinde-Mittel­
wert pro Bundesland heran, so liegt Wien 
mit 48 Prozent Frauenanteil in den Bezirks­
vertretungen an der Spitze, gefolgt von Nie­
derösterreich und Steiermark, wo jeweils 
durchschnittlich 26 Prozent der Gemeinde­
ratsmandate weiblich sind, darauf folgen 
das Burgendland und Salzburg (24 Pro­
zent), Oberösterreich (23 Prozent), Vor­
arlberg (22 Prozent), Kärnten (21 Prozent) 
und zuletzt Tirol mit 20 Prozent.
„Die Zahlen zeigen, dass es auf kommunaler 
Ebene noch großen Aufholbedarf gibt“, sagt 
Thomas Weninger, Generalsekretär des 
Österreichischen Städtebundes. 
„Gerade in der Kommunalpolitik werden 
Entscheidungen getroffen, die das unmittel­
bare Lebensumfeld betreffen – öffentlicher 
Verkehr, Straßen, Wohnbau, Kindergärten 
und Schulen – insgesamt den Lebensraum 
Stadt und Gemeinde. Es muss selbstver­
ständlich sein, dass die Hälfte der Wohnbe­
völkerung auch in politischen Entschei­
dungsgremien vertreten sind“, fordert We­
ninger. „Ein Mehr an Frauen in der Politik 
ist aber nicht nur eine logische Teilhabe an 

Macht, sondern auch eine Steigerung der 
Qualität im Management einer Stadt oder 
Gemeinde“, so Weninger.
„Es ist wichtig, Frauen Mut zu machen, in 
die Politik zu gehen – und die Rahmenbe­
dingungen dafür zu schaffen. Wien ist da 
Vorreiterin. Knapp die Hälfte der Bezirks­
vertretungen ist mit Frauen besetzt. Es freut 
mich besonders, dass Wien hier eine Vor­
bildfunktion für andere Gemeinden ein­
nimmt. Mir ist wichtig, Frauen zu stärken 
und sie zu ermutigen, diesen Schritt zu ma­
chen. Wir brauchen mehr Frauen in der 
Politik!“, so Kathrin Gaál, Vorsitzende des 
Frauenausschusses des Österreichischen 

Städtebundes und Wiens Vizebürgermeiste­
rin und Frauenstadträtin.

Zur SORA-Studie 
Repräsentation von Frauen in 
der Kommunalpolitik
Die Zahlen zur Repräsentation von Frauen 
in der Kommunalpolitik wurden vom Insti­
tut SORA – Institute for Social Research 
erhoben. Datengrundlage sind die Landes­
statistischen Ämter und eigene Erhebun­
gen. Die Ergebnisse sind Teil des ersten 
österreichischen Gleichstellungsindex, den 
SORA derzeit im Auftrag des Österreichi­
schen Städtebundes erarbeitet.�

Repräsentation: Bürgermeister*innen und 1. Stv.

Knapp drei Viertel der Spitzen in Städten und Gemeinden sind männlich besetzt…
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Vor dem Hintergrund des demografi­
schen Wandels, der veränderten 
Familienstrukturen und der damit 

steigenden Kosten für die Langzeitpflege 
braucht es einen tiefgreifenden Paradig­
menwechsel für die Begleitung von Men­
schen im Alter mit Unterstützungs- und 
Pflegebedarf. 
Das Modell „SING – Seniorenarbeit innova­
tiv gestalten“ wurde vom Diakoniewerk als 
konkreter Vorschlag für eine neue Finanzie­
rungs- und Bereitstellungslogik der Pflege 
entwickelt, mit dem Ziel, ein selbst­
bestimmtes Leben im Alter zu ermöglichen.

Die Ausgangssituation
Der historisch gewachsene Status quo ist 
bekannt: Abhängig von den jeweils gültigen 
Landesbestimmungen und regionalen 
Bedarfsplanungen beherrschen drei Ver­
sorgungssäulen das österreichische Lang­
zeitpflegesystem: stationäre Versorgung in 
Altenheimen, mobile Dienste und – oft nur 
in ausgewählten Regionen – teilstationäre 
Tagesbetreuung. In der Praxis kann man 
daher meist von nur zwei, relativ starren 
Säulen – mobil und stationär – ausgehen. 
Die öffentlichen Kosten pro Person sind in 
der stationären Pflege um ein Vielfaches 
höher als im mobilen Bereich. Eine zusätz­
liche Herausforderung liegt in der Zersplit­
terung der Kompetenzen und der Finanzie­
rungen zwischen Bund, Ländern und Städ­
ten bzw. Gemeinden. Die extreme Komple­
xität führt dazu, dass einzelne Kostenträger, 
insbesondere Städte und Gemeinden, oft 
abhängig von den Vorgaben anderer Ins­
tanzen sind und dass Personen mit Pflege­
bedarf meist weder ihr Angebot noch den 
Anbieter frei wählen können. Wie sieht das 
konkret aus?

Hilde und ihre Bedürfnislage 
Hilde ist 84 Jahre alt. Sie lebt allein in einer 
Wohnung im dritten Stock. Hildes Tochter 
ist 55 Jahre alt und berufstätig, Hildes 
Enkelin studiert, Hildes Sohn lebt in einer 
anderen Stadt. Die Bewältigung des Alltags 
fällt Hilde zunehmend schwer. Sie benötigt 
jemanden, der ihre Besorgungen erledigt, 
für sie kocht, ihre Medikamente vorbereitet 
und sie bei der Körperpflege unterstützt. 
Der Sohn organisiert eine Haushaltshilfe, 
die Tochter kocht für Hilde und duscht sie, 
die Enkelin bereitet am Wochenende Hil­
des Tabletten vor. Als Hilde an Diabetes er­
krankt, gelangt das Familiensystem an 
seine Grenzen, ab nun unterstützt ein mo­
biler Dienst Hilde punktuell. Hilde wird 
immer vergesslicher, nach einigen Mona­
ten erscheint es schließlich verantwor­

tungslos, sie länger allein zu lassen. Die 
Tochter ist bereits stark belastet und hat 
keine zeitlichen Kapazitäten mehr. Zum 
Glück springt Hildes Nachbarin ein. Dieses 
fragile Setting kann mit großem Koordina­
tionsaufwand noch einige Wochen auf­
rechterhalten werden, doch dann bricht 
sich die Nachbarin das Bein und fällt aus. 
Nur aus diesem einen Grund bricht das Be­
treuungssystem zusammen wie ein Karten­
haus: Die mobilen Dienste bieten keine 
ausreichende Alternative, die örtliche Ta­
gesbetreuung ist ausgelastet, eine 24-Stun­
den-Betreuung finanziell nicht leistbar. 
Hildes Einzug ins nahegelegene Pflegeheim 
ist vorgezeichnet, obwohl sie das nicht 
möchte und es rein pflegerisch auch nicht 
nötig wäre. Das Pflegeheim übernimmt nun 
auch all jene Tätigkeiten, die zuvor der 

SING – Seniorenarbeit 
innovativ gestalten 

Das konkrete Modell der Diakonie für eine umfassende Pflegereform

Reinhold Medicus-Michetschläger, Diakoniewerk
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 Sozialraum abdeckte. Hilde  vermisst ihre 
Wohnung und ihre Sozial kontakte. Die 
volkswirtschaftlichen Kosten steigen ca. auf 
das Vierfache. Diese Entwicklung ließe sich 
mit SING vermeiden.

SING und Autonomiebetrag
Das SING-Modell gestaltet das Pflege system 
gänzlich neu. Personen mit Bezug von Pfle-
gegeld haben die Möglichkeit, mit einem fix 
vorgegebenen Teil ihres Pflegegelds einen 
sachleistungsbezogenen Autonomiebetrag 
zu erwerben, der durch einen Zuschuss der 
öffentlichen Hand mehr wert ist als das 
 Pflegegeld an sich. Dieser Autonomiebetrag 
kann ausschließlich für Sachleistungen 
 verwendet werden und wird nicht in bar 
aus gezahlt. Der Rest des Pflegegelds bleibt 
Hilde wie auch bisher für ihre Versorgung 
mit Hilfsmitteln, Medikamenten usw.
Um den Wert ihres Autonomiebetrags kann 
Hilde individuell ihre Betreuungs- und 
 Pflegedienstleistungen zum Vollkostenpreis 
erwerben. Für die öffentliche Hand fallen im 
Gegenzug die komplexen Förderungen für 
diese Dienstleistungen weg. Die Angebote 
und Dienstleistungen, die für Hildes Auto-
nomiebetrag erwerbbar sind, sind von einer 
öffentlichen Stelle inhaltlich an erkannt, um 
ihre Qualität sicherzustellen. Welche Art der 
Leistung angeboten wird, kann je nach 
 Region unterschiedlich sein – je nachdem, 
was dort konkret gebraucht wird und was es 
bereits an vor handenen Ressourcen gibt. 
Neben dieser Veränderung der Finanzie-
rungslogik ist es auch erforderlich, ver-
pflichtende lokale Beratung in Form von 
PflegelotsInnen anzubieten. Die KundInnen 
werden von den PflegelotsInnen unter-

stützt, sich darüber klar zu werden, wie sie 
konkret leben wollen. Wie würde SING 
 Hildes Geschichte nun konkret verändern? 

Pflegesetting nach Maß
Die Pflegelotsin berät Hilde nicht einfach, 
aus welchen vorhandenen Dienstleistungen 
sie auswählen kann, sondern sie erfragt, wie 
Hilde künftig konkret leben will. Hilde 
 äußert klar, dass ihr ihre Sozialkontakte und 
ein Verbleib in der eigenen Wohnung wich-
tig sind. Die Pflegelotsin erarbeitet, welchen 
Beitrag dazu Hilde selbst leisten kann, was 
ihr soziales Umfeld beitragen möchte und 
für welche offenen „Puzzlesteine“ es welche 
professionelle Dienstleistung braucht. Ganz 
konkret wird die Tochter entlastet, weil 
Hilde im nahegelegenen Pflegeheim mit-
essen kann. Die Enkelin erhält eine profes-
sionelle Einschulung für die Vorbereitung 
der Medikamente und für die Tochter wird 
ein Kurs gesucht, damit sie die Diabetesver-
sorgung übernehmen kann. Hildes Demenz 
fordert das Familiensystem zeitlich und 
emotional am stärksten. Da es zahlreichen 
Familien in Hildes Stadt so geht, organisiert 
die Pflegelotsin, dass ein innovativer 
Dienstleister eine stundenweise Alltags-
begleitung implementiert, die Hilde in ihrer 
Wohnung Gesellschaft, Gedächtnistraining 
und kleine Haushaltsdienste bietet. Der 
Dienstleister hat die Gewissheit, dass das 
innovative Angebot durch die Autonomie-
beträge finanziert ist, Hilde erhält ein maß-
geschneidertes Pflegesetting. Und alle zwei 
Monate geht Hilde eine Woche auf Kurzzeit-
pflege ins mittlerweile schon bekannte 
 Altenheim, damit sich das HelferInnen-
Netzwerk erholen kann.

SING wirkt auf fünf Ebenen 
1. Die Zersplitterung der Finanzierung 

wird aufgehoben, 
2. die Zweckwidmung des Pflegegelds 

wird ausgeweitet, 
3. die Dienstleister werden innovativer, 

das Angebot flexibler, lokaler und indi-
vidueller, 

4. die betroffenen Menschen im Alter 
können länger zu Hause leben bleiben,

5. neue, attraktive Jobmöglichkeiten im 
Sozialbereich entstehen. 

Die Kosten stagnieren
Die öffentlichen Ausgaben pro Person sind 
mit SING zwar durchschnittlich höher als 
rein für die mobilen Dienste, es sinkt aber 
mittelfristig der finanzielle Druck im Pflege-
system gegenüber dem Fortschreiben des 
Status quo. 

SING soll in die Praxis
SING wurde über Jahre hinweg vom Diako-
niewerk konzipiert und kontinuierlich ver-
feinert, die Wirkungen wurden bereits mit 
ÖkonomInnen, internationalen Sozial-
expertInnen und PolitikerInnen auf 
 verschiedenen Ebenen diskutiert und als 
 wesentlicher Beitrag für eine Weiterentwick-
lung des österreichischen Pflegesystems be-
wertet. Unser Ziel ist es, das Modell SING in 
einer Pilotregion umzusetzen, seine Wirkung 
zu analysieren und es in Folge auszubauen.
Wenn Sie mehr über SING wissen wollen, 
zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren:  
sing@diakoniewerk.at  

Weitere Informationen unter:  
www.diakoniewerk.at/sing©

 F
ot

o:
 G

et
ty

 Im
ag

es

©
 G

ra
fik

: D
ia

ko
ni

ew
er

k

Hilde erwirbt einen 
sachleistungs bezogenen 

Autonomiebetrag. 

Hilde kann mit dem Autonomie betrag 
 individuell ihre Betreuungs­ und Pflege-
dienstleistungen erwerben.

Die Pflegelotsin bündelt 
 Hildes Bedürfnisse und 
 organisiert für sie eine maß-
geschneidertes  Pflegesetting
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Die Ergebnisse dieser Studie belegen 
die hohe Bedeutung der psychologi­
schen Grundbedürfnisse nach 

Kompetenzerleben, Autonomie und sozialer 
Eingebundenheit für Wohlbefinden und 
Lernmotivation. Ebenso zeigen sie die Be­
deutung der Selbstorganisation für die er­
folgreiche Bewältigung der Aufgaben. Der 
lange Lockdown belastet insbesondere die 
älteren SchülerInnen.
Selbstorganisation und selbstreguliertem 
Lernen werden eine hohe Bedeutung für 
Lernerfolg, Wohlbefinden und letztlich Ge­
sundheit zugeschrieben. Allerdings zeigen 
viele Studien, dass die dafür notwendigen 
Kompetenzen zu wenig systematisch in der 
Schule gefördert werden. In Folge der 
COVID-19-Pandemie wurden in Österreich 
Mitte März 2020 mehr als 1,1 Millionen 
SchülerInnen mehr oder weniger unvor­
bereitet auf Home-Learning umgestellt. 
Und damit hat sich die Situation grundle­
gend geändert: Selbstreguliertes Lernen ist 
zur Notwendigkeit geworden. Wie dies ge­
lingt, wird in einem Forschungsprojekt der 
Fakultät für Psychologie, Universität Wien, 
untersucht (Leitung: Barbara Schober, 
Marko Lüftenegger & Christiane Spiel; 
siehe: https://lernencovid19.univie.ac.at/), 
das vom Wiener Wissenschafts- und Tech­
nologiefonds (WWTF) und der Universität 
Wien gefördert wird. 

Wie geht es den SchülerInnen?
Das Projekt geht den folgenden Fragestel­
lungen nach: Wie ist das Wohlbefinden der 
SchülerInnen? Wie gelingt ihnen der 
Umgang mit der neuen Lernsituation? Was 

Lernen unter  
COVID-19-Bedingungen

In Folge der COVID-19-Pandemie wurden in Österreich mehr  
als 1,1 Millionen SchülerInnen mehr oder weniger unvorbereitet auf  

Home-Learning umgestellt. Wie dies gelingt, untersuchen wir in einem 
Forschungsprojekt an der Fakultät für Psychologie, Universität Wien. 
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erleichtert die gelingende Bewältigung, was 
erschwert sie? Welche Rolle spielt soziale 
Eingebundenheit? Was sind psychische 
Merkmale und Rahmenbedingungen dafür, 
dass Lernende sich im Laufe der Zeit anpas-
sen und sie mit der Situation immer besser 
zurechtkommen? Was führt dazu, dass das 
Lernen schwieriger wird und damit auch 
der Lernerfolg sinkt? Wie wirkt sich das auf 
das Wohlbefinden aus? 
Bisher wurden vier Erhebungen bei Schüle-
rInnen durchgeführt. (1) knapp nach dem 
Lockdown; (2) Ende April bis Mitte Mai 
(Fahrplan für Schulen war bereits bekannt); 
(3) Juni (nach Rückkehr in die Schulen); (4) 
Ende November bis Anfang Dezember (im 
zweiten Lockdown). Mit Unterstützung des 
BMBWF, der Bildungsdirektionen sowie 
vieler Medien haben wir unsere Studie breit 
beworben. Das hatte auch entsprechend 
 positive Effekte. 
So standen bei der ersten Erhebung nach 
Datenbereinigung die Antworten von knapp 
20.000 SchülerInnen für Analysen zur Ver-
fügung. Dennoch kann nicht angenommen 
werden, dass die Stichproben repräsentativ 
sind. Denn schon mangels technischer Aus-
stattung (Internetzugang, Endgerät) konn-
ten vermutlich viele SchülerInnen nicht er-
reicht werden. Wir nehmen auch an, dass 
SchülerInnen, denen es besonders schlecht 
geht, sich nicht an den Erhebungen beteiligt 
haben. Daher gehen wir davon aus, dass 
 Risikogruppen unterschätzt werden.

Veränderungen im  
Lauf der Pandemie
Insgesamt belegen die Ergebnisse die hohe 
Bedeutung der psychologischen Grund-
bedürfnisse nach Kompetenzerleben, Auto-
nomie und sozialer Eingebundenheit für 
Wohlbefinden und Lernmotivation. Ebenso 
belegen sie die Bedeutung der Selbstorgani-
sation für die erfolgreiche Bewältigung der 
schulischen Aufgaben. Dies zeigt sich auch 
in den Veränderungen über die Zeit. Ob sich 
das Wohlbefinden in der Zeit des Home-
Learning verbessert hat, hängt damit zu-
sammen, wie gut das Lernen von zu Hause 
aus gelingt. Die Veränderungen im Ver-
gleich zum Beginn des Home-Learning ge-
hen bei den SchülerInnen deutlich mehr in 
die positive Richtung. Jedoch gibt es auch 

SchülerInnen, die Veränderungen in die 
 negative Richtung angeben. Vorsichtig 
hochgerechnet (da die Risikogruppe in die-
ser Studie vermutlich unterschätzt wird) ist 
anzunehmen, dass sich das Wohlbefinden 
von zumindest 70.000 SchülerInnen in 
 Österreich zwischen der ersten und der 
zweiten Erhebung deutlich verschlechtert 
hat und dass 47.000 SchülerInnen die 
 Organisation des Lernens deutlich schlech-
ter gelungen ist.
Bei der vierten Erhebung im zweiten Lock-
down vor Weihnachten 2020 wollten wir 
wissen, wie es den SchülerInnen im Ver-
gleich zum ersten Lockdown geht. Die Er-
gebnisse zeigen, dass die SchülerInnen über 
die Zeit mit dem Distance-Learning immer 
besser zurande kommen. Etwa 80 % der 
SchülerInnen gaben an, dass ihnen die Auf-
gaben gleich gut oder besser gelingen als im 
ersten Lockdown. Allerdings gibt es Unter-
schiede zwischen SchülerInnen der Unter-
stufe und OberstufenschülerInnen. Schüle-
rInnen der Oberstufe gelingen die Aufgaben 
schlechter und sie geben auch häufiger Ver-
schlechterungen im Vergleich zum ersten 
Lockdown an. Gleichzeitig arbeiten Ober-
stufenschülerInnen deutlich mehr für die 
Schule (über 60 % mehr als 8 Stunden pro 
Tag) und berichten von gestiegenem Leis-
tungsdruck, Überforderung und zu vielen 
Stunden vor dem PC. 

Gesamtsystem Schule
In der nächsten Phase unseres Forschungs-
projekts – Start nach Ostern – wollen wir 
das Gesamtsystem Schule in den Blick 
 nehmen und Schulleitungen, Lehrpersonen, 
SchülerInnen und Eltern befragen. 
Basierend auf den bisherigen Befunden 
sollte künftig den psychologischen Grund-
bedürfnissen mehr Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden. 
Selbstorganisiertes Lernen sollte systema-
tisch mit ausreichend Lerngelegenheiten 
über alle Unterrichtsfächer hinweg geför-
dert werden. Die Aufarbeitung der Lern-
erfahrungen beim Home-Learning können 
dafür als Basis genommen werden. Ins-
besondere müssen jedoch Risikogruppen 
im Sinne einer Chancengerechtigkeit 
 vermehrt und nachhaltig unterstützt und 
gefördert werden. 

LERNEN UNTER 
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Projektleitung:  
Univ.-Prof.in Dr.in Barbara Schober 
Ass.-Prof. Dr. Marko Lüftenegger  
Univ.-Prof.in DDr.in Christiane Spiel

Wissenschaftliche Mitarbeit: 
 Julia Holzer, B.Ed. M.Sc.  
Selma  Korlat Ikanovic, MA 
Elisabeth  Pelikan, M.Sc.  
Julia Reiter, M.Sc.

Studienassistenz:  
Flora Fassl, B.Sc.  
Julia Reiter, M.Sc. 

Fakultät für Psychologie, 
 Universität Wien
Online unter  
https://lernencovid19.univie.ac.at/

Die Studie wird vom Wiener Wissen-
schafts- und Technologiefonds 
(WWTF) und der Universität Wien 
gefördert. 

©
 F

ot
o:

 G
et

ty
 Im

ag
es

CHRISTIANE SPIEL
ist Dekanin der Fakultät für Psycho-
logie, Leiterin des Arbeitsbereichs 
„Bildungspsychologie & Evaluation“ 
und Stellvertretender Institutsvor-
stand des Instituts für Psychologie 
an der Universität Wien.

©
 F

ot
o:

 M
ar

tin
 K

er
ni

c

OeGZ_05_2021_kkk.indd   39 27.04.21   10:52



Beschäftigung & Soziales

40 ÖGZ 5/2021

Gerade die Herausforderungen der 
vergangenen Corona-Monate haben 
gezeigt, wie rasch und unkomp­

liziert soziale Hilfe auf kommunaler Ebene 
geleistet werden kann. Villachs Stadtregie­
rung hat auf verschiedensten Ebenen un­
bürokratisch Unterstützung für ihre Bürge­
rInnen geboten, ein dichtes Netz an Anlauf­
stellen und Lösungen geschaffen sowie be­
stehende Services weiter aufrechterhalten. 
Auch das dichte Netz an Vereinen, Organi­
sationen und Institutionen, mit denen die 
Stadt Villach immer schon eng kooperiert 
hat, hat sich als verlässlich herausgestellt. 
So macht sich die Stadtregierung mit ver­
einten Kräften für die BürgerInnen stark. 

Praktische Hilfe
Essen auf Rädern – dieser Service der Stadt 
Villach, welcher hilfsbedürftige Personen 
mit warmen Mahlzeiten per Lieferdienst 
versorgt – wurde umgehend auf COVID-
gerechte, also kontaktlose, Zustellung um­
gestellt. Außerdem stockte man das Budget 
dafür um 150.000 Euro auf, um der pande­
miebedingt erhöhten Nachfrage rasch 
gerecht zu werden. Weiters engagierten sich 
VillacherInnen ehrenamtlich bei der so­
genannten „Einkaufshilfe“, einer Initiative 
von Stadt Villach, Stadtmarketing und 
freiwilligen HelferInnen, die sich sofort als 
Erfolgsmodell in schwierigen Zeiten erwie­
sen hat. Insbesondere BürgerInnen aus den 
Risikogruppen oder jene, die quarantäne­
bedingt eingeschränkt waren, nutzten die­

sen Service, der sie bei der Erledigung ihrer 
Einkäufe unterstützt. Das Angebot ist nach 
wie vor aufrecht und wird weiterhin sehr 
gut angenommen. Außerdem werden auf 
der Website des Stadtmarketings stets alle 
Lokale und Betriebe aufgelistet und aktuali­
siert, die Waren zustellen.
Um der angespannten psychischen Situa­
tion von BürgerInnen entgegenzuwirken, 

ihnen Mut zuzusprechen und um auch 
speziell regionale Fragen beantworten zu 
können, installierte die Stadtregierung in 
den Lockdown-Wochen und danach eine 
eigene Kummernummer. Die ExpertInnen 
waren täglich, also auch an den Wochenen­
den, somit sieben Tage lang, mit Ratschlä­
gen für die VillacherInnen erreichbar. Das 
Angebot wurde von ausgebildetem Fach­

Villach – mit vereinten 
Kräften für Arbeit und 

Soziales
Im vorbildlichen Schulterschluss aus Politik und Bevölkerung hilft sich eine Stadt 

gemeinsam durch die Pandemie.

Danja Santner, Stadt Villach
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Der Lokalbonus bedeutete in Villach eine Win-win-Situation für  
KonsumentInnen und auch UnternehmerInnen.
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personal betreut und ebenfalls sehr gut 
angenommen. Das Frauenbüro Villach 
setzte nebst seiner Beratungstätigkeit einen 
weiteren Schritt und reagierte prophylak­
tisch auf die zu erwartende höhere Gewalt­
bereitschaft, die, durch die Coronakrise aus­
gelöst, im familiären Umkreis vor allem 
Frauen betrifft. So wurden in der Zeit des 
Lockdowns gleich mehrere Zimmer ange­
mietet, um zusätzliche Ausweichquartiere 
für das Frauenhaus zu schaffen. Außerdem 
machte eine eigene Informationskampagne 
auf die verschiedenen Beratungsdienste in 
diesem Bereich aufmerksam.

Arbeitsplätze
Grundsätzlich ist die Stadt Villach eine ver­
lässliche und gute Arbeitgeberin, die auch in 
Krisenzeiten Ausbildungsplätze schafft. So 
wurde im vergangenen Jahr sogar eine 
Offensive für neue MitarbeiterInnen ge­
startet. Villach hat sich im Vorjahr dazu 
entschieden, mehr Lehrlinge aufzunehmen 
als ursprünglich geplant – das Aufnahme­
kontingent wurde um 50 Prozent erhöht. 
Denn gerade in Zeiten einer Pandemie 
betreffen die wirtschaftlichen Rahmenbe­
dingungen junge Menschen, die am Anfang 
ihres Arbeitslebens stehen, besonders hart. 

Hilfspakete für  
regionale Wirtschaft 
Auch die regionale Wirtschaft und somit ge­
rade die regionalen Arbeitsplätze wurden 
von der Stadt Villach in den vergangenen 
Monaten mit mehreren Hilfspaketen und 
einem dicht geknüpften Auffangnetz 
gestützt: Die alarmierenden Zahlen von 
Neuanmeldungen beim Arbeitsmarkt­
service ließen die Kosten für Mindestsiche­
rung und andere Sozialhilfebeiträge steigen. 
Die Stadtregierung erhöhte diesen Budget­
posten gleich um 600.000 Euro, um sofor­
tige soziale Absicherung zu gewährleisten. 
Als rasche Hilfsleistungen wurden zusätz­
lich für stadteigene Geschäftsflächen und 
-lokale zeitweise keine Pacht oder Miete 
eingehoben und auch die Betriebskosten 
wurden ausgesetzt. Die sogenannte „Gast­
gartenförderung“ ermöglichte es Villacher 
Gastrobetrieben, ohne zusätzliche Kosten 
ihre Schanigärten flächenmäßig zu erwei­
tern, um die vorgeschriebenen Abstands­
regelungen gut einhalten zu können. Auch 
die FierantInnen und BeschickerInnen des 

Villacher Wochenmarktes konnten zeit­
weise ihre Waren anbieten, ohne Gebühren 
für die Stände zu zahlen. Ein weiterer Bau­
stein in dem Hilfspaket war die Aufhebung 
der Gebühren in den Kurzparkzonen im 
harten Lockdown. 
Ein weiteres, sehr erfolgreiches Hilfspaket 
wurde mit den City-Shop-Gutscheinen ge­
schnürt. Sie konnten in der gesamten Villa­
cher Innenstadt eingelöst werden. Die 
Stadtregierung förderte in einer speziellen 
Aktion den Einkauf der VillacherInnen mit 
25 Prozent. In einer zweiten Hilfsaktion 
wurde jeder Einkauf in einem Betrieb – egal 
ob Handel, Dienstleitung, Handwerk oder 
Kunst – mit einem Bonus von bis zu  
40 Euro in Form von Lokal-Bonus-Gut­
scheinen refundiert. Die Idee dahinter war, 
der von der COVID-19-Krise gebeutelten 
regionalen Wirtschaft einen Impuls zu ge­
ben. Denn so kamen nicht nur die Einkäufe 
direkt der Villacher Wirtschaft zugute, auch 
die Gutscheine, die die VillacherInnen zu­
sätzlich zu den Waren bekamen, flossen im 
zweiten Schritt direkt wieder in die regiona­
len Betriebe – diesmal in die Gastronomie 
im gesamten Stadtgebiet – zurück. 

Unterstützung für Kultur 
Villach ist auch Kulturstadt, und diese 
Branche ist mitunter wohl am härtesten von 
den Beschränkungen durch die Corona-
Pandemie betroffen. Die Villacher Stadtre­

gierung versuchte auch hier mit effizienten 
Schritten zu unterstützen und Arbeitsplätze 
zu sichern. Geplante Großveranstaltungen 
mussten zwar bekanntlich abgesagt werden 
– in Villach haben sich die Kulturinitiativen 
aber gemeinsam mit der Stadt auf Alterna­
tiven geeinigt: Im Sommer 2020 konzipier­
ten die Verantwortlichen innerhalb kürzes­
ter Zeit ein Freiluft-Festival, bei dem Frei­
luft-Spielstätten quer durch die gesamte 
Stadt inszeniert und bespielt wurden. Zu­
dem standen und stehen noch immer sämt­
liche Veranstaltungssäle samt technischem 
Equipment den KünstlerInnen kostenlos 
zur Verfügung, um verschiedene Darbietun­
gen zumindest online für ZuseherInnen zu­
gänglich zu machen. So spielt die neuebueh­
nevillach, das renommierte Kellertheater in 
Villach, seit dem Herbst 2020 alle ihre Stü­
cke erfolgreich im Livestream in Koopera­
tion mit der Stadt Villach. LiteratInnen 
wurden und werden von der Stadt zu eige­
nen Onlinelesungen geladen, die für das 
Publikum aufgezeichnet werden und via 
Homepage zugänglich sind. Selbst das kärn­
tenweit einzigartige Kinderliteraturfestival 
konzipierte das Team des Kulturamtes so, 
dass es in der städtischen Galerie statt­
finden konnte. Sämtliche Kulturhäuser und 
Veranstaltungsräume sind nach wie vor 
kostenlos von KünstlerInnen zu benutzen, 
um gerade diese krisengebeutelte Branche 
zu unterstützen.�©
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 Die Villacher Einkaufshilfe ist ein Erfolgsmodell, bei dem Dutzende  
Freiwillige ältere Mitmenschen versorgen.
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Bezüglich der Höhe der Gelder wur­
den zum Teil Gesamtsummen für 
alle Maßnahmen genannt (basierend 

auf Informationen des Internationalen 
Währungsfonds1), die Garantien, aber auch 
fiskalpolitische Schritte beinhalten. Bei die­
sen Gesamtsummen rangiert Österreich mit 
10,8 % bei nur rund einem Viertel der deut­
schen oder italienischen Maßnahmen von 
fast 40 % des BIP. Frankreich liegt mit 21 % 
im Mittelfeld; Rumänien und Kroatien sind 
in diesem Vergleich die Schlusslichter mit 
rund 5 %. Der IWF rät jedoch davon ab, Ga­
rantien (für Banken, Unternehmen als auch 
Haushalte) in vergleichenden Analysen mit­

zuberücksichtigen, da ausschlaggebend ist, 
ob diese jemals abberufen werden – was 
schließlich von der Dauer und Intensität der 
Krise abhängig bleibt. (Diese Gesamt­
summen werden in der Grafik als schwarze 
Kügelchen dargestellt.)
Relevanter sind also die Maßnahmen mit 
direkten Auswirkungen auf die Staatshaus­
halte: Werden nur die defizitwirksamen 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen vergli­
chen, liegt Österreich im Europäischen 
Ländervergleich mit fast 8,5 % des BIP auf 
dem ersten Platz und vor dem zweitgereih­
ten Deutschland2. Es handelt sich hier um 
zusätzliche Ausgaben in Bereichen wie im 

Gesundheitssektor, bei Arbeitslosen­
geldern, Lohnersatzzahlungen, um direkte 
Transferleistungen, Steuererleichterungen, 
Stundungen von Sozialversicherungsbeiträ­
gen usw. Diese Maßnahmen zielen darauf 
ab, kurzfristig Liquidität für die Steuerzah­
lerInnen zu generieren. Besonders wird auf 
den Erhalt der Beschäftigung (vor allem 
mittels Kurzarbeit) und der Unternehmen 
(insbesondere Unternehmenshilfen und In­
vestitionsprämie), die Unterstützung von 
Familien (z. B. Familienhärteausgleichs­
fonds, Familienkrisenfonds, Verlängerung 
der Familienbeihilfe …), aber auch Pensio­
nistInnen (u. a. 100 Millionen zusätzlich für 

Corona-Maßnahmen  
im Ländervergleich
Wirtschaftspolitische Maßnahmen zum  
Corona-Krisenschutz im internationalen  
Vergleich. Im öffentlichen Diskurs  
wurden jüngst unterschiedliche  
Zahlen, Zielsetzungen und  
Eckpunkte genannt – die  
durchaus relevanten Details  
sollen hier im Vordergrund stehen.
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Pflege) fokussiert. (Diese Zahlen werden in 
der Grafik als graublaue Karos dargestellt; 
die Grafik ist dahingehend sortiert. Ganz 
rechts ist also Österreich als das EU-Land 
mit den höchsten defizitwirksamen Aus­
gaben nach Großbritannien, Japan, den 
USA und Kanada.)

Alarmierende Zahlen
Dennoch machten gegen Jahresende 2020 
vor allem Negativrekorde Österreichs 
Schlagzeilen: Eurostat vermeldete für 
Österreich die größten Wachstumseinbußen 
im EU-Vergleich im letzten Quartal (sowohl 
im Vergleich zum Vorquartal -4,3 als auch 

zum Vorjahresquartal -7,8 Prozentpunkte; 
Eurostat-Pressemitteilung 2. Februar 
2021). Allerdings liegen hier gegenwärtig 
nur Zahlen für 11 der 27 EU-Länder vor. Ur­
sachen für das schlechte Abschneiden sind 
vor allem der harte Lockdown und der Aus­
fall des Wintertourismus im Q4. Die Wachs­
tumseinbußen Österreichs für ganz 2020 
werden laut Winterprognose der Europäi­
schen Kommission auf -7,4 % geschätzt, das 
ist der 8.-schlechteste Rang der EU-Länder. 
Deutschland liegt mit -5 % besser; Irland 
verzeichnet als einziges Land ein positives 
Wachstum mit 3 %. Am ärgsten sind u. a. 
Spanien (-11 %), Italien, Frankreich und 
Portugal (alle rund -8 %) betroffen. (Diese 
Zahlen werden in der Grafik durch hän­
gende graue Balken dargestellt.)
Alarmierend waren für Österreich beson­
ders die Zahlen der Betroffenheit durch 
Corona gegen Jahresende. Am 13. Novem­
ber 2020 hatte Österreich mit 829 Fällen 
die weltweit meisten Neuerkrankungen und 
am 21. Dezember mit 14 die relativ höchsten 
bestätigten Corona-Todesfälle pro Tag 
(7-Tage-Werte, pro Million EW, Our World 
In Data). Mitte Februar 2021 hält Öster­
reich mit rund 193 Neuerkrankungen sowie 
3 Todesfällen pro Tag pro Million EW. (In 
der Grafik werden die kumulierten Todes­
fälle seit Beginn der Pandemie mit Stand 
Februar 2021 in Form der roten Balken dar­
gestellt, Österreich hält hier bei insgesamt 
über 8.200 Corona-Todesfällen seit Pande­
miebeginn.)
Die hohen Fallzahlen von COVID-19-
Erkrankungen im Spätherbst erklären Aus­
gangssperren und (partielle) Lockdowns. 
Aus ökonomischer Sicht ist aber vor allem 
auch der Zusammenhang von wirtschafts­
politischen Ausgaben und die Entwicklung 
von Wachstum bzw. Arbeitslosigkeit inter­
essant. (Die Zahlen für den Anstieg der 
Arbeitslosigkeit von 2019 bis 2020 werden 
in der Grafik durch die blaue Linie aus­
gedrückt: In den US entstand der höchste 
Anstieg der Arbeitslosigkeit mit 4,6 Pro­
zentpunkten. In Österreich stieg die 
Arbeitslosigkeit um 1,5 Prozentpunkte an.) 
Rein quantitative Untersuchungen von 
Korrelationen zeigen allerdings, dass 
defizitwirksame Ausgaben (aber auch Aus­
gaben plus Garantien) im internationalen 
Vergleich weder zwingend mit gedämpften 
Wachstumseinbrüchen noch niedrigerer 

Arbeitslosigkeit einhergehen. Die Maß­
nahmen korrelieren auch nicht mit der 
nationalen Betroffenheit durch Corona. 
(Das ist in der Grafik durchaus mit freiem 
Auge erkennbar.)
Eine Übersicht des IWF3 zeigt, dass die 
Maßnahmen der einzelnen Länder sowohl 
in Bezug auf die Eindämmung der Pande­
mie als auch den Erhalt des Wirtschafts­
treibens in ihrer Herangehensweise recht 
unterschiedlich ausfallen. Detaillierte quali­
tative Analysen erfolgreicher nationaler 
Interventionen im Vergleich existieren ge­
genwärtig aber unglücklicherweise nicht. 
Was sich allerdings allgemein sagen lässt, 
ist, dass die Zielsetzungen (wie z. B. Vermei­
den von gesteigerter Armut und sich öffnen­
der Verteilungsschere; Rettung von Unter­
nehmen und Sicherung von Arbeitsplätzen 
für die Zeit nach der Krise; Schutz von 
vulnerablen Gruppen; Sicherung von 
Kunst- und Kultureinrichtungen …), das 
Maßnahmendesign, aber auch die sektora­
len Prioritätensetzungen (Bildung, 
Infrastruktur, Arbeitsmarkt …) äußerst 
relevant sind.

Wie soll es weitergehen?
Die meisten Wirtschaftsforschenden und 
Stakeholder fordern mehr oder weniger 
rigoros eine Verknüpfung von Corona-
Krisenmaßnahmen mit sogenannten Zu­
kunftsinvestitionen in Bildung, Innovation 
und vor allem Kilmaschutz. Das WIFO rät 
schon im April 2020 dazu, „die Erfahrungen 
aus der COVD-19-Pandemie über die Ver­
wundbarkeit unseres Wirtschaftssystems in 
Hinblick auf eine Vermeidung von Klimari­
siken zu nutzen“ (WIFO 20204). Eine 
Analyse von wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen, die Corona- und Klimakrise 
verknüpft bekämpfen wollen, findet sich auf 
einer Metaebene in einem Paper von 
Oxford-ExpertInnen, die herausstreichen, 
dass es bei der ökonomischen Wirksamkeit 
von Corona-Maßnahmen auf drei Dimensi­
onen ankommt (Hepburn et al. 20205):

1.	Die Geschwindigkeit der Wirksamkeit 
der Maßnahmen

2.	Die Höhe des Multiplikators (bzw. des 
Wachstumsimpulses)

3.	Die Klimarelevanz
Dieser Analyseraster könnte hilfreich sein, 
um kurz- und mittelfristige Corona-Maß­
nahmen im Ländervergleich auch hinsicht­©
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lich ihrer langfristigen Auswirkungen zur 
Eindämmung des Klimawandels einzuord-
nen und zu bewerten: F&E-Ausgaben als 
auch Infrastrukturmaßnahmen werden hier 
zwar als langsam, aber besonders klima-
wirksam beschrieben. Weniger klimawirk-
sam, aber mit größerem Multiplikator sind 
Gesundheitsinvestitionen, aber auch Inves-
titionen in Vernetzung. Besonders günstig 
und schnell wirksam für das Wachstum sind 
Liquiditätsmaßnahmen für Haushalte und 
KMUs, die aber nicht unbedingt klimawirk-
sam sind. (Deutlich hervorgehoben wird in 

diesem Paper die klimabezogene Ineffizienz 
der Subventionierung von Fluglinien.) 
 International wird letztlich sehr unter-
schiedlich mit dem Spannungsverhältnis 
zwischen der Eindämmung der Pandemie 
und wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung des Wachstums bzw. 
auch langfristigen Klimawirkungen um-
gegangen. Es bleibt abzuwägen, wie sehr 
Corona-Rettungsmaßnahmen den zum 
 Kilmaschutz notwendigen Strukturwandel 
bremsen, stützen oder beschleunigen sollen 
und können. 
Während WIFO-Ökonomin Margit Schrat-
zenstaller den Anteil an „grünen“ Maß-
nahmen beim Konjunkturpaket Österreichs 
bei nur zehn Prozent ermittelt6, sieht das 
Europäische „Aufbaupaket zur COVID-
19-Folgenbekämpfung (NextGeneratio-
nEU)“ mit einem Volumen von 1,8 Billionen 
Euro vor, dass 30 % der Ausgaben für den 
Klimaschutz verwendet werden. Globale 
Probleme wie Pandemien und Klimawandel 
 werden jedoch schließlich globale und ver-
mutlich gegenwärtig undenkbare Lösungen 
einverlangen. Konzerninteressen wie der 
Patentschutz bei Pandemie-Vakzinen 
 werden hier genauso hinterfragt werden 
müssen wie zum Beispiel nationale (Emissi-
ons-)Privilegien. Gegenwärtig nicht gelebte 
Wirtschaftsprinzipien beruhend auf Ideen 
globaler Commons (im Bereich von Luft, 
Wasser, Land, aber auch Gesundheit und 

Artenschutz) und Kommunitarismus 
 müssen hier sowohl lokal umgesetzt als 
auch in bestehende internationale Wirt-
schaftspraxen integriert werden (Dasgupta 
20217). Dazu müssen rasch neue sozio- 
ökonomische und ethische Wertvorstellun-
gen, ökonomische Modelle, juristische 
 internationale Rahmenbedingungen und 
kulturelle Praxen entworfen und etabliert 
werden. 

Bezahlte Anzeige
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MEIN WIEN heute Newsletter und Stadt Wien Podcast.

Mit der Stadt Wien App hast du die Services der Stadt immer dabei, kannst die Ge
gend mit dem Stadtplan erkunden oder dich in Echtzeit über Unwetterwarnungen, 
Events und vieles mehr informieren. Der WienBot in der Stadt Wien App 
beantwortet dir Fragen zur Stadt – von Kurzparkzonen bis zu Amtswegen und 
 Veranstaltungen. Was ganz Wien bewegt, erzählt dir unser spannender Stadt Wien 
Podcast. Und alle Neuigkeiten aus der Stadtverwaltung erfährst du täglich durch 
den MEIN WIEN heute Newsletter. 
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1  IWF (2020) Fiscal Monitor, Aktuellste Zahlen: Oktober 
2020: www.imf.org/en/Topics/imf-and-covid19/Fiscal-
Policies-Database-in-Response-to-COVID-19 

2  www.imf.org/en/Topics/imf-and-covid19/Policy- 
Responses-to-COVID-19#I  
Der IWF weist auf Probleme der Vergleichbarkeit in den 
verwendeten Zahlen aufgrund unterschiedlicher Zeit-
rahmen der Maßnahmenpakete innerhalb des Jahres 
2020, aber auch teilweise nicht abgegrenzter Maßnah-
men, die bis ins Jahr 2021 reichen, hin. Teilweise erfolgt 
auch eine Vermischung von Ausgaben mit entgangenen 
Einnahmen; Abgrenzungen sind oft auch schwer im Ver-
gleich möglich, da die einzelnen Länder unterschiedliche 
Betitelungen und Summierungen setzen. Weiters fehlt in 
den meisten Fällen eine Unterscheidung zwischen geplan-
ten und gesetzten Maßnahmen; teilweise sind Bundes-
länderebenen relevanter als nationale Ebenen. 

3  www.imf.org/en/Topics/imf-and-covid19/Policy- 
Responses-to-COVID-19#I 

4  www.wifo.ac.at/pubma-datensaetze?detail-
view=yes&publikation_id=65874 

5  https://www.inet.ox.ac.uk/publications/will-covid-19- 
fiscal­recovery­packages­accelerate­or­retard­progress­
on-climate-change/ 

6  www.derstandard.at/story/2000124139826/kein-  wachs 
tum-viele-arbeitslose-zeit-fuer-neue-ideen-im-kam  pf 

7  www.gov.uk/government/publications/final­report­the­
economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review 

Wachstumsverluste, Arbeitslosigkeit, Todesfälle, wirtschaftspolitische Maßnahmen
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gend mit dem Stadtplan erkunden oder dich in Echtzeit über Unwetterwarnungen, 
Events und vieles mehr informieren. Der WienBot in der Stadt Wien App 
beantwortet dir Fragen zur Stadt – von Kurzparkzonen bis zu Amtswegen und 
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Erneuerbare Energie umfasst weit 
mehr als Photovoltaik, Wind- und 
Wasserkraft. In Österreich noch 

relativ ungenutzt ist beispielsweise der 
erneuerbare Energieträger Abwasser, der 
mittels innovativer Wärmetauscher und 

Wärmepumpen zum ganzjährigen Heizen 
und Kühlen von Gebäuden verwendet wer­
den kann. Die auf Umwelttechnik und Bau 
spezialisierte Rabmer Gruppe aus Altenberg 
bei Linz ist Vorreiter auf diesem Gebiet. Wir 
haben mit Geschäftsführerin Ulrike Rab­

mer-Koller über Grundvoraussetzungen 
und Anwendungsmöglichkeiten von Ener­
gie aus Abwasser gesprochen.

ÖGZ: Welchen Anteil am gesamten Heiz- 
und Kühlbedarf in Österreich kann Energie 
aus Abwasser abdecken?
Ulrike Rabmer-Koller: Energie aus Ab­
wasser hat großes Potenzial. Studien aus 
Deutschland, der Schweiz und Österreich 
zeigen, dass rund 12 bis 14 Prozent der 
Gebäude mit der erneuerbaren Energie­
quelle Abwasser geheizt und gekühlt wer­
den können. Die Anlagengrößen beginnen 
bei 50 kW und können bis zu 10 MW und 
darüber Heiz- und Kühlleistung betragen. 
Zusätzlich kann die gewonnene Energie 
auch in Fernwärme eingespeist werden.

Welche Voraussetzungen müssen im 
Hinblick auf das Kanalsystem erfüllt sein, 
damit Energie aus Abwasser sinnvoll und 
wirtschaftlich eingesetzt werden kann?
Wesentlich ist, dass sich in der Nähe des zu 
versorgenden Gebäudes ein Kanal mit min­
destens 10 Liter/Sek. Trockenwetterabfluss 
und einer Dimension ab DN 400 mm befin­
det. Weiters muss die Abwassertemperatur 
über 8 °C liegen, die Entfernung zum Ver­
braucher darf maximal 900 Meter sein und 
der Bedarf an Heiz-/Kühllast muss mindes­
tens 50 kW Leistung betragen. Hier gilt die 
Regel: Je mehr Bedarf, je höher die Tempe­
ratur und je größer die Abwassermenge, 
desto günstiger wird die Anlage! 

Welche Vorteile hat Energie aus Abwasser 
im Vergleich zu alternativen erneuerbaren 
Energieformen für das Heizen und Kühlen  
(Solar, Geothermie etc.)?
Energie aus Abwasser steht 365 Tage im 
Jahr und 24 Stunden am Tag zur Verfügung 
und ist damit nicht vom Wetter, wie etwa 
Sonne oder Wind, abhängig. Darüber hinaus 
ist im Kanal eine relativ hohe Ausgangs­
temperatur von rund 12 bis 18 °C, in der 

Energie aus Abwasser
Heizen im Winter, kühlen im Sommer
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Nähe von Gewerbe- bzw. Industrieunterneh­
men oft bis zu 35 °C vorhanden. Dadurch 
braucht man z. B. im Vergleich zur Geo­
thermie weniger Energie, um auf die 
entsprechende Heizungstemperatur zu 
kommen. Und ganz wichtig: Eine Energie-
aus-Abwasser-Anlage kann sowohl für das 
Heizen im Winter als auch für das Kühlen im 
Sommer eingesetzt werden, wodurch die 
Betriebsstunden sehr hoch sind und eine 
relativ kurze Amortisationszeit erzielt 
werden kann. 

Gibt es Richtlinien für den ordnungs
gemäßen Einsatz dieser Technologie? 
Mittlerweile gibt es sehr umfassende Richt­
linien im deutschsprachigen Raum. In 
Österreich wurde im Rahmen einer ÖWAV-
Arbeitsgruppe ein Arbeitsbehelf erarbeitet, 
der demnächst veröffentlicht wird und da­
mit die technischen Rahmenbedingungen 
für den Einsatz und Betrieb von Energie-
aus-Abwasser-Anlagen vorgibt. 

Gibt es Bedenken seitens der Kanal- und 
Kläranlagenbetreiber? Zum einen, was 
Einschränkungen des Kanalbetriebes 
betrifft, zum anderen im Hinblick auf 
mögliche negative Auswirkungen auf die 
Biologie in der Kläranlage?
Diese Bedenken gab es in der Vergangenheit 
und werden auch sehr ernst genommen. Ba­
sierend auf Erfahrungen mit ersten Pilotpro­
jekten in Österreich sowie Referenzprojek­
ten im Ausland weiß man mittlerweile aber, 
dass bei ordnungsgemäßem Einsatz moder­
ner Abwasser-Wärmetauscher-Systeme 
weder der Kanalbetrieb eingeschränkt wird 
noch die Biologie in der Kläranlage leidet. 
Der ÖWAV-Arbeitsbehelf ist hier ein wichti­
ger Beitrag, weil diese Fragen darin aus­
führlich behandelt bzw. klare Anweisungen 
gegeben werden, wie diese Probleme ver­
lässlich und sicher vermieden werden.

Gibt es bereits Referenzen in Österreich 
und was ist die Meinung dieser Anwender 
dazu?
Bereits 2012 wurde eine größere Anlage in 
Amstetten zum Heizen und Kühlen der Zen­
trale der Stadtwerke errichtet. Auch Wien­
kanal nutzt Energie aus Abwasser für sein 
Bürogebäude in Blumenthal und baut mitt­
lerweile eine zweite Anlage für das künftige 
Zentralgebäude. Basierend auf den guten 

Erfahrungen wird von Wienkanal das 
Thema Energie aus Abwasser auch für 
andere Projekte im gesamten Stadtgebiet 
unterstützt. Weitere Anlagen gibt es z. B. in 
Innsbruck und Salzburg. 

Ist eine Inhouse-Abwasser-Wärmenutzung 
bzw. -Kühlung von großen Bürogebäuden 
im Rahmen einer umfassenden Sanierung 
möglich bzw. ökonomisch? Ist bei einer sol-
chen Gebäudenutzung die Abwassertempe-
ratur geringer als bei Wohngebäuden oder 
Hotels und sinkt somit die Effizienz?
Eine solche Nutzung ist für große Büro­
gebäude technisch nicht möglich, da die 
Abwassermenge dafür nicht ausreicht. In­
house-Lösungen werden vor allem für die 
Warmwasserproduktion genützt, das heißt 
die Abwasserwärme wird über Wärmetau­
scher dem Abwasser entzogen und dem 
Kaltwasser hinzugefügt. Das auf circa 24 °C 
vorgewärmte Wasser wird dann sofort in 
den Warmwasserkessel geleitet, wo es auf 
die gewünschte Endtemperatur (zum 
Beispiel 65 °C) aufgewärmt wird. Die 
Abwassertemperatur bei Wohngebäuden 
oder Hotels ist im Normalfall höher anzu­
setzen, da deutlich mehr Warmwasser für 

Duschen und im Küchenbereich (Stichwort 
Geschirrspüler) anfallen. Entsprechend 
liegt die Effizienz in Bürogebäuden unter 
denen von Wohngebäuden oder Hotels.

Gibt es eine Mindestkanallänge, die zur 
Abwärmenutzung empfohlen wird?
Das hängt von Abwasser-Durchflussmenge 
und Temperatur sowie Kanalprofil, Durch­
messer und benötigter Energie ab. Als 
Richtwert gesehen beginnen Energie-aus-
Abwasser-Anlagen bei rund 40 bis 50 Me­
tern verlegter Länge von Wärmetauschern 
im Kanal.

Kann das System in die bestehende Kanali-
sation integriert werden oder muss das 
Kanalrohr komplett getauscht werden?
Das Kanalrohr muss nicht ausgetauscht 
werden. Die Wärmetauscher können in 
bestehende Kanäle verlegt werden. Die 
dadurch bedingte Durchmesserreduktion 
liegt unter 10 Prozent, und es kommt zu 
keinen Beeinträchtigungen. Weiters ist 
auch kein erhöhter Reinigungs- oder War­
tungsaufwand im Kanal für den Betreiber 
erforderlich. Für größere Anlagen ab etwa 
500 kW kommen meistens externe Wärme­©
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Einbau eines Wärmetauschers
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Manche nennen es 
Job, ich nenne es 

Die Stadt Wien steht für Fortschritt und Stabilität. Dafür sind auch unsere 
TechnikerInnen verantwortlich. Für nachhaltige Lösungen zur Klimazukunft sucht 
die Stadt neue MitgestalterInnen in den Bereichen Bauwesen und Elektrotechnik.

Bewirb dich jetzt für einen der zahlreichen Jobs auf der neuen Jobplattform, 
unser Bot unterstützt dich dabei!

#ArbeitenfürWien

Bewirb dich jetzt!
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tauscher-Systeme, sogenannte Bypass- 
Lösungen, zum Einsatz. Hier wird das Ab-
wasser über einen Schacht entnommen und 
vorgereinigt, danach über selbstreinigende 
Bündelwärmetauscher geleitet und wieder 
zurück in den Kanal geführt.   

Wie hoch sind die Kosten des Systems zur 
Energiever sorgung von Wohn- und Büro-
gebäuden?
Die Investitionskosten hängen vom jeweili-
gen Projekt ab – grundsätzlich gilt auch hier 
die Regel, je größer desto günstiger werden 
die Energiekosten, wobei man grundsätz-
lich einen Energiepreis von rund 7 Cent pro 
kWh ansetzen kann. 

Gibt es dafür Förderungen? Zählt Energie 
aus Abwasser als erneuerbare Energie-
form?
Energie aus Abwasser ist als erneuerbare 
Energiequelle eingestuft – die betreffende 
EU-Entscheidung erfolgte im Dezember 
2018 – und wird auch entsprechend geför-
dert. Für 2021 wurde seitens des Klima- 
und Energiefonds eine Förderschiene für 
die Durchführung von Machbarkeitsstudien 
und die Umsetzung von Energie-aus- 
Abwasser-Projekten aufgesetzt. Weiters 
werden derartige Projekte auch seitens KPC 
gefördert. Darüber hinaus gibt es Förder-
schienen in den jeweiligen Bundesländern.

Wie sieht es mit der Funktionsfähigkeit im  
Winter aus? Abwasser kühlt ja bei langen 
Rohrlängen ab.
Im Rahmen der Planung von Energie-aus-
Abwasser-Projekten wird darauf geachtet, 
dass die Anlage das ganze Jahr über funkti-
oniert. Im Regelfall sind die Verbraucher 
nicht weiter als 500 Meter vom Kanal ent-
fernt, sodass die Abkühlung zwischen Kanal 
und Verbraucher nicht relevant ist. Weiters 
wird im Detail die Abwassertemperatur im 
Winterfall berücksichtigt und in Modellen 
eine ausreichende Funktionalität für das 
Heizen im Winterfall berechnet bzw. die 
Anlage entsprechend ausgelegt. Aufgrund 
der relativ hohen Ausgangstemperatur im 
Kanal – die etwa im städtischen Kanal auch 
im Winter rund 12 bis 15 °C beträgt – ist auf 
jeden Fall eine sehr gute Basis für eine 
 effiziente Nutzung gegeben. 

Danke für das interessante Gespräch! ©
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Manche nennen es  
Job, ich nenne es  
Entfaltungsmöglichkeit.   

Die Stadt Wien steht für Fortschritt und Stabilität. Dafür sind auch unsere  
TechnikerInnen verantwortlich. Für nachhaltige Lösungen zur Klimazukunft sucht 
die Stadt neue MitgestalterInnen in den Bereichen Bauwesen und Elektrotechnik.

Bewirb dich jetzt für einen der zahlreichen Jobs auf der neuen Jobplattform,  
unser Bot unterstützt dich dabei!

#ArbeitenfürWien

Bewirb dich jetzt!

Wiens neue  
Jobplattform:  
jobs.wien.gv.at
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Blackout-Vorsorge
Der Teufel steckt oft im Detail – das hat sich im Herbst 2020 bei einer  

Bundesheerübung wieder einmal bestätigt. Die Erkenntnisse der Planspiele  
sind auch für die kommunale Blackout-Vorsorge von Relevanz.  

Denn das Thema Blackout-Vorsorge ist aktueller denn je.

Auch das Österreichische Bundesheer 
hat in seiner Sicherheitspolitischen 
Jahresvorschau 2021 erneut vor 

einem europaweiten Strom-, Infrastruktur- 
sowie Versorgungsausfall („Blackout“) 
binnen der nächsten fünf Jahre gewarnt. 
Momentan ähnelt unsere Situation jener im 
Jänner/Februar 2020, als wir noch davon 
ausgegangen sind, dass uns die Corona-
Epidemie nicht viel angehen wird. Wenige 
Wochen später war alles anders. Bei einem 
Blackout ändert sich alles von jetzt auf 
gleich, ohne Vorwarnzeit. Da zählt dann nur 
mehr, was in der Blackout-Vorsorge vor­
bereitet wurde.
Zurück zur mehrtägigen Bundesheerübung: 
Der Kommandant hatte schon an verschie­
denen Blackout-Planspielen teilgenom-
men. Nun wollte er konkret wissen, was 
passiert, wenn die Verbandsgebäude meh­
rere Tage ohne Strom sind. Aufgrund eini-
ger Vorerfahrungen ging man bei der 
Stromabschaltung behutsam vor. Man 
wusste bereits von einem lokalen Stromaus­
fall, dass man auf die Fluchtwegbeleuch­

tung aufpassen muss. Damals kam es durch 
die Tiefentladung der Akkus zu einem 
Totalschaden. Laut Hersteller dürfte das 
nicht passieren, weil eine Sicherheits­
abschaltung eine Tiefentladung verhindern 
sollte. Die Erfahrung war eine andere. 
Durch Vorgespräche wusste man auch, dass 
die Heizung nicht ohne Folgeschäden abge­
dreht werden kann. In diesem Fall war die 
Ursache das gemeinsam genutzte Kasernen­
gelände, wodurch es zu einem Ungleich­
gewicht im Heizungssystem gekommen 
wäre. Eine wichtige Erfahrung: Auch vor 
Übungen gilt es vieles zu bedenken und zu 
überprüfen, um nicht unnötige Schäden zu 
provozieren. So manche Feuerwehr kann 
davon berichten. So soll etwa schon durch 
zu schwungvolles Öffnen des Rolltores ein 
solches auf einem Feuerwehrauto gelandet 
sein. Die Übung war damit zu Ende.
Die Brandmelder gaben während der 
Stromabschaltung einen Dauerwarnton ab. 
Aufgrund der Erfahrung mit der Fluchtweg­
beleuchtung entschloss man sich, diese 
vorsichtshalber wieder in Betrieb zu 

nehmen. Daher ist damit zu rechnen, dass 
es bei einem längeren Stromausfall zu 
erheblichen Schäden bei Sicherheitseinrich­
tungen kommen kann. 

Bittere Erfahrungen
Schwerwiegender war die Erfahrung, dass 
die modernisierten Duschen, Wasserhähne 
und Pissoir-Spülungen mit berührungs­
losen Armaturen nicht mehr funktionierten. 
Ohne Strom kein Wasser! Das hat sehr weit­
reichende Auswirkungen auf viele Sanitär­
einrichtungen in Hotels, Bürogebäuden, 
Raststätten etc. In Neubauten werden in der 
Regel berührungslose Armaturen mit Netz­
anschluss verbaut. Bei Sanierungen kom­
men, wenn keine Steckdose vorhanden ist, 
laut Herstellern batteriegepufferte Systeme 
zum Einsatz. 
Daher sei vor Aussagen wie „die Wasserver­
sorgung funktioniert“ gewarnt. Denn für die 
betroffenen Menschen ist es unerheblich, 
ob die Hauptwasserleitung funktioniert, 
wenn beim Wasserhahn kein Wasser 
herauskommt. Egal ob durch eine berüh­

Phase 1
Kein Strom

Totaler Stillstand

Stunden Tage Wochen Wochen Jahre

Phase 2
Kein Telekom­

munikation
Stillstand

Phase 3
Wiederhochfahren der Infrastrukturen und

Wiederherstellung der Versorgung

Phasen eines europaweiten Strom-. Infrastruktur- sowie Versorgungsausfalls (Blackout“)
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rungslose Armatur, eine private Druckstei-
gerungsanlage oder durch zu wenig Druck 
in den oberen Geschoßen. Daher ist generell 
eine Trinkwasserbevorratung zu empfehlen, 
auch wenn die Hoffnung besteht, dass bei 
einem Blackout die Wasserversorgung in 
Österreich vielerorts funktionieren wird.
Auch das Thema private Hebeanlagen sollte 
stärker adressiert werden. In Österreich soll 
es rund 200.000 Anlagen geben. Das 
 bedeutet, dass es bei zumindest  
200.000 Haushalten zu massiven Proble-
men kommen könnte, auch wenn der 
 öffentliche Kanal funktionieren sollte. Den 
betroffenen Menschen wird es egal sein, 
 warum das so ist und wer daran Schuld 
 haben könnte. Sie haben ein Problem.
Es zeigte sich, dass elektronische Schließ-
systeme und alarmgesicherte Einrichtungen 
bei Stromausfall verriegeln und ein Zutritt 
oder der Zugriff auf wichtige Ressourcen 
nicht mehr möglich ist. Klingt banal. Aber 
wie oft wird wirklich daran gedacht und 
eine Umgehungsmöglichkeit vorgesehen? 
Wenn keine Ersatzschließmöglichkeiten 
vorgesehen sind oder nicht getestet wurden, 
dann wird man im Anlassfall eine böse 
Überraschung erleben. 
Eine sehr bittere Erfahrung war, dass fünf 
von sechs Kleinnotstromaggregaten binnen 
der ersten zwölf Stunden den Geist aufgaben 
und in der Werkstätte wieder instand gesetzt 
werden mussten. Es ist wohl nicht davon 
auszugehen, dass das nur beim Bundesheer 
passiert. Beim 31-stündigen Stromausfall in 
Berlin-Köpenick im Februar 2019 versagte 
das Notstromaggregat des Krankenhauses 
nach sieben Stunden. Schuld war ein Elekt-
ronikbauteil. Das Gerät war gerade einmal 
zehn Jahre alt und wurde auch  regelmäßig 
getestet. Ein anderes mobiles Notstrom-
aggregat, das bei der Abwasserentsorgung 
 eingesetzt wurde, brannte ab. Leider sind 
solche Ausfälle nicht die Ausnahme.

Plan C
In der kommunalen Blackout-Vorsorge ist 
es von zentraler Bedeutung, dass es für 
 besonders wichtige notstromversorgte Ein-
richtungen, wie etwa Wasserpumpen, auch 
einen Plan C geben muss: Wo bekommt 
man kurzfristig ein Ersatzgerät her bzw. wo 
kann es abgezogen werden? Oder was hätte 
es für Folgen, wenn ein fix eingeplantes 
Notstromaggregat ausfallen würde? Man 

muss die Dinge immer zu Ende denken und 
auch darauf noch eine Antwort haben. An-
sonsten könnte das im Krisenfall zu einer 
sehr bösen Überraschung führen. Man kann 
dann nicht wie in anderen Krisenlagen ein-
fach zum Hörer greifen. Wichtig ist auch, 
dass man nicht alles absichern kann und 
muss, aber man sollte sich zumindest der 
Konsequenzen bewusst sein und diese auch 
entsprechend rechtzeitig kommunizieren.
Auch bei der Treibstofflagerung gibt es 
 diverse negative Erfahrungen. 2014 wurde 
in Deutschland eine Beprobung von Brenn-
stoff für Notstromeinrichtungen durch-
geführt. Die Erkenntnis: Fast 60 % war 
 damals unbrauchbar. Eine andere häufige 
Erfahrung ist, dass Treibstofftanks selten 
voll sind. Die Differenz beträgt bis zu 100 %. 
Das heißt, dass die Treibstoffvorräte häufig 
stark heruntergefahren werden, bevor 
 wieder nachgetankt wird. Meist stecken 
 betriebswirtschaftliche Überlegungen da-
hinter: Größere Mengen können günstiger 
eingekauft werden. Das Problem ist, dass 
dann der eigene Handlungsspielraum 
 wesentlich kleiner ist als angenommen. 
 Daher geht es nicht um das theoretische 
Fassungsvermögen, sondern um das, was in 
der Regel wirklich verfügbar ist. Zum 
 anderen macht es Sinn, bei einer Erhöhung 
der Treibstofflagerkapazitäten auf zwei, 
statt  einen Tank zu setzen. Damit können 
ein  regelmäßiger Umschlag und die Ver-
hinderung einer Überalterung leichter 
 gewährleistet werden.
Bei Neubeschaffungen von Notstrom-
aggregaten kommen durch die Emissions-
vorgaben (Stufe V) noch weitere Aspekte 
hinzu. Diese Generatoren müssen quasi mit 
75–95 % Leistung betrieben werden, da die 
Abgasreinigung ansonsten nicht die Auf-
lagen erfüllen kann. Die Anlagen werden 
dann automatisch abgeschaltet. Daher ist 
eine genaue Bedarfserhebung, also der 
 konkrete Leistungsbedarf und die Einsatz-
planung, vor einer konkreten Beschaffung 
sehr wichtig. Leider ist generell zu beobach-
ten, dass dem Thema Notstromversorgung 
im Vergleich zum Gesamtproblem eines 
Blackouts eine viel zu hohe Aufmerksamkeit 
gewidmet wird. Die Notstromversorgung 
deckt nur einen kleinen Teil der zu erwar-
tenden Probleme ab. Es geht daher längst 
nicht nur um diese, sondern um eine 
 zumindest zweiwöchige Notversorgungs-

PLATTFORM  
FÜR KOMMUNALE 
BLACKOUT- 
VORSORGE
Der Österreichische Städtebund stellt 
gemeinsam mit der Österreichischen 
Gesellschaft für Krisenvorsorge die 
Austauschplattform für die kommu-
nale Blackout-Vorsorge unter 
 https://digitaler.staedtebund.gv.at/
net_blackout zur Verfügung. Ein 
derartiges Forum hat sich  bereits im 
Zuge der Coronakrise  bewährt und 
soll den Austausch bei der Blackout-
Vorsorge erleichtern. Nicht jede Ge-
meinde muss das Rad neu erfinden. 
Die Teilnahme ist mit einer einfachen 
Registrierung auf der Startseite 
möglich.

BLACKOUT-
ARBEITSMAPPE 
FÜR GEMEINDEN
Das Land und der Zivilschutz-
verband Steiermark haben Anfang 
Februar 2021 die steirische Black-
out-Arbeitsmappe für Gemeinden 
 öffentlich und kostenlos zur Ver­
fügung gestellt. Die bisher den 
 steirischen Gemeinden vorbehaltene 
Arbeitsmappe ist die umfangreichste 
Hilfestellung, die es zum Thema 
Blackout-Vorsorge in  Gemeinden 
gibt. Die Bearbeiter werden mit  
300 Fragestellungen durch alle 
 möglichen Bereiche der Blackout-
Vorsorge in einer  Gemeinde geleitet. 
Damit gelingt es, eine ganzheitliche 
und funktionierende Blackout-Vor-
sorge sicherzustellen. Die Arbeits-
mappe kann unter http://zivilschutz.
steiermark.at/blackout abgerufen 
werden.
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fähigkeit in allen anderen Bereichen, wie  
z. B. Gesundheit oder Lebensmittel.

Versorgungslogistik
Nicht unerheblich sind potenzielle Hard-
wareschäden an Netzteilen oder sonstigen 
IT-Komponenten durch Kurzausfälle oder 
Spannungsschwankungen. Vor allem, wenn 
diese permanent im Betrieb sind, also im 
Infrastrukturbetrieb. In einer Gemeinde hat  
eine wichtige Komponente durch einen 

Stromausfall die Konfiguration verloren. 
Die Telefonanlage und das Computernetz-
werk funktionierten nicht mehr. Auch bei 
der Bundesheerübung wurde festgestellt, 
dass die Netzwerkdrucker nach der Offline-
Verwendung nicht mehr einfach mit dem 
Netzwerk verbunden werden konnten. Der 
Teufel steckt im Detail.
Eine andere Erfahrung stammt aus einem 
größeren Krankenhaus, wo man sich in einer 
Ersteinschätzung sicher war, dass man auf 
ein Blackout vorbereitet sei, weil man fast 
das ganze Haus 72 Stunden lang mit Not-
strom versorgen kann, was eine Ausnahme 
darstellt. Im Zuge einer Detailanalyse  kamen 
jedoch haarsträubende Details zu Tage. 
 Besonders bitter war die Erkenntnis, dass 
bereits am zweiten Tag keine ordnungs-
gemäßen Operationen mehr möglich gewe-
sen wären, weil gewisse Güter täglich ange-
liefert werden. Die Lagerhaltung war in den 
letzten Jahren wie fast überall aufgrund des 
Kostendrucks eingespart worden. Noch 
 kritischer war dann die Erkenntnis, dass 
auch bei überlebenswichtigen Infusionen 
nur mehr ein zu geringer Puffer zur Ver-
fügung steht. Die Eigenherstellung hatte vor 
Jahren aufgrund der Kritik des Rechnungs-
hofs eingestellt werden müssen. Nun ist 
man von Lieferungen aus dem Ausland ab-
hängig. Als Sofortmaßnahme werden nun 
die Kapazitäten aufgestockt, um zumindest 

eine zweiwöchige autarke Notversorgung 
aufrechterhalten zu können. Das betrifft 
auch die Versorgung mit Lebensmitteln. 
Diese sind heute in vielen Gesundheitsein-
richtungen auch nur mehr für wenige Tage 
vorrätig. 
Daher geht es längst nicht nur um einen 
Stromausfall, der in Österreich in Folge ei-
nes Blackouts mit rund einem Tag sehr 
glimpflich verlaufen dürfte. Auf europäi-
scher Ebene wird es zumindest eine Woche 
dauern, bis wieder überall der Strom fließt. 
Damit sind bereits verheerende Folgen in 
der internationalen Versorgungslogistik zu 
erwarten, was sich auch unmittelbar auf die 
Versorgung mit lebenswichtigen Gütern 
und Dienstleistungen in Österreich auswir-
ken wird. Daher müssen sich Gemeinden 
und Städte auf einen zumindest zweiwöchi-
gen Krisenbetrieb vorbereiten, wo kaum 
 etwas wie gewohnt funktionieren wird.
Diese wenigen Beispiele sollen verdeut-
lichen, wie wichtig eine ganzheitliche Black-
out-Vorsorge ist. Auch wenn man alles 
macht und vorbereitet, bleiben Unsicherhei-
ten bestehen, da die gesamte Komplexität 
und die vielschichtigen wechselseitigen 
 Abhängigkeiten nur selten erfasst werden 
können. Auch in diesem Spital wird nun 
überlegt, bei einem Blackout nur mehr eine 
absolute Notversorgung aufrechtzuerhalten, 
um unerwarteten Problemen und Ausfällen 
vorzubeugen. Vor allem auch, um Ressour-
cen zu sparen, da im Vorhinein nicht abseh-
bar ist, wie lange die Lieferunterbrechungen 
dauern werden. Damit kann man, wenn es 
die Ressourcenlage absehbar wieder zulässt, 
wesentlich rascher und geordneter in einen 
Normalbetrieb übergehen. Diese Einsicht 
muss aber in vielen Bereichen erst gewon-
nen werden. Denn schlimmer als Unsicher-
heit ist Scheinsicherheit.
Städte und Gemeinden sind ganz besonders 
gefordert, denn sie werden neben der Bevöl-
kerung die Hauptlast bei der Bewältigung 
der Folgen eines Blackouts zu tragen haben. 
Je besser die Vorsorge und die Sicherheits-
kommunikation, desto besser wird das 
 gelingen. Besonders wichtig ist dabei, keine 
falschen Erwartungen zu schüren. Sätze wie 
„Wir sind sehr gut oder auf alles vorbe-
reitet“ werden zum Bumerang und zum 
Vertrauensverlust führen. Wie schnell das 
gehen kann, sehen wir in der aktuellen 
 Coronakrise. 

HERBERT 
SAURUGG
ist internationaler Blackout- und 
Krisenvorsorgeexperte, Präsident 
der Österreichischen Gesellschaft für 
Krisenvorsorge (GfKV), Autor zahl-
reicher Fachpublikationen.  
Seit rund 10 Jahren beschäftigt er 
sich mit der steigenden Komplexität 
und  Verwundbarkeit lebenswichtiger 
 Infrastrukturen sowie mit den 
 möglichen Lösungsansätzen, wie die 
Versorgung mit lebenswichtigen 
 Gütern wieder robuster gestaltet 
werden kann, und unterstützt 
 Gemeinden, Unternehmen und 
 Organisationen bei der Blackout-
Vorsorge. www.saurugg.net ©
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Der Grazer Verhaltenskodex
Kooperationen im Bereich städtischer Compliance

Helmut Wunderl, Leiter des Referates Dienstrecht und Rechtsservice, Magistrat Graz

Der Grazer Verhaltenskodex wurde 
im Rahmen des Programms „Kor­
ruptionsfreie Verwaltung in der 

Stadt Graz – Gelebte Kultur und Maßnah­
men“ im April 2021 vom Grazer Gemeinde­
rat beschlossen. Er ersetzt damit den bis­
herigen Verhaltenskodex der Stadt Graz, 
der bereits seit 2010 – als damals erster 
kommunaler Verhaltenskodex in Österreich 
– in Kraft war. 
Gleichzeitig wurde unter Leitung des 
ehemaligen Leiters der Innenrevision des 
Magistrates Wien, Obersenatsrat i. R. Paul 
Jauernig, im Rahmen einer Arbeitsgruppe 
des österreichischen Städtebundes ein be­
gleitendes E-Learning-Programm „Eine 
Frage der Ethik“ unter Mithilfe von Exper­
ten aus Graz und Villach entwickelt bzw. er­
neuert, deren aktuelle Fassung seit 2020 in 
Graz und zahlreichen anderen Gemeinden 
und Städten ein fixer Bestandteil der Aus- 
und Weiterbildung der Bediensteten im 
Zusammenhang mit Compliance ist.
Dieses Programm war in Folge auch die 
Basis für das vom Bundesministerium für 
Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport 
aktuell entwickelte E-Learning-Tool „Die 
VerANTWORTung liegt bei mir – eine 
Frage der Ethik“.

Was ist neu?
Aktuelle Compliance-Ansätze und die 
Änderungen aus den Bereichen Bundes-
Verfassungsgesetz, Bundesvergabegesetz, 
Datenschutz-Grundverordnung, soziale 
Medien, Lobbying, Korruptionsstrafrecht, 
Sponsoring, Transparenz, Informationsfrei­
heit wurden in den neuen Verhaltenskodex 
2021 integriert.
Der neue Kodex integriert auch alle neuen 
Compliance-relevanten Richtlinien und 
Tools der Stadt Graz wie etwa die Förde­
rungsrichtlinien, die Informationssicher­
heitsplattform, die Richtlinien für die 

Öffentlichkeitsarbeit, die Führungsgrund­
sätze und das interne Kontrollsystem – IKS 
der Stadt Graz und berücksichtigt die 
besonderen Rahmenbedingungen der 
Gemeindeselbstverwaltung. 
Wesentlich ist auch, dass der neue Grazer 
Verhaltenskodex nicht nur für die öffentlich 
Bediensteten, sondern auch für die politi­
schen Organe der Stadt Graz – die Mitglieder 
des Stadtsenates, des Gemeinderates und die 
BezirksvorsteherInnen – gilt; er stellt damit 
ein beispielgebendes, gemeinsames Be­
kenntnis von Politik und Verwaltung der 
Landeshauptstadt Graz zu Compliance dar.

Korruptionsfreie Verwaltung
Der Kodex 2021 ist Teil des Projektes „Kor­
ruptionsfreie Verwaltung in der Stadt Graz 
– Gelebte Kultur und Maßnahmen“. Dieses 
Modell beschäftigt sich mit folgenden Berei­
chen: Identifikation, Risikomanagement, 
Verhaltenskodex, lernende Organisation, 
Kontrolle – Konsequenz und Vertrauen in 
die Verwaltung.

Im Rahmen dieses Projekts wurde die Stadt 
Graz 2017 Mitglied bei Transparency Inter­
national – Austrian Chapter und konnte 
den 3. Platz bei einem Transparency-Inter­
national-Test der 50 größten Städte und 
Gemeinden Österreichs 2018 erreichen.
Der neue Grazer Verhaltenskodex ist gleich­
zeitig auch ein Ergebnis eines Kooperati­
onsprojekts im Zusammenhang mit dem 
neuen ressortübergreifenden Verhaltens­
kodex für den öffentlichen Dienst des Bun­
desministeriums für Kunst, Kultur, öffent­
lichen Dienst und Sport, der im November 
2020 im Ministerrat beschlossen wurde. 
In die dafür eingesetzte Arbeitsgruppe des 
Ministeriums war auch ein Vertreter der 
Stadt Graz eingeladen. Dadurch konnten 
Synergien genutzt und ein einheitlicher 
Standard zw. dem Grazer Kodex und den 
Compliance-Richtlinien des Bundes ge­
währleistet werden.

Den neuen Grazer Verhaltenskodex 2021 
findet man unter www.graz.at.�

Johannes Schmid, ÖStB, GS Thomas Weninger, Präsidialdirektorin Verena Ennemoser, 
Magistrat Graz, Sektionschef Christian Kemperle, BMKÖS, Gregor Weber, BMKÖS,  
Helmut Wunderl, Magistrat Graz, Präsidialdirektion©
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Vor den Vorhang

Die Foster Europe Foundation nahm 
2010/11 als private, gemeinnützige 
und unabhängige (non-profit, non-

partisan, non-governmental) Stiftung in 
Eisenstadt ihre Arbeit auf. Gemäß Stif­
tungsauftrag widmet sich die Stiftung der 
Förderung der Diskurse zu Föderalismus, 
Dezentralisierung und Regionen in Europa 
und Österreich. Ein besonderes Augenmerk 
richtet die Foster Europe auf den südost­
europäischen (Donau-)Raum. Hier konzen­
triert sich die Arbeit, nicht zuletzt aufgrund 
der geringeren Ausprägung von Dezentrali­
sierung und Regionen, auf die Förderung 
der organisierten Zivilgesellschaft und der 
strukturellen Partizipation. Dies geschieht 
vornehmlich im Rahmen der EU-Strategie 
für den Donauraum. Neben der Arbeit zu 
Föderalismus einerseits und Partizipation 
im Donauraum andererseits setzt Foster 
Europe mit europäischen Kommunen von 
Estland bis Griechenland eine Reihe von 
EU-Jugend-Projekten zur politischen Bil­
dung, zur europäischen Integration und zur 
gemeinsamen europäischen Kultur um.

Föderalismus und Europa
Den Arbeitsauftrag Föderalismus interpre­
tiert die Stiftung mit einem breiten The­
menansatz, der von der EU-Mehrebenen­
politik (Multi-Level Governance) über den 
klassischen Föderalismus, wie er etwa in 
der Schweiz, Deutschland, Belgien und 
Österreich Verfassungsprinzip ist, Dezent­
ralisierung, Devolution und Regionalisie­
rung (Italien, Spanien, Vereinigtes König­
reich) bis hin zu Kommunen und funktiona­
len Räumen als substaatlichen Akteuren 
jenseits regionaler/kommunaler/nationaler 
Grenzen reicht. 
Hier sieht Foster Europe, im Übrigen kein 
Forschungsinstitut, seine Aufgabe darin, die 
europäischen Diskurse zu den unterschied­
lichen Teilaspekten von Föderalismus/
Dezentralisierung/Regionen zu verknüpfen, 

Foster Europe Foundation
10 Jahre im Dienst von Föderalismus und Regionen in Europa
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4th Danube Participation Day 2016, Palais Feštetić, Andrassy Universität, Budapest

OeGZ_05_2021_kkk.indd   54OeGZ_05_2021_kkk.indd   54 27.04.21   10:5227.04.21   10:52



55www.staedtebund.gv.at

Partner-Organisationen

zu europäisieren und einer interessierten 
 Öffentlichkeit zugänglich zu machen.
Eng verknüpft mit dem Themenfeld 
 Föderalismus ist die Frage nach Good 
Governance sowie Demokratiequalität und 
Demokratieentwicklung in Europa, der EU, 
ihren Mitgliedstaaten und Beitrittskandi-
daten (Donauraum).
Um die Öffentlichkeit und Transparenz des 
österreichischen Diskurses zu Föderalismus 
zu fördern, richtet die Stiftung, oft in 
 Kooperation mit Partnern wie dem KDZ – 
Zentrum für Verwaltungsforschung, dem 
österreichischen Städtebund und dem Ins-
titut für Föderalismus, seit 2016 die jährli-
che Statuskonferenz Föderalismus aus. Hier 
werden aktuelle Fragen des Föderalismus in 
Österreich aufgegriffen und mit internatio-
nal ausgewiesenen ExpertInnen diskutiert.
Die Stiftung gibt zudem die Schriftenreihen 
Foster Europe International Studies Series 
und die Foster Europe Working Papers 
beim Studienverlag Innsbruck heraus.
Die Arbeit zu Föderalismus, wie sie die Fos-
ter Europe Foundation versteht, beginnt im 
Bereich von Kommunen und Regionen und 
zielt auf eine verbesserte Staatsorganisation 
und eine sich entwickelnde Demokratie 
 sowie auf ein gestärktes, demokratischeres 
Europa mit mündigen BürgerInnen.

Demokratieentwicklung  
im Donauraum 
Im Donauraum konzentriert sich Foster 
 Europe auf die EU-Donauraumstrategie, 
EUSDR. Der offene Stakeholder-Zugang der 
makroregionalen Strategie fördert partizi-
pative Ansätze in der Governance der 
 Strategie und damit verbunden auch in den 
 beteiligten Staaten, Regionen und Kommu-
nen. Die Strategie zielt auf eine effizientere 
Regional-, Kohäsions-Erweiterungs- und 
Nachbarschaftspolitik im Donauraum ab. 
Effizient bedeutet hier ressourcenschonend, 
effektiv, kooperativ, transparent und nicht 
zuletzt partizipativ. Damit ist die EUSDR 
auch ein wichtiges Instrument, die europäi-
sche Integration auf den substaatlichen 
 Bereich und die Kommunen im Donauraum 
auszudehnen und ihren internationalen und 
grenzüberschreitenden Dialog zu ent-
wickeln. Foster Europe hat, gemeinsam mit 
der Priority Area 10 Institutional Capacity 
and Cooperation der EUSDR, bei der Stadt 

Wien eine feste Struktur zur Partizipation in 
der EUSDR entwickelt, deren sichtbarste 
Elemente der jährliche Danube Participa-
tion Day, die zivilgesellschaftliche „Gipfel-
konferenz“ der EUSDR und die Nional Par-
ticipation Days, die in bisher 10 der 14 EU-
SDR-Staaten gehalten worden sind. Damit 
verfügt die EUSDR über ein lebendiges und 
aktives Instrumentarium zur transparenten 
und strukturellen Partizipation, das als 
 Modell für Partizipationsprozesse in ande-
ren makroregionalen Strategien diente.

Kommunen als  
Akteurinnen 
Kommunen bilden innerstaatlich die dritte 
Ebene des Mehrebensystems und zeichnen 
sich durch eine besondere Nähe zum Bür-
ger, zur Bürgerin aus. Im europäischen 
 Zusammenwirken fällt den Städten und 
 Gemeinden ebenfalls eine zentrale Rolle zu, 
europäische Integration aktiv zu leben. 
Daher hat Foster Europe stets die Koopera-
tion mit den Kommunen und ihren nationa-
len und europäischen Verbänden (Con-
venant of Mayors, NALAS) sowie dem AdR 
gesucht. Inzwischen stand und steht Foster 
Europe in Kooperationen mit Städten und 
Kommunen von Estland bis Griechenland 
von Irland bis zur Ukraine. 
Für eine Reihe von Themen der Stiftung wie 
Bürgerbeteiligung, direkte Demokratie, 
Smart Cities, kommunale europäische 
 Kooperationen, Good Governance und 
 politische Bildung durch konkrete Mit-
gestaltung sind der Österreichische Städte-
bund und Kommunen in Österreich und 
Europa stets wertvolle Partner.

Ausblick
In den kommenden Jahren wird Foster 
 Europe zusätzlich das Thema Politische 
 Bildung in den Mittelpunkt stellen. 
 Ins besondere im Hinblick auf die Themen-
felder Föderalismus, Regionen, Kommu-
nen, europäische Integration und europäi-
sche Identität wird Foster Europe versu-
chen, Lücken in der politischen Bildung in 
Österreich und im deutschen Sprachraum 
schließen zu helfen. Zielgruppe werden ver-
stärkt Jugend liche und junge Erwachsene 
sein. Foster  Europe hofft, so einen Beitrag 
zur Entwicklung von Föderalismus und 
 Demokratie in  Europa zu leisten. 

FOSTER EUROPE 
FOUNDATION
Schloss Esterházy 
7000 Eisenstadt 
www.foster-europe.org
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Jüdische Friedhöfe in 
Niederösterreich

Die Arbeit des Fonds zur Instandsetzung der jüdischen Friedhöfe in Österreich als ein 
Beitrag, jüdisches Kulturgut für kommende Generationen zu bewahren

Hannah M. Lessing, Michael R. Seidinger, Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus

Bis die Nationalsozialisten 1938 die jü­
dischen Gemeinden fast vollständig 
auslöschten, war das heutige Bun­

desland Niederösterreich jenes Gebiet in 
Österreich gewesen, in denen es die meisten 
Ansiedelungen von Menschen mosaischen 
Glaubens gab. Ähnlich hoch ist die Dichte 
der hinterlassenen Friedhöfe, von denen nur 
mehr einer, der Friedhof in Baden, aktiv 
belegt wird. Es ist allerdings davon auszu­
gehen, dass sich wesentlich mehr als die 
heute nachweisbaren rund 30 jüdischen 
Friedhöfe in Niederösterreich finden ließen. 
Bekannt sind hauptsächlich jene aus der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts.

Land unter der Enns
Die nationalsozialistischen Vertreibungen 
waren der Schlusspunkt einer langen 
Geschichte an Ausweisungen und Ermor­
dungen hier immer wieder ansässiger 
Jüdinnen und Juden: Wie für Wien gilt auch 
für Niederösterreich gesichert, dass sich 
bereits während der Antike Menschen jüdi­
schen Glaubens hier aufhielten. Diese kamen 
im Zuge der Besiedelung durch die Römer in 
das Land. Während des Heiligen Römischen 
Reiches (962–1806) unterstanden Jüdinnen 
und Juden dem römisch-deutschen Kaiser. 
Bis ins 13. und 14. Jahrhundert genossen sie 
in Österreich weitgehend dessen Schutz und 
etablierten zum Teil wohlhabende Gemein­
den unter anderem in Wiener Neustadt, 
Krems und Tulln, aber auch in Korneuburg, 
Bruck an der Leitha, in Hainburg, Neun­
kirchen und Ebenfurth.
Zu Beginn des 15. Jahrhunderts verschlech­
terte sich die Position der jüdischen Ge­
meinden jedoch und es kam immer wieder 

zu Übergriffen auf jüdische Mitmenschen. 
In den Jahren 1421 und 1496 etwa wurden 
Jüdinnen und Juden aus politischem Kalkül 
der machthabenden Habsburger ausge­
wiesen oder ermordet; die Vertreibungen 
bedeuteten für lange Jahre das Ende der 
meisten jüdischen Siedlungen. Niederöster­
reich war oft das erste bzw. einzige Gebiet, in 
denen Jüdinnen und Juden nach einer 
Vertreibung wieder Fuß fassen konnten. Im 
gesamten 16. Jahrhundert ist von einer 
geringen Siedlungstätigkeit auszugehen, es 
bildeten sich nur langsam neue jüdische 
Gemeinden. Trotzdem konnte sich das 
jüdische Leben im „Land unter der Enns“ 
allmählich konsolidieren, und bis zum Ende 
des 17. Jahrhunderts entstand ein dichtes 
Netz an Ansiedelungen. Diese fanden sich 
entlang der Donau rund um Krems und im 
nördlichen Waldviertel, aber auch von Wien 
aus entlang der Handelsrouten Richtung 
Süden über Wiener Neustadt bis hin zur 

ungarischen Grenze. Weitere Siedlungen 
wurden in der Nähe zur oberungarischen 
und mährischen Grenze gegründet. 1671 
verfügte Kaiser Leopold I. eine neuerliche 
Ausweisung der Wiener Jüdinnen und 
Juden, die schlussendlich auch das nieder­
österreichische Landjudentum betraf. Erst 
hundert Jahre später, mit dem Toleranz­
patent von Joseph II. aus 1782, gestand man 
den Jüdinnen und Juden größere Freiheiten 
zu, und mit der 1867 in Kraft getretenen 
Dezemberverfassung von Kaiser Franz 
Joseph I. erreichten die Jüdinnen und Juden 
in Österreich schließlich die komplette 
Gleichstellung und bürgerliche Rechte. 
Daraufhin etablierten sich rasch neue jüdi­
sche Gemeinden, deren Begräbnisstätten bis 
heute erhalten sind. Vor allem nach der 
Fertigstellung der Kaiser-Ferdinands-Nord­
bahn nach Mähren und Schlesien entstan­
den entlang der Bahnlinie im heutigen 
Weinviertel mehrere jüdische Gemeinden. ©
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In Klosterneuburg waren aufgrund der Hanglage umfangreiche  
Fundamentierungsarbeiten notwendig.
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Im Wesentlichen sind es die Friedhöfe die-
ser neu gegründeten Gemeinden, mit denen 
wir es heute in der Sanierungsarbeit zu tun 
haben. Die meist blühenden Gemeinden 
hinterließen oft große Friedhöfe, die Grab-
mäler aus Granit sind für das 19. Jahrhun-
dert vielfach aufwendig gestaltet, allerdings 
finden sich auch einfachere Stecksteine. Die 
Grundstücke waren meist von einer Fried-
hofsmauer umgeben und verfügten, wie 
christliche Friedhöfe auch, oft über Alleen, 
die mit Kastanienbäumen bepflanzt wurden. 
Eine besondere Herausforderung für den 
Fonds bestand anfangs darin, sich einen 
Überblick über die weit verstreuten Fried-
höfe im ganzen Bundesland zu verschaffen 
und Kontakte zu den vielen regionalen Initi-
ativen zu knüpfen, die sich oft bereits 
 jahrzehntelang für das Weiterbestehen der 
bedrohten und verfallenden Friedhöfe 
 eingesetzt hatten. In den letzten zehn Jahren 
konnte der Fonds in Niederösterreich Pro-
jekte in Höhe von rund 2,03 Millionen Euro 
fördern. Zusätzliche Fördermittel in Höhe 
von rund 540.000 Euro kamen vom Land 
Niederösterreich, da sich die Niederösterrei-
chische Landesregierung unter dem damali-
gen Landeshauptmann Erwin Pröll zeit-
gleich mit der Einrichtung des Fonds zur 
 Instandsetzung der jüdischen Friedhöfe in 
 Österreich bereit erklärte, jeweils 25 Prozent 
der anfallenden Instandsetzungsarbeiten zu 
übernehmen.

Instand gesetzte Friedhöfe
Der erste niederösterreichische Friedhof, 
der instand gesetzt werden konnte, war der-
jenige in Stockerau (2011–2016). Allerdings 
war der Friedhof grundsätzlich in einem 
sehr guten Zustand; bereits seit Ende der 
1980er-Jahre bestand ein Abkommen zwi-
schen der Gemeinde und der Israelitischen 
Kultusgemeinde Wien die regelmäßige 
Pflege betreffend. Trotzdem konnten Land, 
Gemeinde und Bund hier erste gemeinsame 
Erfahrungen sammeln, wie die Instand-
setzung der restlichen Friedhöfe im Bun-
desgebiet ablaufen kann. Der Friedhof in 
Klosterneuburg konnte 2021 fertig saniert 
werden und soll heuer im Frühsommer an 
die Standortgemeinde übergeben werden. 
In Klosterneuburg waren vor allem die 
Hanglage und der Bewuchs des Friedhofes 
eine besondere Herausforderung. Schon 
2007 wurde hier das Komitee zur Erhaltung 

des jüdischen Friedhofes Klosterneuburg in 
memoriam Walter Lauber gegründet; der 
Verein führte immer wieder Sanierungs-
arbeiten auf dem Friedhof durch. Die mitt-
lerweile verstorbene Stadträtin Maria Enz-
mann war maßgeblich daran beteiligt und 
stand mit großem Engagement hinter den 
einzelnen Projekten. Baden hingegen hat 
bis heute eine kleine aktive Gemeinde; der 
jüdische Friedhof wird nach wie vor belegt 
und konnte ebenfalls 2021 fertiggestellt 
werden. Auch der Friedhof Ybbs/Göttsbach 
mit seinem orientalisch anmutenden 
 Tahara-Haus konnte einer Basissanierung 
unterzogen werden. Im Waldviertel werden 
zurzeit die Friedhöfe Oberstockstall und 
Waidhofen an der Thaya saniert, die Arbei-
ten haben bereits begonnen. Auch führen 
die Israelitischen Kultusgemeinden Wien 
und Graz kleinere Sanierungsprojekte auf 
einzelnen Friedhöfen selbst durch, wie z. B. 
in Zwettl und Deutsch-Wagram.

Zahlreiche Initiativen 
Neben jenen Friedhöfen, die vom Fonds zur 
Instandsetzung der jüdischen Friedhöfe in 
Österreich gefördert werden, existiert 
 jedoch eine Vielzahl von Friedhöfen, die seit 
Jahren von zivilgesellschaftlichen Vereinen 
betreut wurden und werden. Frau Ida Höf-
ler und der Verein Helikon betreuen hierbei 
die Friedhöfe im Weinviertel wie etwa Gän-
serndorf, Hohenau, Dürnkrut, Mistelbach 
oder Groß-Enzersdorf. Daneben werden 
von verschiedenen Initiativen zahlreiche 
Führungen angeboten. Für 2021 plant der 
Friedhofsfonds die Publikation eines Pocket 
Guide, der alle bekannten Friedhöfe im ge-
samten Bundesgebiet auflisten soll, um die 
Orte weiterhin im Gedächtnis der Öffent-
lichkeit zu erhalten. Darin werden sich auch 
Informationen wie Auffindbarkeit (Maps) 
und Zugänglichkeit (Schlüssel) finden. Im-
mer wieder wird klar, dass es sich bei der 
Instandsetzung und dem anschließenden 
Erhalt der jüdischen Friedhöfe in Öster-
reich um ein Projekt handelt, das auch noch 
kommende Generationen beschäftigen 
wird. Gleichzeitig konnten in den letzten 
zehn Jahren wesentliche Fortschritte bei 
den Sanierungsarbeiten erzielt werden, um 
dadurch religiöse Stätten, bei denen es sich 
gleichzeitig um wertvolles Kulturgut 
 handelt, vor dem vollständigen Verfall zu 
 bewahren.  

INFO 
2010 wurde das „Bundesgesetz zur 
Errichtung des Fonds zur Instand-
setzung der jüdischen Friedhöfe in 
Österreich“ (BGBl I 99/2010) erlas-
sen. Seit Inkrafttreten des Gesetzes 
können über einen Zeitraum von  
20 Jahren jüdische Friedhöfe mit 
 Unterstützung des Fonds saniert 
werden. Dieser ist mit jährlich einer 
Million Euro dotiert. Das Gesetz sieht 
vor, dass zusätzlich zu den Förder-
mitteln des Bundes die Eigentüme-
rInnen der jüdischen Friedhöfe Mittel 
in gleicher Höhe für die Instand-
setzungen aufbringen. Nach der 
 erfolgten Sanierung wird die weitere 
 Erhaltung und Pflege des Friedhofes 
über 20 Jahre von der Standort-
gemeinde übernommen.

KONTAKTE
Fonds zur Instandsetzung der 
 jüdischen Friedhöfe in Österreich 
www.friedhofsfonds.org

Das jüdische Baden 
http://www.jewishhistorybaden.com/

Führungen Friedhof Stockerau und 
Friedhof Korneuburg 
Dr. Maria-Andrea Riedler  
(0664/171 80 00)

Friedhof in Gänserndorf  
(und Weinviertel allgem.) 
Verein Helikon/Ida Höfler  
(0676/728 79 31)

Führungen Friedhof Mistelbach 
Brigitte Kenscha-Mautner  
(0680/122 97 87)

Führungen Friedhof Hollabrunn 
Mag. Patrizia Mantler-Stockinger 
(0664/662 44 75)

Führungen Friedhöfe in  
St. Pölten (alt und neu) 
http://www.injoest.ac.at/de/institut

Führungen Friedhof  
Wiener Neustadt 
anfragen@juedische-gemeinde-wn.at
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Personal-Update
Fachkräftenachwuchs und Ausbildung 2021 ganzjährig im Fokus

Sabine Marchart, Österreichischer Städtebund

In den letzten Jahren haben wir die Per-
sonalistInnen in ihrer Tätigkeit rund 
um die Ausbildung von Lehrlingen ein 

Mal jährlich mit einer Ausbildertagung 
 unterstützt. Die Gewinnung von Lehrlingen 
und jungen Fachkräften sowie deren 
 Ausbildung ist, verstärkt durch die Ver-
änderungen der letzten zwölf Monate, eine 
der wesentlichen Herausforderungen, um 
in unseren Kommunalverwaltungen 
 zukunftsfit zu bleiben. Dem tragen wir 
Rechnung und erweitern unsere Unter-
stützung für die PersonalistInnen auf eine 
ganzjährige Veranstaltungsreihe.
Die Themen der 2021 angebotenen Ver-
anstaltungen rund um Recruiting und 
 Ausbildung haben wir auf Basis der bisher 
stattgefundenen Ausbildertagungen erstellt. 
Neben Veranstaltungen zu jenen Themen, 
die in den Tagungen die größte Resonanz 
hatten, werden wir auch dem wichtigen 
Austausch untereinander mehr Raum ge-
ben. Mit dem Ziel, Erfahrungen auszu-
tauschen und voneinander zu lernen. Es 
gibt in unseren Städten und Gemeinden 
ganz viele funktionierende Lösungen, diese 
wollen wir für andere Kommunen nutzbar 
machen. Daher werden wir zwei Runden 
anbieten, bei denen der Austausch unter-
einander das Programm ist. Abgerundet 
wird unser Angebot für die Personal-
vertreterInnen auch in diesem Jahr von 
 einer Jahrestagung Ausbildung, bei der wir 
die während des Jahres aufgekommenen 
 Themen berücksichtigen werden.

Digitaler Austausch
Mit Ausnahme der Jahrestagung sind alle 
Termine von vornherein als Onlinetermine 
geplant, damit möglichst viele MitarbeiterIn-
nen teilnehmen können. Um den Austausch 
und die positive Kraft vieler guter Ausbilde-
rInnen nutzen zu können. Für die fachliche 
Leitung des ganzen Jahres haben wir Robert 

Frasch, den einigen bereits  bekannten fach-
lichen Leiter der letzten  Ausbildertagungen, 
gewinnen können. Er ist Gründer des Aus-
bildernetzwerks lehrlingspower.at, in dem er 
unter anderem seit zehn Jahren Ausbilder-
stammtische und Weiterbildungen für Aus-
bilderInnen organisiert. Gleichzeitig ist er 
auch Leiter der Bildungs-Allianz im SENAT 
DER WIRTSCHAFT  Österreich und wird 

auch aus dieser  Funktion Expertise in der 
 beruflichen  Bildung einbringen. Die Fach-
themen  werden von FachexpertInnen des 
 jeweiligen Themas veranstaltet, womit  bestes 
Know-how gewährleistet ist. 

Anmeldung unter: 
www.staedtebund.gv.at/anmeldung/ 
ws-personal.html 

Termin Zeit Thema Lead

14.04. 9–13 Uhr Praxistipps für die Ausbildung Heartbeat

11.05. 13–16 Uhr Stammtisch für AusbilderInnen lehrlingspower.at

23.06. 9–11 Uhr Employer Branding Praxis identifire

Juli  Stammtisch für AusbilderInnen lehrlingspower.at

Sep.  E-Learning-Tools & Tipps Il Aus- und Weiterbildung

Okt.  Social Media Recruiting Claudia Lorber

Nov.  Jahrestagung Ausbildung Robert Frasch

Die bereits fixierten Termine und Themen
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Im Mai 1994 ging ein Raunen durch die 
politische Landschaft Tirols: Helga 
Machne wurde Bürgermeisterin von 

 Lienz. Sie war die erste Frau in diesem Amt, 
und das ausgerechnet in Osttirol, dem 
„Herrgottswinkel“ des Bundeslandes. Auch 
österreichweit machte sie von sich reden: 
Zum ersten Mal hatte eine Bezirkshaupt-
stadt eine Frau auf dem Chefsessel.

Die Bürgermeisterin
In der Politik war die Lienzerin seit 1986, 
damals wurde sie Gemeinderätin auf der 
Liste des amtierenden ÖVP-Bürgermeis-
ters, später Stadträtin. Als der Amtsinhaber 
aus gesundheitlichen Gründen zurücktreten 
wollte und die beiden in Frage kommenden 
(männlichen) Nachfolger abwinkten, fiel im 
Club der Satz: „Helga, du hättest doch Zeit!“ 
Machne ergriff die Chance. Doch schon 
 bevor sie ihr Amt antreten konnte, ging es 
hart auf hart: Bei der Wahl innerhalb des 
Gemeinderates waren nur zwölf der ins-
gesamt 21 Mandatare anwesend, die rest-
lichen  hatten aus Protest den Saal verlassen. 
 Dennoch: Helga Machne, geboren 1938, 
 gelernte Hotelfachfrau und Mutter von drei 
Kindern, wurde zum Stadtoberhaupt von 
Lienz gewählt. Nicht ohne mit der Rathaus-
Verwaltung erst um die korrekte Bezeich-
nung auf dem Türschild ihres Büros streiten 
zu müssen. Schließlich hieß es nicht mehr 
„Der Bürgermeister Frau Helga Machne“, 
sondern „Die Bürgermeisterin Helga 
Machne“.
Ihre erste Amtszeit war durchwachsen, da 
Machne im Gemeinderat keine Mehrheit 
hatte. Dennoch gelang es ihr in dieser Zeit, 

das Lienzer Fernwärme-Heizwerk zu errich-
ten. Eine wichtige Neuerung, da viele Haus-
halte damals noch mit Einzelöfen heizten 
und die Luft entsprechend schlecht war. 
Auch die Anfänge des Stadtmarketings 
 Lienz fallen in diese Zeit.

Direkte Zustimmung
Im Jahr 1998 standen Gemeinderatswahlen 
an, wobei sich Machne der Bürgermeister-
Direktwahl stellen musste, wie sie in Tirol 
üblich ist. Sie erhielt 55 Prozent der Stim-
men und erreichte auch im Gemeinderat 
eine Mehrheit. Eines der ersten Vorhaben 
war die Einrichtung von Kurzparkzonen in 
der Stadt, denn die hatte es bis dato nicht 
gegeben. Waren die Kaufleute anfangs da-
gegen, konnte die Bürgermeisterin sie bald 
überzeugen. Auch bei einer zweiten Stra-
ßenbrücke über den Draufluss setzte sich 
Machne durch. Heute ist diese Verbindung 
nicht mehr wegzudenken. Der Abgelegen-
heit des Bezirks – Osttirol ist eine gute 
Fahrstunde vom nächsten Autobahn- 
Anschluss entfernt – versuchte die Bürger-
meisterin mit der Ansiedlung von auswär-
tigen Firmen zu begegnen. Südtiroler High-
tech-Unternehmen wie Durst Phototechnik 
folgten ihrem Ruf. Parallel dazu wurde die 
HTL Lienz ausgebaut und zu einer Schule 
mit Mechatronik-Schwerpunkt aufgewertet.

Ehrenbürgerin
Auf die Osttirolerin warteten weitere Auf-
gaben: 2002 zog sie für die ÖVP in den 
 Nationalrat ein. Ebenfalls 2002 wurde sie 
Mitglied des Ausschusses der Regionen der 
EU in Brüssel. Während ihrer Zeit als 

 Stadtoberhaupt von Lienz hatte sie auch 
 einen Sitz im Hauptausschuss des Städte-
bundes. Für Machne fast ein Déjà-vu: Auch 
hier war sie die erste und einzige Frau.
Im Jahr 2003, ein Jahr vor den nächsten 
Wahlen, übergab Helga Machne das Bür-
germeisteramt an ihren Stellvertreter. Als 
2006 ihr Nationalratsmandat endete, ging 
sie in den politischen Ruhestand. In der 
breiten Öffentlichkeit trat die damals 
81-Jährige zuletzt im Juni 2019 auf: Da er-
hielt Helga Machne die Ehrenbürgerschaft 
ihrer Heimatstadt.
Dass Frauen anders Politik machen als 
Männer, glaubt die Alt-Bürgermeisterin 
rückblickend nicht: „Es kommt auf den 
Menschen an.“ Für eine Frauenquote ist 
Helga Machne dennoch. „Ohne die wird es 
nicht gehen, wenn mehr Frauen in der Poli-
tik vertreten sein sollen. Es gibt so viele gut 
qualifizierte Frauen, und die müssen auch 
in Position gebracht werden.“  

Helga, du hättest doch Zeit! 
Wie Helga Machne die erste Bürgermeisterin Tirols wurde

Catharina Oblasser, Tiroler Tageszeitung

Helga Machne – seit 2019 Ehrenbürgerin  
der Stadt Lienz
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Steuerfindung für Städte 
und Gemeinden

Zur Realisierung von kommunalen Sonderprojekten bedarf es neben der herkömmlichen 
Finanzausgleichsmittel, wie gemeinschaftlicher Bundesabgaben, Finanzzuweisungen 

und bereits finanzausgleichsrechtlich vorgesehener ausschließlicher Gemeindeabgaben 
(Kommunalsteuer) weiterer Finanzmittel, welche Bund und Länder im Rahmen deren 

Steuerfindungsrecht für Städte und Gemeinden gesetzlich determinieren können.

Dr. Peter Mühlberger, Magistrat Linz, Konsulent

I. Abgaben
I.I Abgabenerhebung
Der Verfassungsgerichtshof unterscheidet 
zwischen der Erhebung von Abgaben und 
deren Einhebung im Sinne des § 11 F-VG 
1948 (VfGH 9. 12. 1957, B 115/57). Danach 
wird unter der Erhebung einer Abgabe die 
Erschließung einer Einnahmenquelle durch 
Einführung einer Steuerart für Zwecke der 
Finanzverwaltung verstanden.
Die Bundesabgabenordnung folgt nicht die­
ser Diktion, sondern subsumiert im § 1  
Abs. 3 BAO unter Erhebung von Abgaben 
alle der Durchführung der Abgabenvor­
schriften dienenden abgabebehördlichen 
Maßnahmen. 
Ein solches Abgabenerhebungsrecht als 
Abgabenerfindungsrecht (Steuerfindungs­
recht) steht rechtlich unbestritten lediglich 
dem Bund und den Ländern, nicht jedoch 
den Gemeinden zu.

I.II Abgabendefinition
Der verfassungsrechtliche Begriff der „Ab­
gaben“ geht weiter als der Begriff „Steuern“ 
im herkömmlichen Sprachgebrauch oder 
„Abgaben“ im Sinne des Gemeindeabgaben­

rechts und umfasst alle öffentlichen Geld­
leistungsverpflichtungen, welche kraft 
öffentlichen Rechts aufgrund genereller 
Rechtsnormen zwecks Erzielung von 
Einnahmen der Gebietskörperschaft allen 
auferlegt werden, welche die objektiven 
Tatbestandsmerkmale erfüllen.
Leistungen an andere Rechtsträger (Kör­
perschaften) als Gebietskörperschaften, wie 
Beiträge an Kammern, Fonds oder Sozial­
versicherungsträger sind keine Abgaben.
Öffentliche Abgaben können – vorbehalt­
lich der Bestimmungen des § 7 Abs. 5 und  
§ 8 Abs. 5 F-VG 1948 – nur aufgrund von 
Gesetzen erhoben werden können, womit 
das Finanz-Verfassungsgesetz 1948 den 
Begriff „öffentliche Abgaben“ erstmals 
vorgegeben und geprägt hat.

I.III Abgabeformen
Im Zusammenhang mit der Wahrnehmung 
des Abgabenerhebungsrechts ist vor allem 
auf die nach Finanzverfassung rechtlich 
zulässigen Abgabeformen Rücksicht zu 
nehmen. 
Danach sind im § 6 Abs. 1 F-VG 1948 vor­
gesehen

	Ý ausschließliche Bundesabgaben,
	Ý zwischen Bund, Ländern, Gemeinden 

geteilte Abgaben, wie auch gemein­
schaftliche Bundesabgaben, Zuschlags­
abgaben, gleichartige Abgaben von 
Bund und Ländern,

	Ý ausschließliche Landesabgaben,
	Ý zwischen Ländern und Gemeinden 

geteilte Abgaben, wie auch gemein­
schaftliche Landesabgaben, Zuschlags­
abgaben, gleichartige Abgaben von 
Ländern und Gemeinden,

	Ý ausschließliche Gemeindeabgaben.

Zur Abklärung möglicher (gleichartiger) 
Abgabeformen wurde § 6 Abs. 2 F-VG 1948 
aufgenommen (BGBl 686/1988), wonach 
die Erhebung von zwei oder mehreren auch 
gleichartigen Abgaben in den im § 6 Abs. 1 
F-VG 1948 genannten Haupt- und Unter­
formen von demselben Besteuerungsgegen­
stand nebeneinander rechtlich zulässig ist.
Dies bedeutet, dass der Bund nunmehr 
gleichartige Abgaben (beispielsweise wie 
die ehemals zur Einkommenssteuer als ver­
fassungswidrig aufgehobene Zinsertrags­
steuer), die Länder ihrerseits ebenfalls ©
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gleichartige Landesabgaben erheben kön­
nen und in weiterer Folge allenfalls auch die 
Städte und Gemeinden gleichartige Ab­
gaben erheben können.
Rechtlich zulässig wäre aber eine zur 
Bundesabgabe gleichartige Landesabgabe im 
Hinblick auf § 8 Abs. 3 F-VG 1948 ausschließ­
lich mit bundgesetzlicher Ermächtigung.

I.IV Abgabearten
Dieser weite finanzverfassungsrechtliche 
Begriff der Abgaben ist Überbegriff über

	Ý Steuern im allgemeinen herkömm­
lichen Sprachgebrauch,

	Ý Abgaben im Sinne des Gemeinde­
abgabenrechts,

	Ý Abgaben mit rein fiskalischem Charak­
ter, um Einnahmen für Bund, Länder 
oder Gemeinden ohne irgendwelcher 
Zweckwidmung zu erzielen,

	Ý Abgaben, die aus Anlass der Erbrin­
gung einer Leistung einer Gebiets­
körperschaft als Gegenleistung er­
bracht werden, wie etwa Müll- oder 
Marktgebühren,

	Ý Beitragsverpflichtungen an Kammern 
(Interessenvertretungen) und Sozial­
versicherungen, wie Kammer- oder 
Sozialversicherungsbeiträge, sind keine 
typischen Abgaben im finanzver­
fassungsrechtlichen Sinn.

Nach der Rechtsprechung wird der Begriff 
öffentlichen Abgaben sehr weit verstanden 
(siehe VfGH 23. 3. 1957, B 228/56, 14. 3. 
1961, B 52/60, 21. 6. 1972, B 330/71), unab­
hängig

	Ý ob hoheitliche (fiskalische) Zwecke zur 
Einnahmenerzielung verfolgt werden,

	Ý inwieweit auch Zweckwidmungen 
damit verbunden sind,

	Ý ob als Gegenleistung für den Verpflich­
teten gewährte Vorteile bestehen,

	Ý ob sie zur Realisierung von privat­
wirtschaftlichen Projekten (Verkehrs­
beruhigung) dienen,

	Ý zumal das Finanz-Verfassungsgesetz 
1948 keine Vorschriften enthalte, für 
welche Zwecke eigentlich Abgaben 
eingehoben werden dürfen.

II. Steuerfindung
II.I Steuerfindungsrecht – Bund 
Der Bund leitet ein gewisses Steuer­
findungsrecht aus nachstehenden finanz­

verfassungsrechtlichen und bundesgesetz­
lichen Rechtsnormen ab;

	Ý der Bund regelt gemäß § 7 Abs. 1 F-VG 
1948 die Bundesabgaben, die Ver­
teilung der Besteuerungsrechte und 
Abgabenerträge zwischen dem Bund, 
den Ländern und Gemeinden (§ 3 F-VG 
1948) und es ist ihm vorbehalten, Ab­
gaben zu ausschließlichen Bundes­
abgaben oder zu gemeinschaftlichen 
Abgaben zu erklären (§ 7 Abs. 2 F-VG 
1948),

	Ý die Bundesgesetzgebung kann die 
Gemeinden gemäß § 7 Abs. 5 F-VG 
1948 ermächtigen, Abgaben aufgrund 
eines Beschlusses der Gemeindever­
tretung auszuschreiben,

	Ý dem Bund kommt aber auch indirekt 
aus den Rechtsnormen des jeweiligen 
Finanzausgleichgesetzes ein Steuer­
findungsrecht zu, indem er (derzeit im  
§ 16 FAG 2017) legistisch eine Reihe 
von Landes- und Gemeindeabgaben 
vorsieht,

	Ý der Bund ist jedoch auch zur Steuer­
findung insofern berechtigt, als er in 
einzelnen Bundesgesetzen entspre­
chende Landes- und vor allem 
Gemeindeabgaben vorsehen kann 
(Verkehrsanschlussabgabe nach § 32 
Abs. 1 ÖPNRV-G 1999).

II.II Steuerfindungsrecht – Länder 
Den Ländern ist ebenfalls finanzver­
fassungsrechtlich und bundesgesetzlich ein 
gewisses Steuerfindungsrecht eingeräumt:

	Ý Die Landesgesetzgebung kann gemäß  
§ 8 Abs. 5 F-VG 1948 die Gemeinden er­
mächtigen, bestimmte Abgaben auf­
grund eines Beschlusses der Gemeinde­
vertretung zu erheben, wobei die Län­
der nicht allein auf die im § 16 FAG 2017 
vom Finanzausgleichgesetzgeber vorge­
gebenen Landes- und Gemeindeabga­
ben beschränkt sind, sondern im Hin­
blick auf die Begriffsbestimmung „ins­
besondere“ weitere Landes- und vor al­
lem Gemeindeabgaben rechtlich befugt 
sind, zu determinieren, der Landesge­
setzgeber dabei aber verpflichtet ist, die 
wesentlichen Merkmale dieser Abgaben 
(Höchstausmaß) zu bestimmen,

	Ý die Landesgesetzgebung kann die 
Gemeinden jedoch nicht nur zur Ab­
gabenerhebung ermächtigen, sondern 

gemäß § 8 Abs. 6 F-VG 1948 sogar zur 
Erhebung verpflichten bzw. die Lan­
desregierung zur Erhebung für die 
Gemeinden ermächtigen, wenn dies 
entweder zur Aufrechterhaltung oder 
Wiederherstellung des Haushalts­
gleichgewichtes oder zur Deckung 
bestimmter Haushaltserfordernisse 
erforderlich ist,

	Ý den Ländern ist auch aus der Regelung 
des § 17 Abs. 3 FAG 2017 ein gewisses 
Steuerfindungsrecht eingeräumt, und 
zwar im Rahmen der Ermächtigung der 
Gemeinden, im Rahmen von Gemein­
debeschlüssen selbstständige Abgaben 
auszuschreiben, diese Ermächtigung 
der Gemeinden zu erweitern.

Nach § 17 Abs. 3 FAG 2017 sind die Gemein­
den ermächtigt – vorbehaltlich weiter­
gehender Ermächtigung durch die Landes­
gesetzgebung – Lustbarkeitsabgaben, 
Hundeabgaben, Versteigerungsabgaben, 
Gebühren für die Benützung von Gemein­
deeinrichtungen und Gemeindeanlagen 
sowie Parkgebühren auszuschreiben. 
Der Finanzausgleichgesetzgeber spricht von 
weitergehender Ermächtigung durch die 
Landesgesetzgebung, was dahingehend zu 
verstehen ist, dass der Landesgesetzgeber 
hinsichtlich der sogenannten selbstständigen 
Gemeindeabgaben berechtigt ist, beispiels-
weise die Tatbestände zu erweitern, wie 
etwa bei der ehemaligen Getränkesteuer die 
Verpackungswerte in die Getränkesteuer-
Bemessungsgrundlage einzubeziehen 
(VfGH 1. 10. 1983 B 330/82) oder auch die 
vom Finanzausgleichgesetzgeber vorge­
sehenen Abgabenhöchstsätze, wie etwa bei 
den Lustbarkeitsabgaben, über das im 
Finanzausgleichgesetz vorgesehene Höchst­
ausmaß zu erweitern.
Die Länder dürfen allerdings keinesfalls die 
aus § 7 Abs. 5 F-VG 1948 und in weiterer 
rechtlicher Folge § 17 Abs. 3 FAG 2017 
resultierenden kommunalen Abgabener­
hebungsrechte der Städte und Gemeinden 
in irgendeiner Form einschränken (VfGH 
10. 10. 2002, G 229/02).

II.III Erhebungsbeispiele
Dieser weite Abgabenbegriff findet sich 
auch in der höchstgerichtlichen Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes

	Ý bei der sogenannten Ausgleichsabgabe 
nach dem Wiener Garagengesetz, 
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welche bei Nichterfüllung des Nach­
weises der erforderlichen Kfz-Einstell­
plätze bei Wohn-, Geschäfts- und In­
dustriebauten als Voraussetzung für 
eine Baubewilligung zu entrichten ist,

	Ý bei einer Dienstgeberabgabe nach dem 
Wiener Dienstgeberabgabegesetz  
(U-Bahn-Steuer), wonach die Dienst­
geber mit mindestens einem oder 
mehreren Dienstnehmern aufgrund 
des Dienstverhältnisses eine Dienst­
geberabgabe zu entrichten haben.

Wirtschaftspolitische Überlegungen führten 
zur Erhebung einer Wiener Dienstgeber­
abgabe, wonach sämtliche Dienstgeber, 
welche Dienstverhältnisse mit einen oder 
mehreren Dienstnehmern abgeschlossen 
haben, eine sogenannte Dienstgeberabgabe 
zu entrichten haben und der Ertrag dieser 
Abgabe gemäß § 9 des Gesetzes über die 
Einhebung einer Dienstgeberabgabe, LGBl. 
Nr. 5/79, der Stadt Wien zur Errichtung 
einer Untergrundbahn zufällt. Dazu hat der 
Verfassungsgerichtshof eindeutig klar­
gestellt, dass unter dem Gesichtspunkt der 
Zweckwidmung des Abgabenbetrages in die 
Regelung der Abgabe keine Bedenken be­
stehen (VfGH 21. 6. 1972, B 330/71). Daraus 
folgerte das Höchstgericht im Zusammen­
hang mit der Wiener Dienstgeberabgabe 
(U-Bahn-Steuer), dass

	Ý die Erhebung einer Steuer mit dem 
Sachlichkeitsgebot und dem Gleich­
heitsgrundsatz in Einklang zu bringen 
ist,

	Ý es rechtlich zulässig ist, lediglich eine 
bestimmte Personengruppe aus rechts­
politischen Erwägungen mit einer 
Abgabenverpflichtung zu belasten, 
sofern darin nicht eine sachfremde 
Differenzierung vorliegt.

II.IV Steuerpolitik
Im Rahmen des Finanzwesens und damit 
auch subsidiär Abgabenwesens ist das Steu­
erfindungsrecht von Bund und Ländern 
auch mit steuerpolitischen, wirtschaftspoli­
tischen oder sonstigen politischen Gründen 
praktisch sehr weit auszulegen (VfGH 7. 12. 
1971, B 30/71), wonach die im Rahmen des 
Steuerfindungsrechtes differenzierte 
Behandlung einzelner Gruppen sachlich 
vertretbar erscheint und keine Unsachlich­
keit bedeutet, wie etwa die Einführung von 

Lustbarkeitsabgaben mit Zweckwidmung 
des Ertrages.
Die Steuerfindung ist jedoch auch politi­
schen Differenzen ausgesetzt; so wurde die 
geplante NÖ Handymastensteuer zum 
Schutz der Bevölkerung und Eindämmung 
der Flut von Handymasten wegen Bundes­
interessen zum Ausbau des Mobilfunks und 
wegen befürchteter Überwälzung dieser 
Gemeindeabgabe auf Nutzer zurück­
gezogen.
Hinsichtlich einer Abgabe auf Windkraftan­
lagen wurde  (Taucher, „Grüner Strom“ – 
Abgaben auf Windkraft- und Photovoltaik­
anlagen, RfG 2014) die Rechtsauffassung 
vertreten, dass 

	Ý dem Landesgesetzgeber eine abgaben­
rechtliche Äquivalenz zuzustehen ist, 
welches die diversen Belastungen und 
Beeinträchtigungen von Mensch, Tier 
und Umwelt sowie der Wert- und Nut­
zungsverluste der Standortgemeinden 
angemessen abzugelten vermag, 

	Ý die Solar- und Windkraftanlagen­
abgaben sich in keinem wesentlichen 
Interessenskonflikt zu den bundes­
gesetzlichen Förderungsmaßnahmen 
befinden würden und sie daher nicht 
als Verstoß gegen das Rücksichts­
nahmegebot zu werten seien,

	Ý wobei zuletzt auch diese Gemeinde­
abgabe heftig kritisiert wurde, weil  
sie Bundesinteressen zur Schaffung er­
neuerbarer Energie entgegenstehen 
würde.

III. �Kriterien der Steuer­
erfindung

III.I Abgabengleichartigkeit
Bei der rechtlichen Beurteilung von gleich­
artigen Abgaben sind zu berücksichtigen, 

	Ý die wesentlichen Merkmale der spezi­
fisch gegenüberzustellenden Abgaben,

	Ý sonstige Merkmale, wie etwa Erhe­
bungsform oder Bemessungsgrundlage 
der Abgaben,

	Ý die Bedeutung für Steuerpflichtige und 
hebeberechtigte Kommunen.

So hat die höchstgerichtliche Recht­
sprechung im Zusammenhang mit dem 
Gleichartigkeitsverbot eine der Einkom­
menssteuer gleichartige Zinsertragssteuer 
(Verbot gleichartiger Abgaben vor der 
F-VG-Novelle 1988) und eine landes­
gesetzliche Standortabgabe zum 

bundesgesetzlichen Altlastenbeitrag (ohne 
bundesgesetzliche Ermächtigung) auf­
gehoben.
Keine (rechtswidrige) Gleichartigkeit der 
Abgaben wäre jedoch nach der höchst­
gerichtlichen Rechtsprechung bei der soge­
nannten bundesgesetzlichen Dienstgeber­
abgabe und bei der Vorschreibung einer 
Vergnügungssteuer für den Betrieb von 
Video-Lotterieterminals (Geldspielappa­
rate) gegeben.

Die Gleichartigkeit von Abgaben ist daher
	Ý in einer ersten Prüfungsstufe von der 

Belastungskonzeption und dem Steuer­
tatbestand,

	Ý in einer zweiten Prüfungsstufe von den 
sonstigen Abgabenmerkmalen und vor 
allem von der Bemessungsgrundlage 
abhängig.

Sind die Erhebungsformen und vor allem 
die Bemessungsgrundlagen von verschie­
den zu prüfenden Abgaben unterschiedlich, 
können diese Abgaben nicht gleichartig sein 
(siehe VfGH 13. 6. 2012, G 6/12, und Mühl­
berger/Ott/Pilz/Sturmlechner, „Das Ab­
gabenrecht der Städte und Gemeinden“, 
Manz Verlag, Seite 109 ff).

Im Zusammenhang mit der landesgesetz­
lichen Einführung einer sogenannten  
U-Bahn-Steuer wäre hinsichtlich der Ab­
gabengleichartigkeit rechtlich zu prüfen 

	Ý die Wiener Dienstgeberabgabe 
(U-Bahn-Steuer) 
	Ý verschiedene Bundesländer

	Ý die bundesgesetzlich geregelte 
Dienstgeberabgabe 
	Ý dient dem Versicherungsschutz

	Ý die Nahverkehrsanschlussabgabe 
	Ý dient dem Anschluss an Betriebs­

ansiedlungen und berechnet die 
Abgabe von Betriebsansiedlungs­
flächen, während U-Bahn-Steuer von 
Unternehmern mit Dienstverhältnis­
sen eingehoben werden konnte,

	Ý die Kommunalsteuer 
	Ý bei der U-Bahn-Steuer kommen feste 

Tarifsätze, bei der Kommunalsteuer 
variable Bemessungsgrößen 
(Arbeitslöhne)  zur Anwendung.

III.II Rücksichtsnahmegebot
Die Verfassungsgesetzgebung verlangt  
mit dem Rücksichtsnahmegebot vor 
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Erlassung von Rechtsnormen eine Be­
dachtnahme auf fremde Zuständigkeiten 
und daraus abgeleitete Regelungsziele  
(Mühlberger/Ott, „Die Kommunen im 
Finanz- und Steuerrecht“, dbv Verlag, 
Seite 42 ff, sowie Mühlberger/Ott/Pilz/
Sturmlechner, „Das Abgabenrecht der 
Städte und Gemeinden“, Manz Verlag, 
Seite 102). Danach ist der rechtspolitische 
Gestaltungsspielraum insoweit ein­
geschränkt, als es den Gebietskörper­
schaften verwehrt ist, Regelungen zu 
treffen, die sich als sachlich nicht gerecht­
fertigte Beeinträchtigung der Effektivität 
anderer gesetzlicher Regelungen darstel­
len (Rücksichtsnahmeprinzip).
Eine allfällige Verletzung des Rücksichts­
nahmegebotes könnte eine Beschluss­
fassung eines Landesgesetzes erschweren 
oder gar ausschließen, zumal die Bundes­
regierung nach § 9 F-VG 1948 gegen 
Landtagsbeschlüsse innerhalb von acht 
Wochen einen mit Gründen versehenen 
Einspruch wegen Gefährdung von Bundes­
interessen erheben kann, worauf das 

gesetzlich vorgesehene Verfahrensszenario 
in Gang gesetzt würde.
Das Rücksichtsnahmegebot soll anhand von 
nachstehendem Beispiel dokumentiert 
werden: Wenn nach dem Fernmeldegesetz 
auf Anordnung des Bundesgesetzgebers der 
Gebrauch von privatem und öffentlichem 
Grund für die Verlegung von Fernmelde­
leitungen grundsätzlich unentgeltlich zu 
erdulden ist, dann würde eine (gegenteilige) 
landesgesetzliche Regelung, beispielsweise 
nach dem landesgesetzlichen Gebrauchs­
abgabegesetz die Erhebung einer 
Gebrauchsabgabe für die Benützung des 
öffentlichen Gutes, einen Verstoß gegen das 
Rücksichtsnahmegebot darstellen (VfGH  
7. 12. 1984, B 43/83).

III.III Vertrauensschutz
In ständiger Rechtsprechung wird die 
Rechtsauffassung vertreten, dass das bloße 
Vertrauen auf den unveränderten Fort­
bestand der gegebenen Rechtslage keinen 
besonderen verfassungsrechtlichen Schutz 
genießt; es bleibt vielmehr dem Gesetzgeber  

aufgrund des ihm zukommenden rechts­
politischen Gestaltungsspielraumes grund­
sätzlich unbenommen, die Rechtslage auch 
zu Lasten der Betroffenen zu verändern 
(VfGH 18. 6. 2019, G 150-151/2018).

III.IV Beihilfeverbot
Nach Art. 107 AEUV (Beihilfeverbot) wer­
den nicht nur Geldzuweisungen, sondern 
auch Steuerbegünstigungen erfasst; eine 
weitere U-Bahn-Steuer würde dem Beihilfe­
verbot nicht widersprechen

Resümee
Das Steuerfindungsrecht der Länder kann 
von steuerpolitischen und wirtschafts­
politischen Überlegungen geprägt sein, 
sofern sie sachlich gerechtfertigt sind, 
muss allerdings den genannten recht­
lichen Kriterien einer Steuerfindung ent­
sprechen; eine praktisch politische 
Durchsetzbarkeit einer „U-Bahn-Steuer“ 
könnte aber wegen Einwänden seitens der 
Wirtschaft möglicherweise problematisch 
werden.�

KONTAKTIEREN SIE UNS UNTER:  
ANFRAGE@PROJEKT-SPIELBERG.COM

 SPIELEND 
 ZUM
 ERFOLG 

 AM SCHÖNSTEN 
 SPIELPLATZ ÖSTERREICHS

EVENTS, MEETINGS, INCENTIVES, 
TAGUNGEN, SEMINARE, TEAM-

BUILDINGS u.v.m.

PROJEKT-SPIELBERG.COM

OeGZ_05_2021_kkk.indd   63OeGZ_05_2021_kkk.indd   63 27.04.21   10:5227.04.21   10:52



Finanzen

64 ÖGZ 5/2021

Ertragsanteilsvorschüsse für April 2021
(Beträge in 1.000 EURO, ohne Zwischenabrechnung)

Ertragsanteile, die auf die Gemeinden verteilt werden:
a) - nach Steuerarten

Ertrag für 04/20211 Veränderung ggü. 04/2020 Ertrag für 01–04/2021 Veränderungen ggü. 01–04/2020
in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

Steuern, 
Einkommen,  
Vermögen (gesamt)

583.001 -11,5 % 2.186.776 1,7 %

davon:
Veranlagte  
Einkommensteuer

124.839 -12,7 % 306.359 -13,3 %

Lohnsteuer 260.658 -4,4 % 1.397.432 16,4 %
Kapitalertragsteuer 13.013 -1,7 % 84.303 14,6 %
Kapitalertragsteuer auf 
sonstige Erträge

10.820 35,1 % 29.523 16,2 %

Körperschaftsteuer 170.337 -22,0% 362.577 -26,2 %
Stabilitätsabgabe 2.249 4.120 -15,8 %
Sonstige Steuern  
(gesamt)

378.280 -26,5 % 1.830.321 -6,5 %

davon:
Umsatzsteuer 169.947 -44,5 % 944.504 -13,6%
Tabaksteuer 13.746 -15,3 % 69.052 -4,0 %
Biersteuer 222 -62,7 % 6.259 3,6 %
Mineralölsteuer 9.770 -60,4 % 135.778 -12,0 %
Alkoholsteuer 1.429 -20,1 % 5.628 -17,9 %
Energieabgabe 15.793 40,2 % 48.362 12,2 %
Normverbrauchsabgabe 3.183 -24,5 % 15.579 -16,5 %
Grunderwerbsteuer  
(93,706 % Gemeinden)

126.191 12,9 % 470.079 9,8 %

Versicherungssteuer 10.873 -1,5 % 43.548 1,7 %
Motorbezogene  
Versicherungssteuer

22.031 1,3 % 70.366 3,3 %

KFZ-Steuer 1.386 -2,2 % 3.005 -2,5 %
Konzessionsabgabe 2.880 21,6 % 13.498 13,7 %
Kunstförderungsbeitrag 0 523 -0,5 %

1) Datenquelle: BMF – Budgetvollzug (Ertragsanteile): i. d. R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats

b) länderweise Anteile *)

Ertrag für 04/20211 Veränderung ggü. 04/2020 Ertrag für 01–04/2021 Veränderungen ggü. 01–04/2020
in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

Burgenland 23.948 -18,2 % 100.956 -1,7 %
Kärnten 56.693 -19,1 % 240.386 -1,9 %
Niederösterreich 154.259 -18,9 % 657.017 -2,2 %
Oberösterreich 148.956 -18,4 % 625.642 -2,1 %
Salzburg 65.528 -16,8 % 277.127 -0,6 %
Steiermark 119.551 -17,4 % 500.683 -1,7 %
Tirol 84.162 -19,0 % 355.141 -1,9 %
Vorarlberg 44.720 -20,0 % 189.984 -3,3 %
Wien 263.464 -17,2 % 1.070.683 -3,0 %
Summe 961.280 -18,1 % 4.017.620 -2,2 %

*) ohne Zwischenabrechnung
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Föderalismus  
nach der Krise 
Business as usual  
oder Systemwandel?
Friedrich Klug und Bernhard Ebner haben 
eine zweite, erweiterte und ergänzte Auflage 
des IKW-Bandes 136 „Föderalismus“ her-
ausgegeben. Es geht um die Klärung der 
brennenden Fragen, ob der Föderalismus 
die Bewältigung der Krise ermöglicht oder 
erschwert, ob man aus der Krise etwas ge-
lernt hat und mit welchen Herausforderun-
gen der öffentliche Sektor, besonders die 
Gemeinden, konfrontiert sind. Die entschei-
dende Frage ist, wer letztlich die Zuschüsse, 
„koste es was es wolle“, tragen wird. 
Behandelt werden Fragen der Verschul-
dung, der Ankurbelung des Wirtschafts-
kreislaufs, der Privatisierung, Renaissance 
des Staates, der Re-Kommunalisierung, der 
Wohlfahrt und des qualitativen Gemein-
wohls. Die Besonderheiten des Föderalis-
mus österreichischer Prägung, Probleme 
und Lösungsvorschläge werden ebenso aus-
führlich dargestellt wie der Föderalismus 
im Lichte der Coronakrise in Österreich, in 
Deutschland und in den skandinavischen 
Ländern. 
Kompetente AutorInnen beziehen zu Fra-
gen der Strukturreform und des Finanzaus-
gleichs zwischen allen Ebenen des Staates, 
der Bürgernähe, Subsidiarität und födera-
len Einbindung der Gemeinden Stellung.

Friedrich Klug, Bernhard Ebner 
(Hg.) | IKW­Band 136 |  
Online­Bestellmöglichkeit unter:  
www.ikw.co.at | € 10,00 | Broschur 

Untätigkeit im 
 Öffentlichen Recht 
Problemstellungen – 
 Rechtsschutz – Perspektiven
Forschungen aus Staat  
und Recht Bd. Nr. 186
Dieses Werk widmet sich dem erstmals in 
einem breiteren Kontext behandelten 
Thema der staatlichen Untätigkeit im 
 öffentlichen Recht. Zu diesem Zweck wer-
den mehrere Staatsfunktionen hinsichtlich 
ihrer idealtypischen Handlungsformen 
 einer eingehenden Betrachtung unterzogen: 
die Gesetzgebung, die Verwaltung und die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Behandelt 
werden sowohl verfassungs- als auch ver-
waltungsrechtliche Aspekte gleichermaßen, 
wodurch wissenschaftliche Erkenntnisse in 
beiden Teilbereichen des öffentlichen 
Rechts hervorgebracht werden.
Im Rahmen dieser Dissertation wird grund-
sätzlich und in systematisierender Weise 
untersucht, wann eine Untätigkeit staat-
licher Organe aus rechtlicher Perspektive 
problematisch ist. Ebenfalls wird beleuch-
tet, welche Sanktionen und Rechtsfolgen 
eine solche Untätigkeit, sowohl auf Ebene 
des Verfassungsrechts als auch auf einfach-
gesetzlicher Ebene in casu nach sich zieht. 
Somit bietet dieses Werk eine umfassende 
Analyse der wesentlichen Aspekte staat-
licher Untätigkeit aus öffentlich-rechtlicher 
Perspektive.

Jakob A. Egger | Verlag Österreich 
GmbH | ISBN: 978­3­7046­8466­0 |  
€ 109,00 | 451 Seiten | broschiert 

Vom Wert des Menschen 
Warum wir ein bedingungs­
loses Grundeinkommen 
 brauchen
Geld ohne Leistung? Wer soll das bezahlen? 
Die Corona-Pandemie hat der Diskussion 
um das bedingungslose Grundeinkommen 
eine neue Dimension gegeben. Die EU- 
Expertin für Technologiepolitik Barbara 
Prainsack liefert in diesem Buch interes-
sante Antworten zur Zukunft der Arbeit und 
des Sozialsystems. Anhand von anschau-
lichen Beispielen wird das Thema von vielen 
Seiten betrachtet – da ist der Tiroler Gastro-
nom, der kaum Fachkräfte findet, oder der 
IT-Unternehmer, der überzeugt ist, dass mit 
einem Bürgergeld „alle auf der faulen Haut“ 
lägen. Die erfolgreiche Architektin mit zwei 
Kindern denkt über soziale Anerkennung 
nach, die arbeitslose Musiklehrerin berich-
tet über ihr Experiment mit dem Grundein-
kommen und die Eltern einer Jung-Akade-
mikerin fragen sich, ob es für ihre Tochter 
mehr als unbezahlte Praktika gibt. 
Barbara Prainsack erklärt verständlich zen-
trale Begriffe, deckt falsche Argumente auf 
und erhellt, wie die Umsetzung in Öster-
reich, Deutschland und Europa gelingen 
kann. Ein Leitfaden für das Sozialsystem 
von morgen, bei dem eine Frage im Mittel-
punkt steht: Wie viel ist der Mensch in 
 Zeiten der Digitalisierung und tiefgreifen-
der Umbrüche noch wert? Antworten zur 
Zukunft der Arbeit und des Sozialsystems.

Barbara Prainsack | Brandstätter 
Verlag 2020 | ISBN: 978­3­7106­
0464­5 | € 20,00 | 192 Seiten | 
Flexocover
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Recycling in Bordeaux 
Eigene Behälter für Zigarettenstummel, Kaugummis und Masken

Bereits seit 2016 sammelt und wieder­
verwertet Bordeaux Zigarettenstummel. 
Nun werden neue Sammelboxen für Kau­
gummis getestet, um die Bevölkerung zu 
sensibilisieren. Kaugummi löst sich erst 
nach drei bis zehn Jahren auf, im Meer sogar 
erst nach 25 Jahren. Mehr als 100.000 Ton­
nen Plastikmüll in den Meeren sind auf Kau­
gummi zurückzuführen. Für die Beseitigung 
dieser Verschmutzungen geben Kommunen 
Tausende Euro aus – Bordeaux etwa jährlich 
4 Euro pro Quadratmeter. Die neuen Sam­
melboxen werden alle drei Wochen von 
Arbeitssuchenden, die sich wieder in den 
Arbeitsmarkt integrieren wollen, geleert. 
Zur Wiederverwertung möchte KeeNat noch 
vor dem Sommer eine Recyclingwerkstatt 
für Zigarettenstummel, Masken und Kau­
gummis eröffnen. Das Unternehmen hat mit 
Laboren ein umweltfreundliches Verfahren 

entwickelt, wodurch aus den ersten beiden 
Stoffen Plastik gewonnen wird. Kaugummis 
werden derzeit für die Herstellung von 
Schuhsohlen oder die Verwendung des 
Kunststoffs in Sportgeräten getestet.

Sag mir,  
wo die Frauen sind

Großbritannien sucht Denkmäler 
von „echten Frauen“.

Eine britische NGO möchte derzeit die 
Bevölkerung in Großbritannien auf Denk­
mäler, die an Frauen erinnern, aufmerksam 
machen. Im Jahr 2016 zeigte eine Studie, 
dass in Großbritannien etwa 500 öffentliche 
Standbilder und Büsten Männer darstellen, 
die wenigen Frauenbildnisse stehen ent­
weder für mythologische Figuren oder 
weibliche Mitglieder der Königsfamilie, an 
bürgerliche Frauen erinnerten damals ge­
rade einmal 25 Denkmäler. Besonders aus­
sichtslos ist die Suche nach Gedenkstellen 
für Frauen mit nicht-weißer Hautfarbe. 
Hintergrund der aktuellen Initiative ist ein 
Vorschlag konservativer Parlaments­
abgeordneter, Gedenkzeichen für alle Per­
sonen zu errichten, die jemals das prestige­
trächtige Victoria Cross and George Cross 
erhalten haben. Von den bisher rund  
1.700 geehrten Personen sind jedoch nur elf 
weiblich. Um den Gender Gap nicht noch 
weiter zu vergrößern, fordern britische 
Frauenrechtsgruppen stattdessen neue 
Standbilder, die an wichtige Frauen der 
britischen Kultur und Geschichte erinnern 
– etwa die Suffragette Mary Clark oder die 
Autorin Virginia Woolf.
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Einfach verstehen
Schweizer Behörden bemühen sich um leichte Sprache.

Das Winterthurer Stadtrichteramt stellte 
im Jahr 2019 fest, dass viele Bußgelder 
nicht bezahlt werden, weil die Menschen 
die Strafbefehle nicht richtig verstanden 
haben. Also begann die Behörde, die For­
mulierungen zu vereinfachen und Texte 
klarer aufzubauen. Dadurch gab es 2020 
Mehreinnahmen von umgerechnet rund 
180.000 Euro. 
Auch die Kindes- und Erwachsenenschutz­
behörde (Kesb) Solothurn hat ihre Korres­
pondenzen und Broschüren in einfache 
Sprache übersetzen lassen. Das Resultat: 
weniger empörte Anrufe von BürgerInnen. 

„Die Klienten haben formuliert, dass, wenn 
sie solche Briefe erhalten, sie davon aus­
gehen, dass sie mit der Kesb auch sprechen 
können. In diesem Sinne hat sich die 
Kommunikation verbessert“, sagt Gabriela 
Antener, Professorin an der Hochschule für 
Soziale Arbeit, die das Projekt umgesetzt 
hat. 
Auch andere Behörden haben damit be­
gonnen, Informationen in leichter Sprache 
anzubieten. Auf den Websites der Kantone 
Zürich, Bern und St. Gallen beispielsweise 
finden sich Bereiche, in denen die Inhalte 
vereinfacht zusammengefasst werden.

Zu guter Letzt

66 ÖGZ 5/2021

Die 2016 in London errichtete Statue von 
Mary Seacole war das erste Denkmal für 
eine schwarze Frau in Großbritannien.
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Kontakt
oegz@staedtebund.gv.at
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Ausblick ÖGZ 6/2021 
Schwerpunkt: Digitalisierung 

Stadtverwaltung im Homeoffice, TV-
Studio in den Amtsstuben oder Geo­
daten zur Pandemiebekämpfung: In 
der nächsten Ausgabe der ÖGZ 
beleuchten wir den Digitalisierungs­
schub, den die Pandemie in vielen 
Städten und Gemeinden ausgelöst hat. 
Die Ausgabe 6/2021 erscheint am  
3. Juni 2021.

Termine des 
Städtebundes 

Aktuelle Termine bzw. Änderungen 
und Teilnahmelinks für Ausschüsse, 
Arbeitskreise und andere Veranstal­

tungen finden sich auf unserer 
Homepage www.staedtebund.gv.at.

70. Österreichischer Städtetag

10. – 12. November 2021

ST. PÖLTEN
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Termine
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zum Greifen nah.

Im kristallklaren Wasser unseres Badesees schwimmen, 
von bequemen Liegen aus den endlos weiten Blick 
in die Natur genießen. Und dem Abendkonzert 
unserer Fauna bei einem Sundowner an der Beach-Bar 
lauschen: In der St. Martins Therme & Lodge wartet 
die Entspannung auf Sie. 

www.stmartins.at
Tel.: +43 2172 20500
7132 Frauenkirchen
Im Seewinkel 1

UrlaubUrlaub,,
Insel -nsel -
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